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VORWORT

m März 1995 fand in Kopenhagen
der Weltgipfel für soziale Entwick-
lung statt. Weit über 100 Staats-

und Regierungschefs verpflichteten
sich dort, der weltweiten Bekämpfung
von Armut, Arbeitslosigkeit und so-
zialer Ausgrenzung künftig höchste
Priorität in ihrer Politik einzuräumen.
Fünf Jahre danach veranstalteten die
Vereinten Nationen vom 26. bis 30.
Juni 2000 in Genf eine Sondertagung
der Generalversammlung, um eine
erste Zwischenbilanz zu ziehen und
neue Initiativen zur Verwirklichung
der Kopenhagener Beschlüsse zu ver-
einbaren.

Dies war dringend erforderlich. Denn
während sich in den vergangenen
Jahren die Globalisierung der Wirt-
schaft in rasantem Tempo fortsetzte,
blieben politische Fortschritte bei der
Bekämpfung der Armut, bei der Re-
duzierung der Arbeitslosigkeit und der
Beseitigung von Diskriminierung und
Ausgrenzung weitgehend aus. Im
Gegenteil: Die Zahl der Menschen,
die in absoluter Armut leben, ist seit
1995 noch gestiegen, die ökonomi-
sche Ungleichheit zwischen reichen
und armen Ländern hat sich weiter
vergrößert, Finanzkrisen haben die
soziale Lage in einer Reihe asiatischer
und lateinamerikanischer Länder so-
wie in Russland verschärft.

Gewerkschaften und Nichtregie-
rungsorganisationen haben als Kon-
sequenz aus diesen Entwicklungen
von der Genfer Sondergeneralver-
sammlung konkrete Schritte zur sozi-
alen Gestaltung der Weltwirtschaft
gefordert. Bei einer gemeinsamen
Konferenz von DGB, DGB-Bild-
ungswerk, terre des hommes und
WEED wurden am 11. und 12. Mai
2000 in Berlin entsprechende Forde-

rungen mit VertreterInnen der Bun-
desregierung und internationalen
Gästen diskutiert. Diese Broschüre
enthält eine Auswahl der dort präsen-
tierten Beiträge.

Im zweiten Teil werden die Beschlüsse
der Genfer Sondergeneralversamm-
lung erstmals in deutscher Sprache im
Wortlaut dokumentiert. Auf diese
Weise kann ein direkter „Soll-Ist-
Vergleich“ zwischen dem, was vor
Genf gefordert wurde, und dem, was
schließlich erreicht wurde, vorge-
nommen werden. Die Bilanz fällt aus
Sicht von Gewerkschaften und
Nichtregierungsorganisationen zwie-
spältig aus. Hoffnungen, der Geist der
„Post-Seattle-Ära“ würde der sozia-
len Frage in der internationalen Politik
neuen Auftrieb geben, erfüllten sich
nicht, wie eine kritische Bewertung
der Genfer Ergebnisse im Schlussteil
dieser Broschüre feststellt.

Aber gerade weil viele der weltweiten
sozialen Probleme ungelöst sind, blei-
ben die Analysen und Forderungen,
die im ersten Teil dieser Broschüre
formuliert werden, auch nach der
Genfer UN-Konferenz aktuell. Die
Frage, wie Globalisierung sozial ge-
staltet werden kann, wird daher in
den nächsten Jahren mit Sicherheit
nicht von der internationalen Agenda
verschwinden. Dafür werden nicht
zuletzt Gewerkschaften und Nichtre-
gierungsorganisationen sorgen. Die
vorliegende Dokumentation ist ein
gemeinsamer Beitrag dazu.  n
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1. KOPENHAGEN + 5
Für einen neuen globalen Entwicklungskonsens

JENS MARTENS, WEEDJENS MARTENS, WEED
und

PETER EISENBLÄTTER,PETER EISENBLÄTTER,
terre des hommesterre des hommes

Einleitung
m März 1995 fand in Kopenhagen
der Weltgipfel für soziale Entwick-
lung statt. Weit über 100 Staats-

und Regierungschefs verpflichteten
sich dort in einer gemeinsamen Er-
klärung und einem Aktionsprogramm,
der Bekämpfung von Armut, Arbeits-
losigkeit und sozialer Ausgrenzung
künftig höchste Priorität einzuräu-
men. Fünf Jahre danach veranstalten
die Vereinten Nationen im Juni 2000
in Genf eine Sondertagung der Ge-
neralversammlung, um eine erste
Zwischenbilanz zu ziehen und neue
Initiativen zur Verwirklichung der Ko-
penhagener Beschlüsse zu vereinba-
ren.

Terre des hommes und WEED neh-
men dies zum Anlass, um in der fol-
genden Stellungnahme auf die gra-
vierenden Defizite bei der Verwirkli-
chung der Kopenhagener Beschlüsse
hinzuweisen und entschiedenere
Schritte auf dem Weg zu sozialer
Gerechtigkeit in und zwischen den
Gesellschaften einzufordern. Denn
trotz einzelner Fortschritte bei der Be-
kämpfung der Armut, bei der Redu-
zierung der Arbeitslosigkeit und der
Beseitigung von Diskriminierung und
Ausgrenzung hat sich die soziale Lage
weltweit in den vergangenen fünf
Jahren kaum verbessert. Der UNO-
Generalsekretär stellt dies in seinem
Bericht über die bisherige Umsetzung
der Kopenhagen-Beschlüsse unmiss-
verständlich fest1:

• Obwohl die relative Armut zu-
rückgegangen sein mag, ist die
absolute  Zahl der Menschen in

                                                
1 Comprehensive Report on the Implemen-
tation of the Outcome of the World Summit
for Social Development. Report of the Sec-
retary-General. (UN Dok. E/CN.5/2000/2
vom 13. Dezember 1999), para 5.

Armut weltweit weiter gewach-
sen.

• Lokale und regionale Konflikte
haben in vielen Ländern Rück-
schläge bei der sozialen Integra-
tion verursacht.

• Die Ungleichheit in der Welt nahm
weiter zu - sowohl innerhalb als
auch zwischen den Nationen. Die
Ungleichheit wuchs beim Ein-
kommen, bei der Beschäftigung,
beim Zugang zu sozialen Dienst-
leistungen und bei den Beteili-
gungsmöglichkeiten in öffentli-
chen und zivilgesellschaftlichen In-
stitutionen.

• Im Gegensatz zu der Verpflich-
tung von Kopenhagen, die Zu-
sammenarbeit für soziale Ent-
wicklung im Rahmen der UNO zu
stärken, sind die Mittel für diese
Zwecke gesunken. Gleichzeitig ist
die Schuldenlast merklich gewach-
sen und hat die Mittel für soziale
Entwicklung weiter reduziert. Da
weithin anerkannt wurde, dass
diese Schulden nicht tragfähig
sind, wurde immerhin die Ent-
schuldungspolitik für die ärmsten
Länder forciert.

• Durch die Liberalisierung der Ka-
pitalflüsse wurde die Welt ver-
wundbarer für plötzliche Finanz-
schocks mit schwerwiegenden so-
zialen und ökonomischen Konse-
quenzen. Darüber hinaus sind die
eigentlichen Opfer solcher
Schocks immer weniger in der La-
ge, ihre soziale Situation aus eige-
ner Kraft zu verbessern.

Das Kopenhagener Bekenntnis zu
sozialem Ausgleich auf nationaler und
internationaler Ebene stand in den
vergangenen Jahren in deutlichem
Kontrast zur fortgesetzten Politik
neoliberaler Globalisierung, wie sie
sich v.a. im Internationalen Währ-
ungsfonds (IWF), der Weltbank, der
Welthandelsorganisation (WTO) und
der Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD) widerspiegelte.

Erst seitdem das Scheitern der alten
Konzepte immer augenfälliger wurde,

ist ein politisches Umschwenken zu
erkennen. IWF und Weltbank spre-
chen heute nicht mehr von Struktur-
anpassung , sondern von Armutsredu-
zierung, die Erweiterte Strukturanpa s-
sungsfazilität des IWF (Enhanced
Structural Adjustment Facility - ESAF)
wurde kurzerhand in Armutsbe-
kämpfungsfazilität (Poverty Reducti-
on and Growth Facility – PRGF) um-
benannt, in der WTO ist der Streit ü-
ber das Tabuthema “Sozialstandards”
neu entbrannt, und die OECD befasst
sich nach dem Scheitern des MAI nun
verstärkt mit der Rolle und Verant-
wortung der Privatwirtschaft im Ent-
wicklungsprozess (im Rahmen der
Reform der OECD-Leitsätze für Mul-
tinationale Unternehmen).

Ob all dies eher taktische Zugeständ-
nisse an die Adresse der wachsenden
Opposition gegen ein blindes Ver-
trauen in die Kräfte des Marktes sind,
oder Zeichen einer endgültigen Ab-
kehr vom “Washington Konsensus”,
muss sich in der materiellen Politik all
dieser Organisationen in den nächs-
ten Monaten und Jahren beweisen.
Als erstes globales Gipfeltreffen in der
“Post-Seattle-Ära” (so EU-Entwick-
lungskommissar Poul Nielson) bietet
die Genfer Sondergeneralversamm-
lung zu Beginn des neuen Jahrtau-
sends die Chance, in dieser Hinsicht
ein politisches Zeichen von hoher
Symbolkraft zu setzen: Die Staaten
sollten dort an die Stelle des Wa-
shington Konsensus einen neuen
Genfer Konsensus setzen, und damit
demonstrieren, dass sie künftig nicht
nur ihre Umwelt- und Entwicklungs-
politik, sondern ebenso ihre Wirt-
schafts- und Finanzpolitik stets an den
Zielen sozialer Gerechtigkeit und ö-
kologischer Tragfähigkeit ausrichten
werden.

Zu diesem Zweck sollten von Genf
politische Initiativen in den folgenden
Bereichen ausgehen:

I
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1. Stabilisierung und Kontrolle
der Finanzmärkte

Die Liberalisierung der globalen Ka-
pitalmärkte und die einseitige Orien-
tierung der Politik an den Interessen
ausländischer Gläubiger und Investo-
ren hat zu den Finanzkrisen der letz-
ten Jahre in Asien, Russland und La-
teinamerika erheblich beigetragen.
Ihre Folgen blieben nicht auf die Fi-
nanzsphäre beschränkt, sondern er-
streckten sich auf die gesamten
Volkswirtschaften. In den betroffenen
Ländern, insbesondere in Mexiko, In-
donesien, Thailand und der Republik
Korea, sind Armut und Arbeitslosig-
keit z.T. dramatisch gestiegen.

Die EU und die USA haben sich bis-
lang geweigert, die internationalen
Finanzkrisen und ihre sozialen Folgen
als Thema des Kopenhagen-Prozesses
zu akzeptieren, und stattdessen auf
die “zuständigen Foren” IWF und
Weltbank verwiesen. Jede politische
Strategie für soziale Entwicklung muss
jedoch auch die wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen berücksichti-
gen, will sie sich nicht allein auf das
“Herumdoktern” an den Globalisie-
rungsfolgen beschränken.

Die Regierungen sollten sich in Genf
für eine Neuordnung des internatio-
nalen Finanzsystems aussprechen,
damit künftig soziale Entwicklung
nicht durch finanzielle Schocks und
spekulative Kapitalbewegungen kon-
terkariert wird. Als Ziele sollten u.a.
benannt werden:

• Die Entschleunigung der Finanz-
flüsse und die Eindämmung von
Wechselkursspekulationen, u.a.
durch eine internationale Devi-
sentransaktionssteuer (“Tobin-
Steuer”).

• Die „Neutralisierung“ von Off-
shore-Zentren und “Steuerpara-
diesen”, indem die entsprechen-
den rechtlichen Ausnahmeregeln
(z.B. hinsichtlich der Rechen-
schafts- und Publizitätspflicht und
der Bankenaufsicht) abgeschafft
werden.

• Die verstärkte Haftung privater
Anleger im Fall von Finanzkrisen
(“bail in”), um eine Sozialisierung
der Verluste künftig zu verhin-
dern.

• Die verbesserte Kontrolle und Be-
schränkung des Derivathandels

und das Verbot hochspekulativer
Hedge-Fonds.

• Der selektive Einsatz von Kapital-
verkehrskontrollen als legitimem
Instrument nationaler Politik, um
Finanzkrisen zu verhindern.

Die Regierungen sollten den Verein-
ten Nationen in Genf das ausdrückli-
che Mandat erteilen, zu diesen Fragen
bis zur UN-Konferenz über Entwick-
lungsfinanzierung (Financing for De-
velopment) im Jahr 2002 konkrete
Politikempfehlungen vorzulegen.

2. Soziale Folgen von Handel und
Investitionen berücksichtigen

Das rasante Wachstum der weltum-
spannenden Handels- und Investiti-
onsströme hatte in den vergangenen
Jahren erhebliche Auswirkungen auf
die wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung im Norden wie im Süden.
Die sozialen Folgen der Liberalisierung
im Zuge der Uruguay-Runde wurden
bislang jedoch nicht systematisch a-
nalysiert. Gleichwohl setzte sich die
Bundesregierung im Konzert der EU
bei der 3. Ministertagung der WTO
Ende 1999 in Seattle vehement für
eine neue Liberalisierungsrunde im
Welthandel ein. Forderungen der
NGOs nach einem Moratorium, um
die sozialen und ökologischen Folgen
bisheriger Liberalisierungsmaßnahmen
zu evaluieren, lehnte sie ebenso ab
wie eine grundsätzliche Reform der
WTO. Gleichzeitig setzt die EU we i-
terhin ihre Politik der Exportsubven-
tionierung und der Handelsbeschrän-
kungen für “sensible Produkte” im
Agrar- und Textilbereich fort - trotz
gravierender ökonomischer und sozi-
aler Folgen für Bauern und verarbe i-
tendes Gewerbe in vielen Entwick-
lungsländern.

Im Rahmen der Verhandlungen über
ein neues Kooperationsabkommen
zwischen der EU und den AKP-
Staaten drängten Bundesregierung
und EU auf den Abbau der Handels-
präferenzen für die Länder Afrikas,
der Karibik und des Pazifik, sowie auf
die Errichtung interregionaler Fre i-
handelsabkommen. Warnungen zahl-
reicher NGO-Vertreter und Wissen-
schaftler aus den AKP-Ländern vor
den negativen sozialen Folgen solcher
Freihandelsabkommen wurden bisher
kaum berücksichtigt.

Die Regierungen sollten aus dem
Scheitern von Seattle die Lehren zie-
hen und nicht länger am Ziel einer
grenzenlosen Liberalisierung der glo-
balen Handels- und Investitionsflüsse
festhalten. Um die internationale
Handels- und Investitionspolitik mit
den Zielen sozialer Entwicklung in
Einklang zu bringen, sollten die Re-
gierungen bei der Genfer Sonderge-
neralversammlung u.a. folgende
Schritte unterstützen:

• Eine grundlegende institutionelle
Reform der WTO (einschließlich
ihrer Einbindung in das UN-
System), um die gleichberechtigte
Mitwirkung der Länder des Sü-
dens zu gewährleisten.

• Die kontinuierliche Überwachung
der sozialen Folgen von Handels-
und Investitionsvereinbarungen
im Rahmen von Sozialverträglich-
keitsprüfungen (social impact as-
sessments), an denen die rele-
vanten UN-Institutionen und zi-
vilgesellschaftliche Gruppen um-
fassend beteiligt werden.

• Die konsequente Berücksichti-
gung des Grundsatzes der be-
sonderen und differenzierten Be-
handlung (special and differenti-
al treatment) der Entwicklungs-
länder bei allen Handels- und In-
vestitionsregeln. Dies bedeutet
u.a. die Reform des GATT-
Artikels XXIV, um regionale,
nicht-reziproke Handelsabkom-
men zwischen strukturell und
wirtschaftlich ungleichen Lände r-
gruppen zu ermöglichen.

• Die verbindliche Verankerung
von Zielen sozialer Entwicklung in
allen bi- und multilateralen Han-
delsabkommen.

• Einen raschen Abbau der Zoll-
schranken in den Industrielän-
dern, vor allem der EU, für die
Produkte aus den Entwicklungs-
ländern, insbesondere aus den
ärmsten Ländern (LDCs).

3. Transnationale Unternehmen
in die Pflicht nehmen

Transnationale Unternehmen (TNUs)
sind die Hauptprotagonisten des ge-
genwärtigen Globalisierungsprozes-
ses. Sie kontrollieren mittlerweile rund
zwei Drittel des Welthandels. Ihre In-
vestitionsentscheidungen können die
soziale Lage von Millionen von Men-
schen beeinflussen und weit reichen-
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de Folgen für eine Volkswirtschaft
haben. Um die Bewegungsfreiheit für
transnationales Kapital weiter zu er-
höhen, versuchen ihre Interessenver-
treter seit Jahren gezielt, den welt-
weiten Marktzugang im Rahmen bi-
und multilateraler Investitionsab-
kommen zu verbessern. Verbindliche
Regeln und kompetente internatio-
nale Institutionen, die die Aktivitäten
von TNUs gesellschaftlicher Kontrolle
unterwerfen und ihnen auf internati-
onaler Ebene Paroli bieten können,
existieren dagegen bislang nicht.

Auf die besondere Verantwortung des
“privaten Sektors” für die soziale
Entwicklung eines Landes wurde im
Kopenhagen-Prozess immer wieder
hingewiesen. Bei der ersten Vorbe-
reitungstagung (PrepCom 1) zur Ko-
penhagen + 5 - Sondergeneralver-
sammlung forderte die EU unter deut-
scher Präsidentschaft u.a., Prinzipien
für die soziale Verantwortung der
Wirtschaft zu formulieren und freiwil-
lige Verhaltenskodizes zu entwickeln.
Die bisherigen Erfahrungen mit fre i-
willigen Selbstverpflichtungen der
Wirtschaft und ihr aktives Lobbying
selbst gegen unverbindliche Verhal-
tensstandards (etwa bei der gegen-
wärtigen Reform der OECD-Leitsätze)
zeigen jedoch, dass der Appell an die
Freiwilligkeit allein nicht ausreicht.

Die Regierungen sollten in Genf eine
neue Initiative starten, um künftig zu
gewährleisten, dass die Aktivitäten
von TNUs einen positiven Beitrag zur
sozialen Entwicklung leisten. Zu die-
sem Zweck sollte, möglicherweise
ausgehend von dem von Kofi Annan
initiierten Global Compact mit der
Privatwirtschaft, unter dem Dach der
Vereinten Nationen ein verbindliches
Regelwerk für die globalen Aktivitä-
ten von TNUs entwickelt werden.
Wichtige Elemente darin wären:

• Einheitliche Umwelt- und Sozial-
standards auf hohem Niveau;

• ein weltweit gültiges Haftungs-
recht;

• weit gehende Publizitätspflichten;
• ein internationales Wettbe-

werbsrecht, das monopolistische
Marktstrukturen und Kartellbil-
dung verhindert;

• die Einrichtung eines effektiven
Überwachungsrahmens inkl. ei-
nes Beschwerdeverfahrens, zu
dem die von Konzernaktivitäten

Betroffenen und ihre Interessen-
vertreter direkten Zugang haben;

• die Einführung eines effektiven
Systems von Anreizen und Sank-
tionen, um die Einhaltung des
Regelwerkes durch die TNUs zu
gewährleisten.

4. Grundlegende Revision der
neoliberalen Strukturanpas-
sungspolitik
 
 Auf die negativen sozialen Auswir-
kungen der traditionellen Strukturan-
passungsprogramme von IWF und
Weltbank wurde bereits beim Weltso-
zialgipfel 1995 ausdrücklich hingewie-
sen. Dementsprechend verpflichteten
sich die Regierungen in der Kopenha-
gen-Erklärung, zukünftig “sicherzu-
stellen, dass bei der Vereinbarung
von St+rukturanpassungsprogrammen
auf die Einbeziehung von Zielen sozi-
aler Entwicklung geachtet wird, ins-
besondere die Beseitigung der Armut,
die Förderung der Vollbeschäftigung
und produktiver Arbeitsplätze sowie
die Verbesserung der sozialen Integ-
ration” (Verpflichtung 8).
 
 Die Weltbank und - mit zeitlicher
Verzögerung - auch der IWF haben
auf das Scheitern ihrer Programme
und die wachsende Kritik mit einem
neuen politischen Vorstoß reagiert.
Bei ihrer Jahrestagung im Herbst 1999
kündigten sie an, ihre Entschuldungs-
und Kreditvergabeprogramme zumin-
dest für die 41 hoch verschuldeten
ärmsten Länder (HIPC) fortan mit
Armutsbekämpfungsstrategien zu
verknüpfen. An die Stelle der Policy
Framework Paper (PFP), in denen bis-
her die makroökonomischen Struktur-
anpassungsauflagen für ein Land auf-
gelistet wurden, sollen nun Armuts-
strategiepapiere (Poverty Reduction
Strategy Papers - PRSPs) treten. In ih-
nen soll eine Analyse der jeweiligen
Armutssituation eines Landes erfol-
gen, es sollen Armutsreduktionsziele
festgelegt und darauf aufbauend
Strategien und Indikatoren zur Er-
folgsmessung formuliert werden. Die
Papiere sollen von der Regierung
selbst in Zusammenarbeit mit den
betroffenen Bevölkerungsgruppen
formuliert werden.
 
 Ob mit den PRSPs die Weichen für
eine grundlegende Revision der
Strukturanpassungspolitik von IWF
und Weltbank gestellt oder lediglich

neue Konditionalitäten auf die weiter
bestehenden Stabilisierungs- und Li-
beralisierungskonzepte „draufgesa t-
telt“ werden, ist derzeit unklar. Es
steht zu befürchten, dass in diesem
Prozess lediglich über die Sozialbud-
gets der Länder verhandelt werden
kann, nicht aber über die armutsrele-
vanten makroökonomischen Grund-
konditionen. Ebenso unklar ist das
Verhältnis zwischen den nun gefor-
derten Armutsstrategiepapieren und
den bereits existierenden nationalen
Strategien für menschliche Entwick-
lung UNDP sowie den im Kopenha-
gener Aktionsprogramm beschlosse-
nen „einzelstaatlichen Plänen zur Be-
seitigung der Armut“ (para. 26b)
bzw. den „nationalen Strategien für
soziale Entwicklung“ (para. 83d), die
bereits bis 1996 ausgearbeitet werden
sollten. Vor diesem Hintergrund ist
schließlich auch die Zukunft der von
Weltbank und NGOs 1997 gemein-
sam gestarteten partizipatorischen I-
nitiative zur Überprüfung der Struk-
turanpassung (Structural Adjustment
Participatory Review Initiative -
SAPRI) ungewiss.
 
 Die Regierungen sollten in Genf defi-
nitiv das Scheitern der traditionellen
wie auch der sozial abgefederten
Strukturanpassungspolitik von IWF
und Weltbank benennen. Sie sollten
damit ihre Abkehr vom neoliberalen
Washington-Konsens demonstrieren
und gleichzeitig einen neuen „Genfer
Konsens“ begründen, der eine sozial
gerechte und ökologisch tragfähige
Entwicklung zum politikübergreife n-
den Reformziel und zentralen Erfolgs-
kriterium makroökonomischer Stabili-
sierungspolitik erklärt.
 
• Die PRSPs sollten von den Regie-

rungen als ein wichtiges Element
bei der Umsetzung des neuen
Entwicklungskonsenses begrüßt
werden, sofern sie die bisherigen
Strukturanpassungskonzepte von
IWF und Weltbank nicht bloß er-
gänzen, sondern vollständig erse t-
zen.

• Der IWF sollte allerdings in der
langfristigen Entwicklungsfinan-
zierung keine Rolle mehr spielen;
seine bisherigen Funktionen soll-
ten den dafür eigentlich zuständi-
gen Institutionen des UN-Systems
übertragen werden.

• Die PRSPs sollten auf den vielfälti-
gen nationalen Strategien zur Ar-
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mutsbekämpfung und nachhalti-
gen Entwicklung aufbauen.

• Regierungen und zivilgesellschaft-
liche Gruppen sollten die Strate-
gien eigenständig und unter
gleichberechtigter Mithilfe der je-
weils inhaltlich zuständigen Insti-
tutionen des UN-Systems era r-
beiten.

• Die Fertigstellung der PRSPs sollte
weder unter Zeitdruck von außen
erfolgen noch Bedingung für
weitere Entschuldungsmaßna h-
men sein.

• Die Sondergeneralversammlung
sollte SAPRI als Modell für eine
partizipatorische Überprüfung und
Überwindung der Strukturanpas-
sungspolitik unterstützen und sich
dafür einsetzen, dass die Erfah-
rungen und Empfehlungen dieser
Initiative dem PRSP-Prozess
zugrunde gelegt werden.

5. Zusätzliche Entschuldungsini-
tiativen

Die Auslandsverschuldung stellt für
viele Länder des Südens weiterhin ein
gravierendes Entwicklungshindernis
dar. Anstelle von notwendigen Inves-
titionen in den Ausbau des Bildungs-
systems, des Gesundheitswesens und
der sozialen Infrastruktur muss in vie-
len Ländern ein Großteil der
Staatseinnahmen als Schuldendienst
an die privaten und öffentlichen
Gläubiger im Norden abgeführt wer-
den. Die Regierungen haben im Akti-
onsprogramm des Weltsozialgipfels
1995 folgerichtig festgestellt, dass es
eines „beträchtlichen Schuldenab-
baus“ bedarf, „um den Entwick-
lungsländern die Durchführung der
Erklärung und des Aktionsprogramms
zu ermöglichen“ (para. 90). Zu die-
sem Zweck plädierten sie für „zusätz-
liche und innovative Maßnahmen“,
um die Schuldenlast der Entwick-
lungsländer „erheblich zu verringern“
(para. 90a).

Obwohl seitdem neue Entschul-
dungsmaßnahmen, insbesondere für
die hoch verschuldeten armen Länder
(HIPC), vereinbart wurden, ist die
Auslandsverschuldung und damit
auch die Schuldendienstlast weltweit
weiter gewachsen. Die Kölner Schul-
deninitiative von 1999 soll immerhin
Schuldenerleichterungen für die
Gruppe der HIPC in Höhe von rund
70 Mrd. US-Dollar bringen. Eine Lö-

sung der internationalen Verschul-
dungskrise wurde aber auch damit
nicht erreicht. Dazu sind neben weiter
gehenden Entschuldungsinitiativen
auch die grundsätzliche Auseinande r-
setzung über die Kriterien der Schul-
dentragfähigkeit (debt sustainability)
sowie institutionelle Reformen im in-
ternationalen Schuldenmanagement
erforderlich.

Die Regierungen sollten in Genf die
Feststellung bekräftigen, dass die
Ziele sozialer Entwicklung in vielen
Ländern nur erreicht werden, wenn
ihre Schuldenlast erheblich weiter re-
duziert wird. Sie sollten aus diesem
Grund die Forderungen der weltwei-
ten Erlassjahrkampagne 2000 auf-
greifen und sich noch in diesem Jahr
für weiter gehende Entschuldungsi-
nitativen aussprechen. Entsprechende
Aufforderungen sollten von der Son-
dergeneralversammlung an den
G-7/8-Gipfel in Okinawa und die
IWF/Weltbank-Jahrestagung in Prag
ausgehen. Um eine dauerhafte Lö-
sung der Verschuldungskrise zu errei-
chen, sollten in den Beschlüssen von
Genf folgende Forderungen unter-
stützt werden:

• Eine quantitative Ausweitung der
Entschuldungsmaßnahmen, bis hin
zu einer vollständigen Schulden-
streichung für die ärmsten Länder.
Entsprechend den Forderungen
der Erlassjahrkampagne bedeutet
dies generell die Streichung all
derjenigen bi- und multilateralen
Schulden der hoch oder mäßig
verschuldeten Länder mit niedri-
gem oder mittlerem Einkommen,
die Zahlungsverpflichtungen be-
gründen, welche über 5 Prozent
der (in den Jahren 1994-96 durch-
schnittlich erzielten) Exportein-
nahmen hinausgehen.

• Die Berücksichtigung zusätzlicher
sozialer, ökonomischer und ökolo-
gischer Indikatoren als Kriterien
für die Tragfähigkeit von Schul-
den.

• Die weit gehende Umstellung der
kreditfinanzierten Entwicklungszu-
sammenarbeit auf Zuschussfinan-
zierung, um eine neue Verschul-
dungskrise nach der Entschuldung
zu verhindern.

• Die Entwicklung eines internatio-
nalen Insolvenzrechts, mit dem
das internationale Schuldenmana-
gement auf eine neue und gleich-

berechtigte Grundlage gestellt
werden kann.

• Institutionelle Reformen im inte r-
nationalen Schuldenregime (Pari-
ser Club etc.), um die Transparenz
für die Öffentlichkeit zu erhöhen
und die Mitwirkung der Schuld-
nerländer zu verbessern.

6. Auswege aus der Finanzie-
rungssackgasse

Dass die entwicklungspolitischen Ver-
pflichtungen von Kopenhagen in der
Politik der Industrieländer nicht ernst
genug genommen werden, zeigt am
deutlichsten der Abwärtstrend der
öffentlichen Entwicklungshilfe. Ihr
Anteil am Bruttosozialprodukt sank in
den OECD-Ländern inzwischen auf
unter 0,2 Prozent und ist damit weiter
als jemals zuvor vom 0,7 Prozent-Ziel
entfernt. Die Streichungspolitik wird
auch von der deutschen Regierung
betrieben: Im Jahr des Weltsozialgip-
fels hatte der Entwicklungshilfeetat
noch einen Umfang von 8.051,7 Mio.
DM. Bis zum Jahr 2003 soll das Bud-
get auf 6.703,9 Mio. DM sinken, der
Anteil am gesamten Bundeshaushalt
beträgt dann gerade noch 1,3 Prozent
(verglichen mit 2,5 Prozent in den
80er Jahren).

Aber auch qualitativ bleibt die Ent-
wicklungspolitik hinter den Selbstver-
pflichtungen von Kopenhagen zurück.
Wichtige Sektoren der Armutsbe-
kämpfung haben für die Bundesre-
gierung immer weniger Bedeutung.
So hat Deutschland zwar wiederholt
die Unterstützung der 20:20-Initiative
des Weltsozialgipfels zugesagt, sich in
der realen Entwicklungspolitik jedoch
eher von diesem Ziel entfernt. 1999
betrug der Anteil der BMZ-Mittel für
soziale Grunddienste nur 17,3 Pro-
zent.

Noch dramatischer ist die Situation
der multilateralen Entwicklungsfina n-
zierung im Rahmen der UNO. Zur
Verwirklichung der Konferenzbe-
schlüsse von Kopenhagen wurde den
Entwicklungsfonds der UNO, insbe-
sondere dem Entwicklungsprogramm
UNDP, eine zentrale Rolle zugewie-
sen. Sie sollten auch finanziell gestärkt
werden. Im Widerspruch dazu wur-
den die Beiträge an UNDP seitdem
kontinuierlich gesenkt. Statt diesen
Trend umzukehren, hat auch die
Bundesregierung ihren UNDP-Beitrag
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seit 1995 ständig reduziert, im Jahr
2000 auf den einmaligen Tiefstand
von 42,5 Mio. DM.

Soziale Entwicklung gibt es nicht zum
Nulltarif. Gerade für die Armutsbe-
kämpfung sind höhere staatliche Fi-
nanztransfers von Nord nach Süd
dringend erforderlich. Weder privates
Kapital noch Kredite zu Marktbedin-
gungen sind in diesem Bereich geeig-
net, die bestehende Finanzierungslü-
cke zu schließen. Lippenbekenntnisse
für das 0,7- Prozent Ziel, wie sie zu-
letzt im Vorbereitungsprozess zu Ko-
penhagen + 5 auch von EU-Seite zu
hören waren, sind unglaubwürdig,
solange in der mittelfristigen Budge t-
planung der Länder, wie auch im Falle
Deutschlands, weitere Etatkürzungen
bereits vorgezeichnet sind. Um die
Verhandlungen über die Finanzierung
von Entwicklung aus der Sackgasse zu
führen, ist ein grundsätzliches Um-
denken notwendig. In den Genfer Be-
schlüssen müsste dies folgenderma-
ßen zum Ausdruck kommen:

• Die Höhe der öffentlichen Ent-
wicklungsfinanzierung sollte nicht
länger allein am Bruttosozialpro-
dukt der „Geberländer“ gemessen
werden, sondern den realen Fi-
nanzierungsbedarf der „Nehmer-
länder“ als zentrales Kriterium
berücksichtigen. Dies kann in der
Konsequenz einen Bedarf verdeut-
lichen, der den vom 0,7 Prozent-
Ziel definierten Umfang über-
steigt.

• Um das traditionelle Geber-
Nehmer-Abhängigkeitsverhältnis
zu überwinden, sollten neue For-
men vertraglicher Nord-Süd-
Kooperation entwickelt werden.
Als Beispiele für die grundsätzliche
Ausrichtung derartiger Vertrags-
beziehungen können der Länder-
finanzausgleich auf Bundesebene
und die Strukturförderpolitik auf
EU-Ebene dienen.

• Die multilaterale Entwicklungszu-
sammenarbeit im Rahmen der
UNO muss entsprechend den Ko-
penhagener Beschlüssen deutlich
gestärkt werden. Dazu müssen die
Mittel erheblich erhöht und die Fi-
nanzierung auf eine mehrjährige
verlässliche Grundlage gestellt
werden. An die Stelle der jährli-
chen Wiederauffüllungsrunden
sollten auch hier vertragliche Ar-
rangements treten, für die die Fi-
nanzierung der IDA und des Euro-

päischen Entwicklungsfonds als
Beispiele dienen können.

• In qualitativer Hinsicht sollte sich
die öffentliche Entwicklungszu-
sammenarbeit im Sinne der 20:20-
Initiative des Weltsozialgipfels in
weit stärkerem Umfang als bisher
auf die finanzielle Förderung sozi-
aler Grunddienste konzentrieren.

• Die Regierungen sollten in Genf
die herausragende politische Be-
deutung der Internationalen Kon-
ferenz über Entwicklungsfinan-
zierung im Jahr 2001 betonen und
sich dazu verpflichten, dort kon-
krete neue Formen bi- und multi-
lateraler Finanzierung zu verein-
baren, die zu einem erhöhten und
dauerhaft verlässlichen Fluss öf-
fentlicher Ressourcen von Nord
nach Süd führen. n
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2. WELTSOZIALGIPFEL 2000
Neuer Aufbruch zur sozialen Gestaltung der Weltwirtschaft?

URSULA ENGELEN-KEFER,URSULA ENGELEN-KEFER,

Deutscher GewerDeutscher Gewerkkschaftsbundschaftsbund

it unserer Veranstaltung
wollen wir vor allem erre i-
chen, dass Deutschland

selbst den Prozess der Durchsetzung
sozialer Prioritäten in der globalisier-
ten Wirtschaft, der 1995 in Kopenha-
gen begonnen hat und in diesem Juni
in Genf fortgesetzt wird, nachhaltig
unterstützt und fördert. Wir haben
nichts von immer schöneren Beschlüs-
sen der Vollversammlung der Verein-
ten Nationen, wenn in der Wirklich-
keit immer mehr Menschen die
Weltwirtschaft vor allem in der Form
von Finanzkrisen, sozialer Unsiche r-
heit, Armut, Arbeitslosigkeit und ver-
stärkter Ungleichheit erleben. Zualler-
erst befragen wir uns selbst als Ge-
werkschafter in einem hoch ent-
wickelten Industrieland: Was ist un-
sere Rolle bei der Verbreitung von
Verhaltensweisen, die weltweite sozi-
ale Entwicklung und gerechte Vertei-
lung des Wohlstands fördern? Unsere
erste Aufgabe besteht dabei in etwas
fast selbstverständlichem:

Wir müssen dafür eintreten, dass ü-
berall in der Welt sich das Recht der
Arbeitnehmer auf freie Gewerkscha f-
ten durchsetzt, die unabhängig, frei
von Bedrohungen, im Vollbesitz der
weltweit anerkannten grundlegenden
Rechte und als anerkannte Partner
von Arbeitgebern und Regierungen
agieren können.

Von diesem Zustand sind wir noch
weit entfernt. Immer häufiger müssen
Gewerkschaften ihre Regierungen vor
der Internationalen Arbeitsorganisati-
on verklagen, weil grundlegende Ge-
werkschaftsrechte nicht respektiert
werden.

Die fast 700 Mio. Arbeitnehmer Chi-
nas werden nach wie vor auf ein
staatsgewerkschaftsähnliches Gebilde
verwiesen, dem Handlungsfreiheit nur
in homöopathischen Dosen zugestan-
den wird.

In mehreren Ländern Lateinamerikas
entledigen sich Arbeitgeber gewerk-
schaftlichen Drucks durch von ihnen
beauftragte Mordkommandos.

Allein in Kolumbien werden jährlich
mehrere hundert Gewerkschafter er-
mordet, häufig sogar im Zusammen-
hang von Arbeitskonflikten mit staat-
lichen Arbeitgebern.

In Zimbabwe sind erst vor wenigen
Tagen zwei Gewerkschafter ermordet
worden, darunter der Fahrer des Ge-
neralsekretärs des Gewerkschaftsbun-
des von Zimbabwe.

Gewerkschaftsrechte sind, das be-
weist die Sozialgeschichte aller In-
dustrieländer, ein zentrales Funda-
ment für soziale Entwicklung. Sozial-
staatlichkeit entsteht nicht aus patri-
archalischer Fürsorge, sondern durch
Konflikt und Konsens zwischen
handlungsstarken Partnern. Die welt-
weite Realisierung der Gewerk-
schaftsrechte ist gleichzeitig ein
Grundelement fairen Wettbewerbs
der Volkswirtschaften. Es ist auffällig,
dass zurzeit eine Diktatur, die gegen
die Bildung freier Gewerkschaften
brutal vorgeht, über die Hälfte der
Auslandsinvestitionen anzieht, die in
Entwicklungsländer gehen: Die
Volksrepublik China. Arbeitnehmer
der gesamten ost- und südasiatischen
Region werden durch diesen Zustand
in Mitleidenschaft gezogen. Die Re-
gierungen Malaysias, Thailands, In-
diens oder Pakistans glauben, im
Wettbewerb mit China nur bestehen
zu können, wenn sie ebenfalls die
Gewerkschaften möglichst kurz halten
und soziale Entwicklung bremsen.
Selbst die Industrieländer mit der
höchsten Produktivität werden mit
chinesischen Preisen für Industriegü-
ter eines nicht allzu fernen Tages
nicht mehr mithalten können, wenn
chinesische Arbeitnehmer langfristig
in einem Zustand kollektiver Hand-
lungsunfähigkeit gehalten werden.
Mir erscheint eine Aufnahme Chinas
in die WTO nicht als angezeigt, so-
lange nicht deutliche Zeichen dafür
gesetzt sind, dass die Freiheitsrechte

der Arbeitnehmer in diesem Land
verwirklicht werden. Die Freiheit der
Märkte, für die die WTO steht, darf
nicht über der Freiheit der Menschen
rangieren. Eine Reform der WTO
muss dieses Rangverhältnis klarstel-
len. Nicht nur staatliche Geldsubven-
tionen sind unzulässiges Dumping.
Viel schwerer wiegt Dumping durch
die Rechtlosstellung von Menschen.

Wir erwarten von der Bundesregie-
rung, dass sie den Arbeitnehmer-
rechten bei der Pflege zwischenstaat-
licher Beziehungen eine hohe Bedeu-
tung einräumt. Wir wissen, dass
BMA, BMZ und Auswärtiges Amt da-
zu bereit sind. In vielen Fällen haben
deutsche Diplomaten geholfen, wenn
Gewerkschafter anderswo verfolgt
wurden. Noch wichtiger als diplomati-
sche Aktivitäten ist aber die Integrati-
on des Themas Arbeitnehmerfreihei-
ten in die langfristigen Beziehungen
zu anderen Staaten, wie sie von der
Außenwirtschaftspolitik, der Finanz-
politik und der Entwicklungspolitik
bestimmt werden. Staatliche Bürg-
schaften für Investitionen, die Mit-
gestaltung der Politik des Internatio-
nalen Währungsfonds und der Welt-
bank, bilaterale Handelsabkommen
und Entwicklungszusammenarbeit
sind Themenfelder, deren nachhaltige
Ausgestaltung auch davon abhängt,
ob Fragen der Entwicklung von Ar-
beitnehmerfreiheitsrechten dabei be-
dacht werden.

Die Gewerkschaften des DGB selbst
machen zunehmend ihren Einfluss in
multinationalen Unternehmen, die in
Deutschland ansässig sind, geltend. Es
geht uns darum, dass diese Unter-
nehmen bewusst zu sozialer Entwick-
lung in Entwicklungsländern, in denen
sie investieren, beitragen. Wir beraten
und helfen bei der Entwicklung des
Arbeitsschutzes. Wir machen unseren
Einfluss in Aufsichtsräten geltend,
wenn in Brasilien, auf den Philippinen
oder anderswo von einem Unterneh-
men mit deutscher Mutter ausge-
sperrt wird oder wenn Massenentlas-
sungen stattfinden. Wir suchen ge-
meinsam mit den Unternehmen in

M
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Ländern ohne entfaltete Freiheits-
rechte nach Wegen, dennoch partizi-
pative Strukturen in den Betrieben
aufzubauen. Das alles ist oft noch si-
tuationsbedingt und droht zu versan-
den, wenn Unternehmensleitungen
die Kooperation verweigern.

Wir sehen es als Aufgabe der Bun-
desregierung an, diesen Zustand zu
verändern. Sie muss Arbeitgeber und
Gewerkschaften an einen Tisch brin-
gen, damit in allen transnational täti-
gen Unternehmen und Branchen Ver-
abredungen über die Beachtung sozi-
aler Ziele bei grenzüberschreitenden
Transaktionen zustande kommen. Die
deutsche Wirtschaft hängt bei der
Entwicklung freiwilliger Verhaltensko-
dizes zurück. Das kann ihrem Anse-
hen langfristig schaden. Private Wirt-
schaftsaktivitäten und staatliches
Handeln müssen zusammenwirken,
um den größtmöglichen Effekt zu er-
reichen. Schuldenerlasse sollten an die
Voraussetzung geknüpft werden, dass
die Grundfreiheiten realisiert werden.
Sonst droht ein Erlass nur korrupten
Eliten zu nutzen.

Die IAO hat 1998 die in allen Ländern
zu respektierenden grundlegenden
Arbeitnehmerrechte festgeschrieben:

• Freiheit gewerkschaftlicher Or-
ganisation

• freie Kollektivverhandlungen
• Verbot von Kinderarbeit
• Zwangsarbeit
• Diskriminierung bei der Arbeit

 Die Realisierung dieser Rechte ist ei-
ne Grundlage für Fairness in der glo-
balen Konkurrenz. Die Bundesregie-
rung sollte die IAO bei der Umse t-
zung dieser Grundrechte durch einen
besonderen Finanzbeitrag unterstüt-
zen.

Unsere Kolleginnen und Kollegen in
Entwicklungsländern, die gerade erst
Gewerkschaften aufbauen oder ehe-
malige Staatsorganisationen um-
strukturieren zu echten Gewerk-
schaften, brauchen unseren Rat. Wir
brauchen mehr Kenntnisse über ihre
Situation und ihre Probleme. Die Zu-
sammenarbeit der Gewerkschaften
muss sich parallel zur Internationalen
Wirtschaftszusammenarbeit ent-
wickeln. Wir betrachten solche Inter-
nationale Gewerkschaftszusammen-
arbeit als einen wichtigen Beitrag zur
Entwicklungszusammenarbeit über-

haupt und wünschen uns, dass sie
entsprechend auch aus Mitteln der
zuständigen Bundesministerien unter-
stützt wird. n
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3. REGIERUNGEN ALS AKTEURE EINER
WELTSOZIALPOLITIK
Defizite und Zukunftsaufgaben

HEIDEMARIE WIECZOREK-ZEUL,HEIDEMARIE WIECZOREK-ZEUL,

Bundesministerin für wirtschaftlicheBundesministerin für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und EntwicklungZusammenarbeit und Entwicklung

I. Einleitung

erzlichen Dank für die Einla-
dung zur heutigen Veransta l-
tung.

Sie haben einen in der Tat angemes-
senen Rahmen gewählt: den Plena r-
bereich des Deutschen Bundestags.
Dieser hat sich in der Vergangenheit
bereits mehrfach mit dem Weltsozial-
gipfel befasst. In wenigen Wochen
wird auch die Sondergeneralver-
sammlung „Kopenhagen + 5“ auf
dem Programm der Abgeordneten
stehen. Es ist notwendig und richtig,
dass das Parlament sich dieses The-
mas annimmt. Genau so wichtig ist
aber, dass auch die deutsche Gesell-
schaft sich mit diesen Fragen befasst.
Fragen, die nicht nur unsere Partner-
länder im Süden und Osten betreffen,
sondern auch uns.

Der Globalisierung der Märkte muss
eine Globalisierung der Werte und der
Solidarität entgegengestellt werden.
Wir müssen heute auf globaler Ebene
für soziale Gerechtigkeit eintreten!
Die Prinzipien einer sozialen Markt-
wirtschaft müssen international ver-
ankert werden. Dies ist im Interesse
der Menschen in unseren Partnerlän-
dern, aber auch von großer Bede u-
tung für uns. Sozial- und Ökodum-
ping bedrohen nicht allein die Würde
von Hunderten Millionen von Men-
schen in den Partnerländern, ihre Ge-
sundheit, ihre Menschenrechte – sie
gefährden auch bei uns Arbeitsplätze
und das soziale Gleichgewicht.

Ich möchte Ihnen darstellen, welche
Rolle in diesem Zusammenhang die
Sondergeneralversammlung in Genf
haben wird und was die Bundesre-

gierung – speziell die Entwicklungspo-
litik – auf diesem Gebiet leistet. Das
BMZ hat seit dem Regierungswechsel
die Federführung für dieses Thema
übernommen.

II. Rückblick auf die wichtigsten
Ergebnisse des Weltsozialgipfels
1995

Fünf Jahre ist es her, dass der Weltso-
zialgipfel der Vereinten Nationen in
Kopenhagen tagte, um Bekämpfung
von Armut, Arbeitslosigkeit und sozi-
aler Ausgrenzung künftig höchste Pri-
orität einzuräumen. Die Konferenz
markierte einen Abschnitt in der Ge-
schichte der UN-Konferenzen, insbe-
sondere der 90er Jahre. Von allen
Beteiligten wurde erkannt, dass eine
Liberalisierung von Wirtschaftspolitik
und Welthandel allein zumindest
kurz- bis mittelfristig nicht die Prob-
leme der Armut und Ungleichheit in
der Welt lösen würde. In Kopenhagen
verabschiedete die gesamte Staaten-
gemeinschaft gemeinsam eine Erklä-
rung mit zehn Verpflichtungen sowie
ein darauf aufbauendes Aktionspro-
gramm. Die zentrale Aussage des
Gipfels lautete: Sozialentwicklung hat
die gleiche Bedeutung wie die Wirt-
schaftsentwicklung. Soziale Gerech-
tigkeit und die Achtung aller Men-
schenrechte sind Voraussetzungen für
Frieden und Sicherheit innerhalb und
zwischen den Staaten.

Die Beschlüsse von Kopenhagen
schaffen eine umfassende und ge-
meinsame Grundlage für sozialpoliti-
sche Zusammenarbeit auf einer welt-
weiten Ebene. Dabei betont das Do-
kument die Verantwortung der ein-
zelnen Staaten bei der Bewältigung
sozialer Probleme. Aufgabe der Ge-
bergemeinschaft ist es, diese Anstren-
gungen zu unterstützen. Der Wirt-
schafts- und Entwicklungsprozess -
und das war neu - sollte nun konse-
quent auf die Menschen als Mittel-
punkt der Entwicklung ausgerichtet

werden. Die Regierungen verpflich-
teten sich, zur Schaffung geeigneter
Rahmenbedingungen und zur Umset-
zung einer entsprechenden Politik
beizutragen.

Die Ergebnisse des Gipfels beziehen
sich auf alle Länder, d.h. nicht nur auf
Entwicklungsländer. Erstmals wurden
bei einem UN-Gipfel der 90er Jahre
die sozialen Probleme der Industrie-
länder und der Transformationsstaa-
ten ausdrücklich mit einbezogen. So
wurden auch diese verpflichtet, nati-
onale Armutsstrategien zu erstellen.

III. Bisherige Umsetzung der Be-
schlüsse von Kopenhagen durch
die Bundesregierung

Wo stehen wir nun heute – fünf Jahre
nach den Beschlüssen von Kopenha-
gen? Bevor ich meinen Blick in die
Zukunft richte, erlauben Sie mir bitte
eine Zwischenbilanz.

Die Bundesregierung betrachtet die
Verpflichtungen von Kopenhagen wie
auch den Prozess ihrer Implementie-
rung als sehr wichtig. Kopenhagen
und der Folgeprozess sind von welt-
weiter Bedeutung und betreffen nicht
alleine die Entwicklungsländer. De s-
halb sind in Deutschland verschiedene
Ministerien gemeinsam in einem in-
tegrierten Ansatz dabei, die Ver-
pflichtungen umzusetzen. Beispielhaft
genannt sei hier die Einführung eines
nationalen Armuts- und Reichtums-
berichts, die Entlastung der Familien,
die Reformanstrengungen zur Zu-
kunftsfestigkeit von sozialen Siche-
rungssystemen sowie die Programme
zur Beseitigung der Jugendarbeitslo-
sigkeit.

Die internationalen Beiträge zur Um-
setzung der Erklärung und des Akti-
onsprogramms von Kopenhagen
werden in erster Linie im Rahmen un-
serer Entwicklungspolitik erbracht.
Das BMZ ist daher seit Beginn dieser

H
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Legislaturperiode innerhalb der Bun-
desregierung federführend für den
Weltsozialgipfel verantwortlich. Wir
haben gerade in jüngster Zeit eine
Reihe bedeutender Initiativen gesta r-
tet und teilweise bereits umgesetzt.
Vier Punkte möchte ich besonders
hervorheben:

III.1 Zusammenarbeit mit der Zi-
vilgesellschaft

Vor dem Weltsozialgipfel 1995 haben
sich über 40 deutsche Nichtregie-
rungsorganisationen zum deutschen
NRO-Forum Weltsozialgipfel zusam-
mengeschlossen. Das Forum hat die
Vorbereitung und Umsetzung der
Kopenhagener-Beschlüsse (insbeson-
dere der 20:20-Initiative) durch die
Bundesregierung mit Anregungen
und konstruktiver Kritik aktiv beglei-
tet, z.B. durch Veranstaltungen und
Studien. Mitglieder des Forums haben
in der deutschen Delegation in Ko-
penhagen teilgenommen. Auch in
dem gegenwärtigen Vorbereitungs-
prozess sind Vertreter und Vertrete-
rinnen des Forums an den Bespre-
chungen, der Erarbeitung von Papie-
ren und Stellungnahmen sowie als
Mitglied der deutschen Delegation in
Vorbereitungsausschüssen in New Y-
ork beteiligt. Die Bundesregierung
wird auch weiterhin eng mit dem
deutschen Forum Weltsozialgipfel zu-
sammenarbeiten.

III.2 Die 20:20-Initiative

Von Anfang an hat die Bundesregie-
rung die 20:20-Initiative unterstützt.
Sie fordert Vereinbarungen interes-
sierter Industrie- und Entwicklungs-
länder, durchschnittlich jeweils 20
Prozent der öffentlichen Entwick-
lungszusammenarbeit bzw. 20 Pro-
zent des Staatshaushaltes für soziale
Grunddienste zu verwenden. Zu den
sozialen Grunddiensten zählen
Grundbildung, Basisgesundheit
einschl. reproduktiver Gesundheit und
Bevölkerungsprogramme, Ernäh-
rungsprogramme, Trinkwasserversor-
gung und Abwasserbeseitigung. Da-
mit sollen wesentliche Bedürfnisse der
Armen, die zur Überlebenssicherung
notwendig sind, abgedeckt werden.
Während der letzten 5 Jahre hat mein
Ministerium mit etwa 20 Ländern,
z.B. Bolivien, Peru, Côte d’Ivoire und
den Philippinen eine Vereinbarung ü-
ber die Umsetzung dieser Initiative

getroffen. Der Anteil der sozialen
Grunddienste beträgt bezogen auf
diese Länder ca. 25 Prozent.

III.3 HIPC-Initiative

Es ist uns gelungen, anlässlich des
Weltwirtschaftsgipfels in Köln im Juni
1999 HIPC, die Initiative zur Ent-
schuldung der ärmsten und am
schlimmsten verschuldeten Länder,
entscheidend zu erweitern und voran-
zubringen. Die Herbsttagung von IWF
und Weltbank in Washington 1999
hat die Initiative und deren Finanzie-
rung abgesegnet. Die durch die
Schuldenerleichterung frei werdenden
Mittel werden für armutsmindernde
Maßnahmen eingesetzt. Dazu sollen
die Entwicklungsländer Strategiepa-
piere zur Armutsreduzierung unter
Beteiligung ihrer Zivilgesellschaft aus-
arbeiten. Umfassende Entschuldungs-
pakete sind bereits für Uganda, Mo-
sambik, Bolivien, Mauretanien und
Tansania beschlossen worden, die für
diese Länder eine Entlastung von
mehr als 14 Mrd. US-Dollar bedeu-
ten. Bis Ende 2000 rechnen wir mit
Beschlüssen zu weiteren 15 Ländern.

Über die konkreten und notwendigen
Schuldenerleichterungen hinaus hat
die HIPC-Initiative der gesamten Ent-
wicklungsdiskussion neue Impulse
gegeben. Drei Punkte möchte ich
nennen:

Erstens: Die Bedeutung der so ge-
nannten externen Rahmenbedingun-
gen für Armutsbekämpfung und Ent-
wicklung, also das Schuldenthema
und das Thema Handel, das auf der
Frühjahrstagung von Weltbank und
IWF auf der Tagesordnung stand.
Schuldenerlass und Handel sind in
etwa zwei Seiten einer Medaille. Der
Schuldenerlass muss kombiniert sein
mit einer Verbesserung der Möglich-
keiten der Entwicklungsländer, durch
Handel erneute Überschuldung zu
vermeiden.

Zweitens: Gute Regierungsführung ist
Bedingung für Entschuldung wie für
die Umsetzung der im Lande („Ow-
nership“) entwickelten Armutsstrate-
gien. Dazu gehört die Beteiligung des
Parlamentes und der Zivilgesellschaft
und zwar nicht nur als politisches
Credo, sondern als Voraussetzung für
die politische Durchsetzbarkeit von
Politiken der Armutsbekämpfung. Wir
schenken diesem Aspekt auch bilate-

ral besondere Aufmerksamkeit – das
BMZ stellt Finanzmittel für die Beteili-
gung der Zivilgesellschaft an der Erar-
beitung nationaler Armutsstrategien
bereit.

Drittens: Die Entwicklungszusam-
menarbeit wird sich in Zukunft an den
im Lande erarbeiteten Strategien ori-
entieren. D.h. Koordinierung und
Harmonisierung erhalten mehr Ge-
wicht. Die Entwicklungszusammena r-
beit wird damit effektiver und effi-
zienter werden.

III.4 Die Gewährleistung der Ar-
beitnehmerrechte, Umsetzung
der ILO-Konventionen, Sozial-
standards

1998 hat die Internationale Arbeitsor-
ganisation die Erklärung „Grundle-
gende Prinzipien und Rechte bei der
Arbeit“ angenommen. Das BMZ setzt
sich aktiv für die Einhaltung dieser so
genannten Kernarbeitsnormen ein.
Hierzu gehören die Vereinigungsfrei-
heit, das Recht auf Kollektivverhand-
lungen – also freie und ungehinderte
Arbeit der Gewerkschaften –, die Be-
seitigung aller Formen von Zwangs-
oder Pflichtarbeit, die effektive Ab-
schaffung der Kinderarbeit sowie die
Beseitigung der Diskriminierung in Be-
schäftigung und Beruf. Ich halte diese
Kernarbeitsnormen zur Erreichung so-
zialer Gerechtigkeit für wesentlich –
sie bilden einen international ane r-
kannten Standard, an dem sich alle
Länder messen lassen müssen!

In der Realität scheitern hingegen
noch immer viele Länder an diesen
Maßstäben. So berichtet beispielswe i-
se der Internationale Bund freier Ge-
werkschaften jährlich von mehreren
Hundert Morden und Tausenden von
Inhaftierungen von Gewerkschafts-
mitgliedern weltweit. Noch erheblich
mehr Menschen verlieren ihren Ar-
beitsplatz, weil sie sich in unabhängi-
gen Gewerkschaften organisieren
wollen. Auch Zwangsarbeit und Dis-
kriminierung sind leider weltweit noch
immer an der Tagesordnung. Auch
die Internationale Arbeitsorganisation
veröffentlicht jährlich Berichte, in de-
nen die Verletzung der Kernarbeits-
normen in zahlreichen Ländern do-
kumentiert wird.

Wir haben diese Kernarbeitsnormen
mittlerweile in der deutschen Ent-
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wicklungspolitik verankert: seit Herbst
letzten Jahres sind sie Teil unserer 5
Kriterien, mit denen wir die Voraus-
setzungen für eine erfolgreiche Zu-
sammenarbeit mit unseren Partner-
ländern prüfen. Konkret bewerten wir
die Umsetzung der Kernarbeitsnor-
men in einem Land, um so Aussagen
über die soziale Ausrichtung des wirt-
schaftlichen Systems zu erhalten. Wo
immer möglich, bieten wir unseren
Partnern Unterstützung an, um diese
Mindeststandards auch bei ihnen zu
verwirklichen. Wo diese Normen krass
verletzt werden, kann es aber auch zu
einer Einschränkung unserer Zusam-
menarbeit kommen.

Wir prüfen zudem gemeinsam mit
mehreren unserer deutschen Partner-
organisationen, wie wir die Umse t-
zung der Kernarbeitsnormen im Rah-
men der Entwicklungszusammenar-
beit strategisch fördern können.

Darüber hinaus setze ich mich dafür
ein, den Kernarbeitsnormen auch in
der Arbeit der großen internationalen
Finanzorganisationen, Weltbank und
IWF, sowie im Welthandel einen hö-
heren und verbindlicheren Stellenwert
einzuräumen. Hierauf werde ich spä-
ter nochmals zurückkommen.

Auch das Übereinkommen über das
Verbot und unverzügliche Maßnah-
men zur Beseitigung der schlimmsten
Formen der Kinderarbeit wurde im
Juni 1999 auf der 87. Internationalen
Arbeitskonferenz verabschiedet. Im
Rahmen der Treuhandzusammenar-
beit mit der ILO fördert das BMZ seit
Jahren mit bisher über 100 Mio. DM
das internationale Programm zur Ab-
schaffung der Kinderarbeit.

IV.  Aufgabe der SGV „Kopenha-
gen + 5“

Soweit zum bereits Erreichten. Ziel der
nun vor uns liegenden Sondergene-
ralversammlung in Genf ist es, die
bisherige Umsetzung des Weltsozial-
gipfels zu überprüfen. Gleichzeitig
sollen Maßnahmen für die weitere
Arbeit in der Zukunft beschlossen
werden. Das Abschlussdokument wird
eine politische Erklärung umfassen,
ein zweiter Teil beschäftigt sich mit
der Bewertung der letzten 5 Jahre der
Umsetzung der Kopenhagen-Be-
schlüsse und im dritten Teil geht es
um so genannte neue Initiativen. Die-
se sollen dazu beitragen, das Aktions-

programm von Kopenhagen umzu-
setzen. Dabei müssen neuere Ent-
wicklungen, wie die Auswirkungen
der Globalisierung, die sozialen Fol-
gen von Finanzkrisen, die nach wie
vor noch unzureichenden Chancen
der Entwicklungsländer im Welthan-
del und die zunehmende Bedeutung
der Zivilgesellschaft berücksichtigt
werden.

Exkurs – Verhandlungsablauf zur
Vorbereitung der SGV

Um Ihnen den komplizierten Diskus-
sionsablauf zu erklären, möchte ich
Ihnen kurz den üblichen Verhand-
lungsablauf darstellen. Aufgrund der
Ergebnisse von nationalen Berichten -
unter anderem auch aus Deutschland
- und 25 Berichten von UN-
Organisationen über die Umsetzung
von Kopenhagen in den letzten fünf
Jahren hat das UN-Sekretariat in New
York für den Teil III „neue Initiativen“
einen Text mit rd. 130 Paragrafen
vorgeschlagen. Diese sind nach den
10 Verpflichtungen von Kopenhagen
gegliedert. Daraufhin haben die ein-
zelnen Staaten die Möglichkeit, Stel-
lungnahmen zu den einzelnen Para-
grafen abzugeben. Viele Entwick-
lungsländer haben sich in der so ge-
nannten „Gruppe der 77“ zusam-
mengeschlossen; auch die EU mit ih-
ren 15 Mitgliedsstaaten spricht mit
einer Stimme. Zu den einzelnen Para-
grafen gibt es dann andere Formu-
lierungsvorschläge, die natürlich in-
haltlich ganz anders ausfallen können,
und in nächtelangen Verhandlungen
wird um einzelne Worte oder Sätze
gerungen, um zu einem gemeinsa-
men Konsens zu kommen. Das heißt,
es geht nicht nach Abstimmungsver-
fahren, sondern in Diskussionen ver-
sucht man den gemeinsamen Nenner
für einzelne Paragrafen zu finden.

Sie können sich vermutlich vorstellen,
dass ein solches Verfahren all zu häu-
fig dazu führt, dass der große Elefant
am Ende nur kleine Mäuschen zeugt.

V. Skizze der großen Linien – wo
liegen die globalen Herausforde-
rungen für uns?

Bevor ich nun auf einzelne Details
und wichtige Initiativen zu sprechen
komme, die im Rahmen der Vorbe-
reitung der Sondergeneralversamm-

lung zur Zeit diskutiert werden,
möchte ich Ihnen einige große Linien
für den Weg aufzeigen, der vor uns
liegt:

Die Globalisierung hat in den letzten
5 Jahren noch einmal deutlich an Ge-
schwindigkeit gewonnen. Wir können
heute in sekundenschnelle weltweit
miteinander kommunizieren. In vielen
Bereichen wird Arbeit heute global
organisiert – ob Textilien, Autos oder
Nahrungsmittel: das Herkunftslabel
gibt bestenfalls noch Auskunft über
den Ort der Fertigstellung eines Guts.
Wer die Produktion komplett zurück-
verfolgen will, begibt sich in der Regel
auf eine Weltreise.

In diesen Zeiten dürfen auch die Poli-
tik, die Gewerkschaften und die
Nichtregierungsorganisationen nicht
an nationalen Grenzen innehalten.
Die Lösungen für die weltweiten Her-
ausforderungen lassen sich nur global
finden. Soziale Gerechtigkeit wird in
keinem Land der Erde auf Dauer halt-
bar sein, wenn wir nicht auch inter-
national für dieses Ziel kämpfen! Wir
benötigen internationale Rahmenbe-
dingungen, die von allen Ländern be-
achtet und national umgesetzt we r-
den.

Was bedeutet das konkret? Ich bin
überzeugt: eine Globalisierung mit
menschlichem Antlitz bedarf starker
globaler Institutionen! Hierzu zählen
vor allem die Vereinten Nationen, die
Weltbank und die Welthandelsorgani-
sation – aber auch z.B. die Internatio-
nale Arbeitsorganisation. Wir sollten
alle Anstrengungen unternehmen, um
diese Organisationen zu stärken und
notwendige Reformen schnellstens in
Gang zu setzen.

V.1 Weltbank / IWF / Meltzer-
Bericht

Gerade bei Weltbank und IWF haben
wir in den letzten Monaten wichtige
Schritte einleiten können: den Schul-
denerlass für die besonders hart be-
troffenen, ärmsten Länder und die
stärkere Ausrichtung der Arbeit beider
Institutionen auf die Armutsbekämp-
fung. Ich bin auf beides bereits aus-
führlich eingegangen. Letztlich ist es
uns hier gelungen, wichtige Prinzipien
sozialer Marktwirtschaft in den inte r-
nationalen Beziehungen zu verankern.
Nun wird allerdings seit kurzem viel
über einen Bericht an den US-
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Kongress geredet, der gerade hier das
Rad der Geschichte wieder zurück-
drehen würde. Folgt man den Emp-
fehlungen des so genannten Meltzer-
Berichts, so würde die Vorbeugung
und Bewältigung von Finanzkrisen im
Kern den viel beschworenen freien
Marktkräften überlassen werden. Die
Weltbank sollte sich demnach auf die
ärmsten Entwicklungsländer konzen-
trieren, da ja die Schwellenländer ih-
ren Zugang zum privaten Kapita l-
markt nutzen könnten.

Meltzer übersieht dabei, dass gerade
in den Schwellenländern noch immer
Hunderte Millionen armer Menschen
leben – insgesamt ein Drittel aller Ar-
men weltweit. Der „freie Markt“ wird
sich deren Schicksal nicht annehmen,
sondern weiter nach dem Gewinnkal-
kül Gelder investieren. Natürlich ist es
in erster Linie Aufgabe der nationalen
Regierungen, die Armut im eigenen
Land zu bekämpfen. Uns geht es aber
darum, dass die Weltbank auch bei
Schwellenländern das Mandat und die
finanziellen Mittel behält, um die Ar-
mutsbekämpfung in diesen Ländern
voranzubringen. Nur ein Land wie die
USA kann sich vielleicht schwache
internationale Institutionen leisten.
Die große Mehrheit der Länder und
der Menschen in der Welt braucht
starke internationale Institutionen,
wenn wir den Anspruch nicht aufge-
ben wollen, die Globalisierung sozial
gerecht und ökologisch nachhaltig zu
gestalten.

Ich werde mich daher vehement da-
gegen einsetzen, dass diese Vorschlä-
ge des Meltzer-Berichts Realität we r-
den. Sie würden zu Lasten der Armen
in der Welt gehen und die Verwirkli-
chung von Demokratie erschweren.

V.2 Welthandel

Mindestens ebenso wichtig für eine
erfolgreiche Bekämpfung der Armut
und für Fortschritte bei der sozialen
Entwicklung ist die Integration unse-
rer Partnerländer in den Welthandel.
Zum einen setzt sie den Rahmen für
das wirtschaftliche Wachstum in vie-
len Ländern. Ohne Wachstum wird es
keine erfolgreiche Armutsbekämp-
fung geben. Wir müssen hier unsere
Märkte gerade für die armen Länder
öffnen und sie unterstützen, die sich
daraus ergebenden Chancen zu nut-
zen. Wenn uns dies gelänge, wäre
das finanziell ein Vielfaches dessen,

was die offizielle staatliche Entwick-
lungszusammenarbeit ausmacht. Ich
halte es daher auch für geboten, dass
die Entwicklungsländer an den
Abstimmungs- und Entscheidungs-
strukturen in der Welthandelsorgani-
sation besser beteiligt werden. Im-
merhin stellen sie 80 Prozent der Mit-
glieder.

Wichtig ist nicht nur das Wirtschafts-
wachstum an sich. Zentral ist auch,
dass die laufende Liberalisierung des
Handels weltweit zur Verbesserung
der Lebenslage breiter Bevölkerungs-
schichten und der Armen beiträgt.
Hier geht es um die weltweite Ach-
tung von Kernarbeitsstandards und
um die soziale Ausgestaltung der
Handelsliberalisierung. Wir müssen an
verschiedenen Stellen ansetzen, damit
Entwicklungsländer soziale Standards
umsetzen. Zum einen und zuvorderst
kann die Entwicklungszusammena r-
beit sie positiv dabei unterstützen,
entsprechende Kapazitäten, Instituti-
onen und Regeln aufzubauen. Da r-
über hinaus setze ich mich dafür ein,
dass die Frage der Einhaltung von Ar-
beitsnormen in die entwicklungspoliti-
schen Kriterien, national und in den
internationalen Geberinstitutionen,
Eingang findet. Schließlich müssen die
zuständigen internationalen Organi-
sationen – nämlich die ILO und die
WTO – enger zusammenarbeiten.
Dabei ist auch zu klären, wie die vor-
handenen Sanktionsmechanismen
ausgestaltet werden können, um die
ILO-Kernarbeitsstandards effektiv
umzusetzen.

V.3 Kernarbeitsnormen / Veran-
kerung in der Politik der Welt-
bank

Sie sehen, dass ich den Kernarbeits-
normen der ILO einen hohen Stellen-
wert einräume. Als Entwicklungsmi-
nisterin vertrete ich die Bundesregie-
rung als Gouverneurin im „Auf-
sichtsrat“ der Weltbank. Ich habe –
gemeinsam mit anderen - die letzten
Sitzungen genutzt, um die Bedeutung
der Kernarbeitsnormen herauszustre i-
chen und die Weltbank verstärkt
hierfür zu sensibilisieren. Wir haben
bereits Fortschritte gemacht. So gibt
es mittlerweile regelmäßige hochran-
gige Treffen mit der ILO. Viele der
Kernarbeitsnormen spiegeln sich in
den Richtlinien der Bank wider: der

Einsatz gegen Zwangs- und Kindera r-
beit sowie Diskriminierung.

Bei der Vereinigungs- und der Ge-
werkschaftsfreiheit in den Partnerlän-
dern tut sich die Weltbank hingegen
noch schwer: beide Bereiche seien
angeblich „politisch“ und widersprä-
chen daher dem auf wirtschaftliche
Belange ausgerichteten Mandat der
Bank. Meine Entwicklungsminister-
Kolleginnen und ich werden uns in
dieser Frage aber durchsetzen: Vere i-
nigungs- und Gewerkschaftsfreiheit
sind für eine soziale Entwicklung un-
erlässlich.

V.4 Bedeutung starker Gewerk-
schaften und der Wirtschaft

Freie und starke Gewerkschaften bei
uns und in den Partnerländern sind
unerlässlich, um die Rechte der ar-
beitenden Bevölkerung zu schützen
und das Wachstum menschlich und
sozial zu gestalten. Sie sind eine
wichtige gesellschaftliche Kraft und
sollten an politischen Entscheidungen
beteiligt sein. Ich werde mich im
Rahmen meiner Möglichkeiten dafür
einsetzen, hierfür bei uns und in den
Partnerländern die notwendigen Vor-
aussetzungen zu schaffen.

Wir arbeiten aber auch mit der Wirt-
schaft zusammen. Wir alle wissen: der
Staat ist überfordert, wenn er allein
Armut ausmerzen soll. Die Umse t-
zung erfolgt in Zusammenarbeit mit
vielen anderen Kräften – hierzu ge-
hört maßgeblich auch die Wirtschaft.

Am Beispiel Wasserversorgung wird
deutlich, dass die staatliche Entwick-
lungszusammenarbeit und der private
Sektor zusammenarbeiten müssen. So
leben heute schon Millionen von
Menschen ohne Zugang zu sauberem
Trinkwasser und in einigen Regionen
drohen bereits „Wasserkriege“. Der
weltweite jährliche Investitionsbedarf
für Wasser und Abwasser wird auf
rund 150 Milliarden US-Dollar ge-
schätzt. Aktuell liegen die Investitio-
nen aber lediglich bei ca. 60 Milliar-
den. Die fehlenden 90 Milliarden US-
Dollar können von der öffentlichen
Hand nicht allein aufgebracht we r-
den. Im Rahmen unserer EZ stellen
wir jährlich 800 Mio. DM für Wasse r-
ver- und Abwasserentsorgung zur
Verfügung.
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Darüber hinaus geht es darum, die
soziale Verantwortung der Wirtschaft
stärker zu betonen. Wir benötigen ein
verbindliches Regelwerk für die glo-
balen Aktivitäten transnationaler Un-
ternehmen. Hierzu gehören Umwelt-
und Sozialstandards auf hohem Ni-
veau, eine neue Fassung der Verha l-
tensregeln („Codes of Conduct“) für
multinationale Unternehmen der O-
ECD, ein weltweit gültiges Haftungs-
recht oder auch ein internationales
Wettbewerbsrecht. Die Einhaltung
dieser Regeln muss überwacht wer-
den. Der Generalsekretär der Verein-
ten Nationen, Kofi Annan, denkt e-
benfalls in diese Richtung.

VI. Aktuell strittige Punkte /
neue Initiativen in der Vorberei-
tung der SGV

Wo liegen nun bei der Vorbereitung
der Sondergeneralversammlung im
Juni die aktuell noch kontrovers dis-
kutierten Punkte? Wo gibt es neue
Initiativen?

Wie Sie sich vorstellen können, gehört
gerade das Thema der Arbeitneh-
merrechte zu den heftig umstrittenen
bei der Vorbereitung der SGV. Die EU
vertritt hier ganz klar die Aufwertung
der ILO und ihrer Aufgaben und tritt
ein für die Umsetzung der Arbeit-
nehmerrechte, während China und
die G-77 dies vehement ablehnen. So
möchten die Entwicklungsländer in
den Verhandlungen in Genf be i-
spielsweise den Hauptakzent auf die
Veränderungen der internationalen
Rahmenbedingungen setzen und die
Verantwortung der Gebergemein-
schaft sowie mehr Entschuldung in
den Vordergrund stellen. Die EU
streicht auch die Verantwortung der
nationalen Regierungen für die Ent-
wicklung ihres eigenen Landes he r-
aus. Große Unterschiede gibt es auch
bei der Durchsetzung der Menschen-
rechte, bei guter Regierungsführung
oder Transparenz, die der Geberge-
meinschaft sehr wichtig sind.

Nach 1995 haben sich mehrere neue
Vorschläge für die Weiterentwicklung
der Kopenhagen-Verpflichtungen
entwickelt. Ein Vorschlag kam von der
britischen Regierung. Er führte dazu,
dass die Weltbank 1999 ein Doku-
ment mit dem Titel „Prinzipien und
gute Praxis sozialer Politik“ verfasst
hat. Darin werden vor dem Hinter-

grund der jüngsten Finanzkrisen in
Südostasien, Brasilien und Russland
weltweite Erfahrungen ausgewertet
und Leitlinien für eine wirksame Sozi-
alpolitik formuliert. Die Prinzipien
umfassen die Kernarbeitsnormen, so-
ziale Sicherung, das Recht auf „de-
cent work“, Zugang zu Basisgrund-
diensten und soziale Integration (d.h.
Schaffung von Solidarität und einer
gemeinsamen Identität). Diese Prinzi-
pien sollen die soziale Dimension ei-
ner Wirtschaftspolitik stärken sowie
eine sichere und nachhaltige Lebens-
weise garantieren. Das Ziel dieser
Prinzipien ist die Reduzierung von
Armut. Sie sollen universell gelten und
in Entwicklungsländern wie Transfor-
mations- und Industrieländern ange-
wendet werden. Die EU wollte diesen
Vorschlag der Weltbank in den Ver-
handlungstext für Kopenhagen + 5
aufnehmen, aber dies führte zu einer
heftigen Reaktion der G-77, da sie
neue Konditionalitäten vermutete.
Wir werden versuchen, das Thema
trotzdem weiter in Genf einzubringen.

Neue Elemente der Armutsbe-
kämpfung

Ein wegweisendes Dokument wurde
1996 durch die OECD und ihr Ent-
wicklungskomitee verabschiedet:
„Das 21. Jahrhundert gestalten.“ Es
basiert auf zentralen internationalen
Entwicklungszielen, die bei den gro-
ßen Weltentwicklungskonferenzen
der 90er Jahre vereinbart wurden. Die
Industrieländer verpflichten sich nun,
ihre Entwicklungspolitik auf die Um-
setzung dieser Ziele auszurichten, um
so die notwendigen eigenen Anstren-
gungen der Partnerländer zu ergän-
zen. Angestrebt wird die Umsetzung
der Ziele bis zum Jahre 2015. Davon
sind von besonderer sozialpolitischer
Bedeutung die Halbierung der abso-
luten Armut, Reduzierung der Kinde r-
sterblichkeit um zwei Drittel und der
Müttersterblichkeit um drei Viertel,
Grundbildung für alle, Beseitigung der
geschlechterspezifischen Diskriminie-
rung im Bildungswesen, sowie Zu-
gang zu reproduktiver Gesundheits-
fürsorge für alle. Die internationalen
Entwicklungsziele stellen den Kern ei-
nes globalen Handlungsrahmens für
Armutsbekämpfung dar. Diese Ziele
wurden auch in die Diskussion von
internationalen Finanzinstitutionen
und UN-Organisationen aufge-
nommen. Wir haben sie in der deut-
schen Präsidentschaft im ersten

Halbjahr 1999 als eine Idee für Ko-
penhagen + 5 in die Verhandlungen
aufgenommen. Das Ziel, bis zum Jahr
2015 eine Halbierung der absoluten
Armut zu erreichen, wurde mittler-
weile gemeinsam von der Weltge-
meinschaft im April 2000 in der 2.
Vorbereitungskonferenz verabschie-
det. Zur Überprüfung der Zielerrei-
chung wird nun versucht, darauf hin-
zuwirken, internationale und natio-
nale Sozialindikatoren zu verabschie-
den. Internationale Indikatoren leh-
nen die G-77 allerdings bisher ab und
beharren auf nationalen Indikatoren,
die jedoch keine Vergleiche ermögli-
chen.

Soziale Sicherungssysteme

Im Gegensatz zu 1995 in Kopenha-
gen, als soziale Sicherungssysteme in
der Diskussion noch keinen großen
Stellenwert einnahmen, haben sich in
den letzten Jahren viele Staaten und
internationale Organisationen intensiv
mit dem Thema auseinandergesetzt.
Beispielsweise wurde im BMZ ein
Konzept für soziale Sicherungssyste-
me in der Entwicklungszusammenar-
beit gemeinsam mit zivilgesellschaftli-
chen Akteuren, die in der Entwick-
lungszusammenarbeit tätig sind, erar-
beitet. Ein anderes Problem sind die
oft nicht existierenden Krankenversi-
cherungssysteme in den Entwick-
lungsländern, hier haben die Kirchen
einen großen Anteil an der Erarbe i-
tung und Implementierung neuer
Systeme. Die bisherigen Ergebnisse
der Kirchen in Ostafrika zeigen, dass
basisnahe partizipationsorientierte
Modelle von unten wachsen und eine
breitere Akzeptanz in der Bevölkerung
haben, die bisher entweder vom Staat
frei versorgt worden war (wie in Tan-
sania) oder auf traditionelle Formen in
der Großfamilie zurückgreifen konnte.

Frauenrechte unter Globalisie-
rungsbedingungen

Globalisierung hat positive wie nega-
tive Auswirkungen auf alle Menschen.
Ihre negativen Folgen treffen aber
insbesondere Frauen. Hier einige
Fakten: Über 900 Mio. Frauen haben
durchschnittlich nur 1 Dollar am Tag
zur Verfügung. 340 Mio. Frauen ha-
ben eine Lebenserwartung von nur 40
Jahren, 60 Prozent aller Analphabeten
sind Frauen. Nur 30 Prozent der Frau-
enarbeit wird weltweit bezahlt, bei
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Männerarbeit liegt der Anteil bei rd.
75 Prozent. Frauen stellen 60 Prozent
bis 80 Prozent der Beschäftigten im
informellen Sektor, die Arbeit ist
rechtlich sozial nicht gesichert und
wird volkswirtschaftlich nicht ane r-
kannt, weder gibt es Kündigungs-
schutz noch soziale Sicherung. Ge-
werkschaftliche Organisation wird
häufig behindert. Die Asienkrise hat
zuletzt gezeigt, dass in großen Unter-
nehmen Frauen oft zuerst entlassen
werden. Damit die Globalisierung
Frauen am Arbeitsmarkt bessere
Chancen bietet, anstatt bestehende
Ungleichheiten noch zu vergrößern,
ist eine sozialverantwortliche Politik
dringend notwendig. Die Weltfrauen-
konferenz in Peking 1995 hat in vie-
len Bereichen einen internationalen
Konsens geschaffen und dazu beige-
tragen, dass Frauenrechte als Teil der
Menschenrechte weltweit anerkannt
werden. Um der Ungleichheit und
Ungleichbehandlung entgegentreten
zu können, ist es wichtig, dass Frauen
ihre Interessen selbst vertreten kön-
nen.

Seit 1981 ist die Frauen-Anti-
Diskriminierungskonvention in Kraft.
Staaten, die dieses Übereinkommen
ratifiziert haben, müssen an die Frau-
enrechtskommission der Vereinten
Nationen über ihre Gesetzgebung
und ihre Politik in Bezug auf Gleich-
berechtigung Rechenschaft ablegen,
z.B. auch über den Anteil von Frauen
in Führungspositionen. Im März 1999
ist der Text eines Zusatzprotokolls zu
dieser Antidiskriminierungskonvention
verabschiedet worden. Es eröffnet
Frauen ein Individualbeschwerde-
recht, wenn sie der Meinung sind,
dass sie aufgrund ihres Geschlechts
benachteiligt worden sind. Die Bun-
desregierung hat 1995 auf der Welt-
frauenkonferenz 40 Mio. US-Dollar
für Projekte der rechts- und sozialpo-
litischen Beratung von Frauenintere s-
sen zugesagt, d.h. es werden ganz
konkret Rechtsberatungsprojekte un-
terstützt.

Positiv zu verzeichnen ist, dass im
Gegensatz zu 1995 die soziale Ver-
antwortung des Privatsektors disku-
tiert wird. Wir sind optimistisch, dass
hier eine Vereinbarung getroffen
werden kann, die an die freiwillige
Verantwortung der Privatwirtschaft
appelliert. Sicher kennen Sie die Initi-
ative des UN-Generalsekretärs Kofi
Annan, der mit einer globalen Übe r-
einkunft („global compact“) versucht,

gemeinsam Wirtschaft und Gewerk-
schaften für eine soziale Ausgesta l-
tung der Globalisierung und ihre Um-
setzung einzubinden. Dabei kommt
der ILO eine wichtige Funktion in die-
sem Dialog zu. Der „global compact“
ist ein Instrument, das auf universalen
Standards basiert. Er setzt an den
fundamentalen Prinzipien der Ar-
beitsrechte der ILO an, die internatio-
nal und national umgesetzt werden
sollen. Selbst in der Weltbank wurde
– wie bereits erwähnt - ein Entwurf zu
den Prinzipien guter Sozialpolitik er-
arbeitet, der für alle UN-Orga-
nisationen und Regierungen gelten
soll. Die Weiterarbeit an diesem Vor-
schlag liegt bei den Vereinten Natio-
nen. Die G-77 steht der Forderung
nach einem sozialen Dialog ableh-
nend gegenüber.

Das BMZ unterstützt aktiv die Partizi-
pation der Zivilgesellschaft und auch
des Privatsektors. Das BMZ setzt sich
dafür ein, dass sie in Planung,
Durchführung und Überwachung
einbezogen werden und die Regie-
rungen z.B. bei Strategien gegen Ar-
mut und Arbeitslosigkeit im Sinne ei-
nes sozialen Dialogs beraten. Die
strittigen Punkte der Richtlinien für
die soziale Verantwortung der Wirt-
schaft, Stärkung des sozialen Dialogs,
Prinzipien guter Sozialpolitik und
Entwicklung internationaler sozialer
Indikatoren werden von der EU und
anderen Industrieländern stark geför-
dert, während die Entwicklungsländer
in der G-77 z.B. eine stärkere Übe r-
wachung der Finanzmärkte, Demo-
kratisierung internationaler Finanzie-
rungsinstitutionen und weitere Schul-
deninitiativen zugunsten der Ent-
wicklungsländer fordern. Wie Sie se-
hen, sind bis Genf noch wichtige Fra-
gen zu klären; meine Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter werden in Kürze in
New York wieder intensiv an den
Verhandlungen mitwirken, damit in
Genf ein gutes Papier verabschiedet
werden kann.

VII. Fazit

Vergleicht man die Diskussionen um
soziale Entwicklung und die Maß-
nahmen, die vor und nach 1995 ge-
troffen wurden, zeigen sich auf dem
Weg einer globalen Sozialpolitik in-
haltliche Fortschritte, die viele Berei-
che umfassen. Wirtschaftliche und so-
ziale Entwicklung werden oft in ihrer
Interdependenz begriffen, die Forde-

rung nach voller Integration sozialer
Auswirkungen in ökonomischen Ent-
scheidungen auf nationaler und inter-
nationaler Ebene ist dennoch erst am
Anfang eines Prozesses, wie die Dis-
kussion um Prinzipien guter Sozialpo-
litik zeigt. Alle Länder und internatio-
nale Organisationen sind sich einig,
dass die Bekämpfung der Armut zu
den zentralen politischen Aufgaben
innerhalb der einzelnen Staaten und
in der internationalen Zusammena r-
beit gehört. Wichtig ist es nun, die
vorhandenen Erfahrungen und Er-
kenntnisse über Erfolg versprechende
Strategien tatkräftig in die Praxis um-
zusetzen.

Es gibt verschiedene regelbildende
Prozesse, wie in der ILO, in der EU, in
der Zusammenarbeit der Vereinten
Nationen mit den internationalen Fi-
nanzinstitutionen und der WTO. Sie
haben zwar eine unterschiedliche Ge-
schichte und Zeitdimension, zielen a-
ber doch alle darauf ab, die Rahmen-
bedingungen für soziale Entwicklung
auf nationaler und internationaler E-
bene zu verbessern. Soziale und wirt-
schaftliche Entwicklung müssen Hand
in Hand gehen. Soziale Gerechtigkeit
darf gerade in der rasanten weltwe i-
ten Globalisierung nicht vergessen
werden.

Meine Damen und Herren, wir müs-
sen weiter gegen Armut und Arbeits-
losigkeit und für soziale Integration
kämpfen. Kopenhagen bestätigte den
moralischen Imperativ für soziale
Entwicklung. Der Prozess benötigt die
moralische Energie und den politi-
schen Willen, um alle wichtigen
Probleme anzusprechen und gemein-
sam Strategien und Pläne zu verein-
baren, die zu einer gerechteren, fried-
licheren und nachhaltigeren Welt
führen. n
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4. SOZIALE DIMENSIONEN DER
GLOBALISIERUNG
Anforderungen an einen neuen globalen Entwicklungskonsens

FRANZ NUSCHELER,FRANZ NUSCHELER,

Institut für Entwicklung und Frieden,Institut für Entwicklung und Frieden,
UnUniiversität Duisburgversität Duisburg

1. Die Dämonisierung der Glo-
balisierung

lobalisierung ist das am meis-
ten gebrauchte und miss-
brauchte Schlagwort der Ge-

genwart, das für allerlei Zwecke he r-
halten muss: sei es in der „Standort-
Debatte“ zum Angriff auf nationale
Sozial- und Umweltstandards, sei es
als „große Ausrede“ für das Abwä l-
zen eigener Verantwortung oder ei-
genen Versagens in der Wirtschafts-
und Sozialpolitik, oder sei es in sozial-
kritischen Zukunftsszenarien zur War-
nung vor vielen Fehlentwicklungen in
aller Welt. Wie in dem wohl bekann-
ten Bestseller „Die Globalisierungs-
falle“ mit dem dramatischen Unterti-
tel „Der Angriff auf Demokratie und
Wohlstand“ werden der Globalisie-
rung häufig alle Übel der Zeit und so-
zialen Probleme der Welt angelastet.
Was früher Strukturwandel, Moderni-
sierung oder Rationalisierung genannt
wurde und in traditionellen Industrie-
branchen schon viele Arbeitsplätze
gekostet hatte, wird nun Globalisie-
rung genannt. Sie wird vielfach dä-
monisiert, nicht analysiert.
Beispielhaft waren die militanten Sze-
nen, die sich im Dezember 1999 bei
der Eröffnung der „Millennium-
Runde“ der WTO auf den Straßen
von Seattle und im April dieses Jahres
in etwas friedlicherer Form während
der Frühjahrstagung von IWF und
Weltbank in Washington abspielten.
Die auf Plakaten und Spruchbändern
verteufelten Sündenböcke hießen
dort WTO, hier IWF und immer auch
Globalisierung. Linke Gruppen pro-
testierten gegen den globalen „Tur-
bo-Kapitalismus“, Menschenrechts-
gruppen gegen die Ausbeutung von

Kinderarbeit und die Verletzung von
sozialen Menschenrechten durch die
global operierenden „Multis“, Frau-
engruppen gegen die miserablen Ar-
beitsbedingungen in den „Welt-
marktfabriken“ in den 600 Exportzo-
nen, Umweltgruppen gegen einen
Freihandel, der die ökologische Rück-
sichtslosigkeit zu einem Kosten- und
Wettbewerbsvorteil zu machen droht,
Verbraucherverbände gegen die
weltweite Verbreitung genmanipu-
lierter Nahrungsmittel.

Ein Kernargument der Kritik an der
Globalisierung ist, dass der „Turbo-
Kapitalismus“ seine unbändige Dy-
namik auf dem Rücken von Mensch
und Natur austragen und zu dem
entarten würde, was Helmut Schmidt
„Raubtier-Kapitalismus“ nannte - falls
es nicht gelingen sollte, sie durch in-
ternational vereinbarte und wir-
kungsmächtige soziale und ökologi-
sche Regelwerke zu bändigen. Das
Postulat der Nachhaltigkeit verbindet
die soziale und ökologische Dimensi-
on miteinander.

2. Die soziale und ökologische
Marktwirtschaft unter Globali-
sierungsdruck

Der Opposition gegen das freihändle-
rische Regelwerk der WTO liegt die
Befürchtung zugrunde, dass unter
den verschärften internationalen Kon-
kurrenzbedingungen überall - auch
hierzulande - Sozial- und Umwelt-
standards unter Druck geraten. Die
Öffnung der Märkte für Kapital, Gü-
ter, Dienstleistungen und im be-
grenzten Umfang auch für Arbeits-
kräfte sowie die Konkurrenz um
Standortvorteile haben die Fähigkei-
ten von Staaten, soziale Mindeststa n-
dards durchzusetzen oder aufrechtzu-
erhalten, geschwächt und die Ver-
handlungsmacht von multinationalen
Unternehmen mit ihrer immer ver-
fügbaren exit-Option gestärkt. Das
Kapital geht immer dorthin, wo es die

günstigsten Verwertungsbedingungen
vorfindet.

Die Globalisierung zielt darauf ab,
Hindernisse zu beseitigen, die sich
weltweiter Investitionstätigkeit und
dem weltweiten Absatz von Produk-
ten in den Weg stellen. In dieser Rati-
onalität sah die UN-Kommission für
wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte (CESCR) das Risiko, dass sie
den zentralen Stellenwert mindere,
der den Menschenrechten in der UN-
Charta und in den Menschenrechts-
pakten eingeräumt wird. Die sozialen
Menschenrechte sollen die Globali-
sierung humanisieren, aber ihre regu-
lative Kraft ist schwach, während die
Macht des Kapitals, das die Globali-
sierung vorantreibt, groß ist.

Weltweit steht also die soziale und ö-
kologische Marktwirtschaft unter
Globalisierungsdruck bzw. unter
Rechtfertigungsdruck in der Standort-
debatte. In der „SZ am Wochenende“
zum 1. Mai dieses Jahres prophezeite
Volker Wörl, dass das „großartige Ex-
periment soziale Marktwirtschaft, in
dem sich Gemeinsinn und Selbstin-
teresse verbinden“, unter dem Lais-
sez-faire-Druck der Globalisierung
„wenig Überlebenschancen“ habe.
Auch andere Schwarzseher warnen
vor einem „globalen Sozialdarwinis-
mus“, der den Wohlstand von weni-
gen und die Armut von vielen ver-
mehre.

Der Münchner Soziologe Ulrich Beck,
der durch seine Serienproduktion von
Büchern die deutsche Globalisie-
rungsdiskussion nachhaltig beein-
flusste, befürchtet eine „Entsolidari-
sierung zwischen Reichen, die globa-
lisiert (werden), und Armen, die lo-
kalisiert werden, weil zwischen Glo-
balisierungsgewinnern im obersten
Oben und Globalisierungsverlierern
im untersten Unten keine verpflich-
tenden Arenen mehr existieren, in
denen um Ausgleich und Gerechtig-
keit gerungen werden könnte“.

G
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Zugleich hätten die Verlierer der Glo-
balisierung, anders als das Proletariat
im vorglobalen Zeitalter, ihr Wide r-
standspotenzial verloren, weil sie
nicht mehr gebraucht würden.

Auch die sozialdemokratische „Grup-
pe von Lissabon“ drohte in ihren
„Grenzen des Wettbewerbs“: Ohne
ordnungspolitische Bändigung des
nun entfesselten Konkurrenzprinzips
würde sich das sozialdarwinistische
Prinzip des „Survival of the Fittest“
durchsetzen, das sozialstaatliche und
ökologische Grenzen völlig ignoriert.
Der Human Development Report von
1999 unterfütterte seine Anklage ge-
gen eine „Globalisierung ohne
menschliches Gesicht“ mit einer Fülle
von Daten.

Dieser Bericht von UNDP machte aber
den schon beispielhaften Fehler, dass
er nun alles Elend des Südens undif-
ferenziert der Globalisierung anlastet
und dabei geflissentlich auch den
Tatbestand übergeht, dass die Zahl
der Armen deutlich weniger ange-
wachsen ist als die Zahl der im Süden
lebenden Menschen. Die soziale Ka-
tastrophe Afrikas zeichnete sich schon
ab, als noch nicht von Globalisierung
die Rede war; sie kann auch nicht
vorschnell und vordergründig der
Globalisierung angelastet werden,
weil sie viele Ursachen hat. Das Elend
Afrikas ist eher, dass dieser Kontinent
von der Dynamik der Globalisierung
weitgehend abgekoppelt wurde, was
statistisch an seinen sinkenden Antei-
len am Welthandel und an Direktin-
vestitionen abzulesen ist.

Auch der Tatbestand, dass sich die
Einkommensverteilung in den USA
und Großbritannien laut dem Gini-
Index massiv zu Lasten der unteren
Einkommensgruppen verschlechtert
hat und hier wie dort rund ein Viertel
der Bevölkerung unter der amtlichen
Armutslinie lebt, hat wenig mit der
Globalisierung, aber viel mit einer
neoliberalen Wirtschafts- und Gesell-
schaftspolitik zu tun. Von diesem
angloamerikanischen „Turbo-Kapital-
ismus“ unterscheidet sich (noch) der
„rheinische Kapitalismus“ mit seinen
sozialstaatlichen Komponenten. Ich
sehe keine zwingenden Gründe, wa-
rum letzterer keine Überlebenschance
haben soll, obgleich er sicherlich re-
novierungsbedürftig ist, um überle-
bensfähig zu bleiben. Oskar Lafonta i-
ne und Christa Müller lieferten gute

Gründe für ihren Buchtitel „Keine
Angst vor der Globalisierung“.

3. Die Globalisierung ist kein
schicksalhaftes Naturereignis

Der Human Development Report
1999 zog aus seiner Analyse des Glo-
balisierungsprozesses die Folgerung:
„Eine stärkere politische Steuerung ist
erforderlich, um den Nutzen der Glo-
balisierung für das Wohlergehen der
Menschen und nicht nur zu Profit-
zwecken sicherzustellen.“

Darum geht es: Keine Gesellschaft,
weder im Norden noch im Süden,
kann sich dem welthistorischen Me-
gatrend der Globalisierung entziehen.
Sie ist kein Phantom oder Mythos,
wie manche immer noch behaupten,
weil sie keine wirklich globale Reich-
weite habe und sich auf die weltwirt-
schaftliche Triade (Nordamerika-EU-
Ostasien) konzentriere. Wie sie auch
immer definiert werden mag: Sie ist
kein schicksalhaftes Naturereignis,
sondern das Ergebnis politisch ge-
wollter Deregulierungsstrategien, die
in den Schaltzentren der Weltpolitik
und Weltwirtschaft ausgedacht und
von ihnen durchgesetzt wurden. Es ist
müßig, sie zu verteufeln, weil sie mit
Wehklagen nicht aufgehalten werden
kann. Es kann nur darum gehen, das
davon galoppierende Pferd durch so-
ziale und ökologische Leitplanken ein-
zufangen und zu zähmen, mit ande-
ren Worten: die Globalisierung poli-
tisch zu gestalten und zu humanisie-
ren.

Es ist auch unter Laissez-faire-
Propheten, die sich auf Adam Smith
berufen, kaum umstritten, dass
Märkte eines Ordnungsrahmens be-
dürfen, um ihre produktiven Energien
entfalten und destruktiven Kräfte
bändigen zu können. Ohne Ord-
nungspolitik würde der internationale
Wettbewerb soziale und ökologische
Unterbietungswettläufe auslösen:
Wer am meisten ausbeutet, gewinnt
am meisten. Diese Zusammenhänge
gelten für nationale Volkswirtschaften
ebenso wie für die sich globalisieren-
de Weltökonomie - freilich mit dem
wichtigen Unterschied, dass es zwar
nationale, aber erst ansatzweise inte r-
nationale ordnungspolitische Regel-
werke gibt. Der Globalisierungspro-
zess wird aber nur dann sozialpolitisch
gestaltet werden können, wenn es

weltweit gültige Regeln gibt, die das
Verhalten von Staaten und Wirt-
schaftssubjekten wirksam steuern
können.

4. Der Imperativ einer interna-
tionalen Sozialordnung

Heute rückt die Frage in den Mittel-
punkt aller ordnungspolitischen De-
batten, die nicht mehr in nationalen
Schutzräumen geführt werden kön-
nen, wie die Nationalstaaten in zu-
nehmend entgrenzten Räumen ihre
Fähigkeit zur Politikgestaltung noch
erhalten können. Es ist mein Credo,
dass die Politik noch nicht zur Ohn-
macht verdammt ist. Andernfalls
könnte ich gar nicht über „Anforde-
rungen an einen neuen globalen Ent-
wicklungskonsens“ sprechen. Aber sie
muss, wie es Jürgen Habermas ge-
nannt hat, den globalisierten Märkten
“nachwachsen“, sich also auch glo-
balisieren, wie Willy Brandt schon vor
zwei Jahrzehnten, als noch wenige
von Globalisierung sprachen, visionär
gefordert hatte. Er hatte in der Ein-
leitung zum Brandt-Bericht ziemlich
ungeduldig gefordert:

„Ob es uns passt oder nicht: Wir se-
hen uns mehr und mehr Problemen
gegenüber, welche die Menschheit
insgesamt angehen, sodass folglich
auch Lösungen hierfür in steigendem
Maße internationalisiert werden müs-
sen.“

Es ist ja nicht so, als hätte erst die
Globalisierung zur Einsicht geführt,
dass zur Humanisierung der Arbeits-
welt und der internationalen Wirt-
schaftsbeziehungen eine internatio-
nale Sozialordnung erforderlich ist.
Auf dem Papier von völkerrechtlichen
Menschenrechtskatalogen finden wir
bereits die normativen Umrisse einer
globalen sozialen Marktwirtschaft.
Die Staatengemeinschaft hat sich auf
mehrere Vertragswerke und noch
mehr Absichtserklärungen verstä n-
digt, die Menschen überall auf der
Welt vor Ausbeutung schützen sollen.
Bereits Art. 28 der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte von
1948 hatte eine „internationale Sozi-
alordnung“ als Voraussetzung für die
Verwirklichung der Menschenrechte
und für die Befreiung von „Furcht
und Not“ gefordert. Der „Sozialpakt“
von 1986 konkretisierte die sozialen
Menschenrechte und verlieh ihnen
völkerrechtliche Verbindlichkeit, sta t-
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tete sie aber bis heute nicht mit wirk-
samen Kontrollmechanismen aus, so-
dass sie - entgegen aller juristischen
Dogmatik der Gleichrangigkeit und
Unteilbarkeit - nicht nur „Menschen-
rechte der zweiten Generation“, son-
dern auch „Menschenrechte der
zweiten Klasse“ blieben.

Hohe Erwartungen werden deshalb-
auch in der Diskussion über eine
Nachbesserung des WTO-Regel-
werkes mit Sozialklauseln - in die
Vertragswerke der ILO, die sog.
„ILO-Standards“, gesetzt. Sie fordern
in sechs Kernabkommen das Verbot
von Zwangsarbeit und ausgebeuteter
Kinderarbeit und begründen Rechts-
ansprüche auf menschenwürdige Ar-
beitsbedingungen, gewerkschaftliche
Organisationsfreiheit und Tarifauto-
nomie sowie auf die Gleichbehand-
lung der Geschlechter. Es geht also
nicht um eine Universalisierung der in
westlichen Sozialstaaten erreichten
Standards, sondern um eine Universa-
lisierung von Mindeststandards.

Die Hoffnung ist jedoch trügerisch,
dass diese „ILO-Standards“ der Glo-
balisierung sozialstaatliche Zügel an-
legen und z. B. die Arbeitsbedingun-
gen der Frauen in den „Weltmarkt-
fabriken“ verbessern können. Der
Grund: Erst rund ein Drittel der ILO-
Mitglieder hat bisher alle Basisab-
kommen ratifiziert. Und die Staaten,
die aus niedrigen Löhnen, miserablen
Arbeitsbedingungen und ökologischer
Rücksichtslosigkeit komparative Wett-
bewerbsvorteile ziehen, wehren sich
entschieden - und bisher auch mit
Erfolg - gegen eine soziale und öko-
logische Nachbesserung des WTO-
Regelwerkes, die ihre Exportchancen
verschlechtern könnte. Sie vermuten
hinter den Öko-Standards einen Öko-
Protektionismus und hinter den Sozi-
alstandards den Versuch, ihren Vorteil
niedriger Arbeitskosten zu unterlau-
fen.

Die Gewerkschaften in den Industrie-
ländern geraten in die Klemme zwi-
schen internationaler Solidarität und
ihrem Auftrag, die Interessen ihrer
Mitglieder in den durch die internati-
onale Konkurrenz bedrohten Bran-
chen zu verteidigen. Hier zeichneten
sich auch Konflikte ab zwischen Nord-
NGOs, die für möglichst hohe Um-
welt- und Sozialstandards eintreten,
und Süd-NGOs, für die Arbeit eine
Überlebensfrage ist.

Es ist schon bemerkenswert, dass UN-
Generalsekretär Kofi Annan immer
wieder um einen Pakt zwischen den
Vereinten Nationen und der Privat-
wirtschaft wirbt, weil er offensichtlich
einem freiwilligen Verhaltenskodex
mehr Wirkung zutraut als der Ver-
pflichtungskraft von völkerrechtlichen
Vertragswerken. Das Problem ist nur,
dass freiwillige Verhaltensregeln ge-
rade die schwarzen Schafe nicht son-
derlich beeindrucken. Kofi Annan
fügte warnend hinzu: Eine Weltwirt-
schaftsordnung, die nur den Intere s-
sen mächtiger Global Player dient,
verletzt nicht nur völkerrechtliche
Prinzipien und Menschenrechte, son-
dern ignoriert auch Erfahrungen der
Sozialgeschichte: Sie provoziert Wi-
derstände, die man früher Klassen-
kämpfe nannte. Man muss allerdings
hinzufügen: Multinationale Unte r-
nehmen, die unter besonders kriti-
scher Beobachtung der Öffentlichkeit,
einheimischer und hiesiger NGOs ste-
hen, können sich keine Ausbeutung
leisten, wie sie sich einheimische Un-
ternehmen, auch im „kommunisti-
schen“ China, häufig leisten können.
Es muss deshalb auch hinzugefügt
werden: Das Ziel einer internationalen
Sozialordnung stellt zunächst Anfor-
derungen an jeden einzelnen Staat,
seinen Angehörigen durch den Auf-
bau einer innerstaatlichen Sozialord-
nung eine menschenwürdige Existenz
zu ermöglichen. Andernfalls verletzt
er den Gesellschaftsvertrag. Nur wenn
ihn Armut daran hindert, die ele-
mentaren Lebensinteressen zu schüt-
zen, ist die Staatengemeinschaft ge-
fordert. Art. 2 des „Sozialpaktes“
verpflichtet jeden Staat, „einzeln und
durch internationale Hilfe unter Aus-
schöpfung aller seiner Möglichkeiten
Maßnahmen zu treffen, um schritt-
weise mit allen geeigneten Mitteln ...
die volle Verwirklichung der in die-
sem Pakt anerkannten Rechte zu er-
reichen.“

Unter den Bedingungen der Globali-
sierung globalisieren sich auch die so-
zialdemokratischen Postulate der so-
zialen Gerechtigkeit und Solidarität.
Eine globale Verantwortungsethik er-
zeugt eine Pflicht zur globalen Solida-
rität und zum Lastenausgleich zwi-
schen Gewinnern und Verlierern der
Globalisierung, die vorzugsweise in
den von der weltwirtschaftlichen Dy-
namik abgekoppelten Armutsregio-
nen leben. Eine als globale Struktur-
politik verstandene Entwicklungspoli-
tik muss versuchen, das globale

Wohlstandsgefälle als Quelle ver-
schiedenartiger Konflikte zu verrin-
gern und den Aufbau von sozialen
und politischen Strukturen zu fördern,
die die Verwirklichung der sozialen
Menschenrechte ermöglichen. Diese
Rechte müssen zwar von den Gesell-
schaften selbst erkämpft werden, aber
dieser Kampf kann von außen unter-
stützt werden. Menschenrechte sind
universell und unteilbar. Solidarität
endet nicht an nationalen Grenzen.

5. Von der internationalen Sozi-
alordnung zu einer „neuen Ent-
wicklungsarchitektur“

Was ich bisher zu den Chancen einer
Humanisierung der Globalisierung
sagte, mag nicht eben hoffnungsvoll
geklungen haben. Ich bin aber ein
Optimist, wenn ich im Vorfeld des
Weltsozialgipfels 2000 die Chancen
einschätze, einen neuen globalen
Entwicklungskonsens zu finden. Be-
reits das vom Kopenhagener Weltso-
zialgipfel von 1995 verabschiedete
Aktionsprogramm für einen „Krieg
gegen die Armut“ enthielt einen neu-
en globalen Entwicklungskonsens,
obwohl die „Kopenhagener Erklä-
rung“ in rechtlichem Sinne hinter dem
„Sozialpakt“ und den „ILO-
Standards“ zurückblieb.

Das Follow-up von Kopenhagen, im
Besonderen die enttäuschende Wir-
kungsgeschichte der 20:20-Initiative,
ließ jedoch zunächst wenig Hoffnung
auf Verhaltensänderungen der Staa-
tengemeinschaft zu. Wie sollte auch
Hoffnung aufkommen, wenn sich
viele Geberländer als unwillig erwie-
sen, zumindest ein Fünftel ihrer Leis-
tungen in die sozialen Grunddienste
zu investieren und trotz aller Bekun-
dungen der elementaren Bedeutung
von Grundbildung gerade diesen Be-
reich vernachlässigten? Auch die
deutsche Entwicklungspolitik erreichte
die Zielvorgabe nicht.

Es war das im Mai 1996 vom DAC,
dem Entwicklungshilfeausschuss der
OECD, einmütig verabschiedete Do-
kument „Shaping the 21st Century“,
das zum Leuchtturm im internationa-
len Entwicklungsdiskurs wurde. Re-
gierungen im Norden und Süden, in-
ternationale Organisationen und zivil-
gesellschaftliche Kräfte in allen Welt-
regionen sehen heute in diesem O-
ECD-Dokument den Referenzrahmen
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für eine vorwiegend ethisch-
humanitär begründete Neuorientie-
rung globaler Armutsstrategien. Hier
ist der OECD ein zukunftsweisender
Entwurf gelungen.

Was war so neu in diesem Dokument,
das in der entwicklungspolitischen
Kürzelsprache schon S21 genannt
wird? Es verdichtete die Ergebnisse
der Weltkonferenzen der 90er Jahre
zu einer überschaubaren Zahl von so-
zial- und umweltpolitischen Schlüsse l-
zielen und verknüpfte sie mit einem
präzisen Zeitplan. An der Spitze des
OECD-Zielkatalogs steht die Halbie-
rung des Bevölkerungsanteils, der in
absoluter Armut lebt, bis zum Jahr
2015 - trotz des Wachstums der
Weltbevölkerung, das zu 95 Prozent
im Süden stattfindet und in den Ar-
mutsregionen am höchsten ist. Inte-
graler Teil von S21 (und in dessen
Anhang aufgenommen) ist das 1995
vom DAC verabschiedete Partner-
schaftskonzept, das die vier Entwick-
lungsministerinnen von Großbritan-
nien, der Niederlande, Norwegen und
Deutschland 1999 in einer gemein-
samen Erklärung in das einprägsame
Bild übersetzten: „The recipient
country should be in the driver’s
seat.“

6. Auf dem Weg zu einem glo-
balen Entwicklungskonsens

Und warum kann man von einem
globalen Entwicklungskonsens spre-
chen? Die EU hat sich auf der 1. Vor-
bereitungskonferenz zu „Kopenha-
gen + 5“ zu dem Halbierungsziel be-
kannt, ebenso der G8-Gipfel in Bir-
mingham (1998). Ministerin Heide-
marie Wieczorek-Zeul betonte bei der
1. Lesung des Bundeshaushalts 2000
die Verbindlichkeit des OECD-Ziels
für die deutsche Entwicklungspolitik.
Nicht nur die Weltbank und das ge-
samte UN-System (allen voran UNDP,
UNESCO, UNICEF und WHO), son-
dern auch der IWF bekundeten volle
Unterstützung. Natürlich tauchten
sofort Zweifel auf - so auch in einer
Studie von WEED -, ob hier nicht der
Bock zum Gärtner gemacht wird, zu-
mal der Meltzer-Bericht den Rückzug
des IWF aus der Entwicklungsfina n-
zierung forderte und die US-
Regierung dieser Forderung nahe
steht.

Wichtiger ist deshalb, was die Welt-
bank, die das entwicklungspolitische
Agenda-Setting beherrscht, denkt,
plant und tut. Ich sehe in dem von
ihrem Präsidenten propagierten
Comprehensive Development Fra-
mework  aus mehreren Gründen einen
innovativen und global konsensfähi-
gen Ansatz:

1. Das Konzept rückt die Armutsbe-
kämpfung in den strategischen
Mittelpunkt. Es gibt der von
UNDP ständig geforderten „sozi-
alen Priorität“ tatsächlich Priorität
vor dem neoliberalen Prioritäten-
katalog.

2. Es holt den Süden aus seiner
Objektstellung in den von außen
diktierten Strukturanpassungs-
programmen heraus und nimmt
ownership, d. h. das Recht auf
eigene Entscheidungen und Prio-
ritäten, ernst. Die Empfängerlän-
der sollen also im Führerhaus sit-
zen.

3. Es baut die Zivilgesellschaft nicht
nur als pflichtschuldiges Deko-
rum, sondern als mitgestaltende
Akteurin in die Planung und
Durchführung von Entwicklungs-
programmen ein.

4. Es nimmt Abschied von der her-
kömmlichen „Projektitis“, die zur
Misserfolgsgeschichte der Ent-
wicklungspolitik gehört, und setzt
auf eine globale Strukturpolitik,
die interne und internationale
Strukturen zu verändern und die
Einbahnstraße Nord-Süd zu über-
winden versucht. Auch der Nor-
den muss seine Produktions- und
Lebensweise verändern, um part-
nerschafts- und zukunftsfähig zu
werden.

Natürlich muss sich erst noch heraus-
stellen, wie dieser Schnellschuss des
Weltbank-Präsidenten in Taten um-
gesetzt werden kann. Noch ist die
globale Strukturpolitik nur in pro-
grammatischen Umrissen zu erken-
nen. Schon häufig erwies sich eine
neue Rhetorik noch lange nicht als
neue Politik. Nichtsdestoweniger
zeichnet sich ein neues Entwicklungs-
paradigma ab, das nun in konkrete
Schritte umgesetzt werden muss.

„Globaler Konsens“ setzt voraus, dass
auch der Süden den Konsens mitträgt.
Dies tat sowohl die „Gruppe der 77“
als „Gewerkschaft des Südens“ als
auch China. Schließlich bekundeten
nicht nur NGOs aus dem Norden,

sondern auch ein von Social Watch
initiiertes globales NGO-Netzwerk
und eine Koalition zivilgesellschaftli-
cher Organisationen in Afrika Zu-
stimmung zu dem OECD-Ziel. Dieses
ist in der Tat ungemein ambitiös und
setzt die OECD-Länder unter großen
Handlungsdruck. Wenn man die he f-
tigen Nord-Süd-Kontroversen auf den
Weltkonferenzen und in UN-
Organisationen bedenkt, dann hat
sich hier ein wirklich globaler Konsens
herausgebildet.

Ich möchte hinzufügen, dass der Pri-
mat der Armutsbekämpfung auch in
der Bevölkerung, die ansonsten die
Entwicklungspolitik sehr skeptisch be-
urteilt, hohe Akzeptanz findet. Sie ist
wichtiger als die Einwände akademi-
scher Bedenkenträger, die den Primat
der Armutsbekämpfung für illusionär
oder gar für einen entwicklungspoliti-
schen Irrweg halten (wie vor einigen
Jahren in einem Elaborat des Wiss.
Beirats beim BMZ zu lesen war). Ich
trage stattdessen seit zwei Jahrzehn-
ten eine erinnerungswürdige Mah-
nung von Willy Brandt mit mir herum:

„Noch nie hat die Menschheit über
so vielfältige technische und finan-
zielle Ressourcen verfügt, um mit
Hunger und Armut fertig zu werden.
Die gewaltige Aufgabe lässt sich
meistern, wenn der notwendige ge-
meinsame Wille mobilisiert wird.“

Dies ist in der Tat die Gretchenfrage,
ob dieser gemeinsame Wille mobili-
siert werden kann. Die schrumpfen-
den Entwicklungsetats fast aller O-
ECD-Länder lassen schon jetzt Zweifel
aufkommen, ob das OECD-Ziel er-
reicht werden kann.

7. Forderungen an „Kopenha-
gen + 5“

Eine Konferenz von Sozialdemokraten
und Gewerkschaften müsste an „Ko-
penhagen + 5“ die folgenden Er-
wartungen und Forderungen richten:

1. Sie müsste nicht nur das OECD-
Ziel einer Halbierung der Armuts-
quote bekräftigen, sondern die
aus dieser Zielsetzung folgenden
Selbstverpflichtungen der Indus-
trie- und Entwicklungsländer
konkretisieren. Es geht nicht so
sehr um mehr Geld, das es nicht
geben wird, sondern um eine ge-
zielte Investition der knappen
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Mittel in die soziale und ökologi-
sche Entwicklung. Es geht, was
schon das Kopenhagener Akti-
onsprogramm gefordert hatte,
um die „soziale Priorität“ in den
Strukturanpassungsprogrammen.
Und es geht um weitere Ent-
schuldungsinitiativen über den
engen Kreis der HIPCs hinaus,
weil der Schuldendienst den sozi-
alpolitischen Handlungsspielraum
einschnürt.

2. Sie müsste, was 1995 in Kopen-
hagen noch misslang, versuchen,
den „Sozialpakt“ mit einem Fa-
kultativprotokoll auszustatten,
um den sozialen Menschenrech-
ten größere Wirkung zu ver-
schaffen und Vorsorge zu treffen,
dass sie nicht auf dem Altar der
Globalisierung geopfert werden.
Als Vorstufe sollte sie die interna-
tionalen Wirtschaftsverbände zu
freiwilligen Verhaltenskodices
drängen, die sie offensichtlich e-
her akzeptieren als Sozial- und
Umweltklauseln im WTO-
Regelwerk. Ich setze auf Public-
Private-Partnership als Baustein
einer Kooperationskultur, die für
die Bewältigung der Globalisie-
rungskrisen unverzichtbar ist.

3. Um dem Freihandel den sozialen
und ökologischen Schrecken zu
nehmen, muss eine Nachbesse-
rung des WTO-Regelwerkes auf
der internationalen Reformagen-
da bleiben. Notwendig ist auch
eine engere Zusammenarbeit von
ILO und WTO. Konsequent wä-
re, dass neben dem WTO-
Ausschuss für „Handel und Um-
welt“ auch ein Ausschuss für
„Handel und soziale Entwick-
lung“ (oder so ähnlich) institutio-
nalisiert wird. Das Ziel muss sein,
dass die Handelsordnung durch
eine internationale Wettbe-
werbsordnung ergänzt wird, die
verhindern kann, dass die Aus-
beutung von Mensch und Natur
zu einem Wettbewerbsvorteil
wird. Andernfalls hätte auch die
WTO keine Zukunft und wäre
der Rückfall in protektionistische
Abwehrreaktionen kaum zu ver-
meiden.

4. Um der sozialen Entwicklung und
den sozialen Menschenrechten
einen höheren Rang in der inte r-
nationalen Entwicklungspolitik zu
verschaffen, müssen alte Forde-
rungen nach einer Reorganisation
des UN-Systems auf die Tages-

ordnung eines Weltsozialgipfels
gesetzt werden. Notwendig ist
die Aufwertung des ECOSOC zu
einem Status, der mit dem Status
des UN-Sicherheitsrates ver-
gleichbar ist, weil Sicherheit
heute umfassender als „mensch-
liche Sicherheit“ definiert werden
muss. Eine überzeugende Be-
gründung für diese Neudefinition
von Sicherheit findet sich im Be-
richt der Commission on Global
Governance („Nachbarn in Einer
Welt“). Eine Weltkonferenz kann
zwar nicht die Reform des UN-
Systems beschließen, aber den
Druck auf die Weltführungs-
mächte verstärken, die dringlich
erforderliche Anpassung des UN-
Systems an die Herausforderun-
gen des 21.  Jahrhunderts anzu-
packen.

Wenn es „Kopenhagen + 5“ nicht
gelingen sollte, die Ängste vor einem
„globalen Sozialdarwinismus“ zu ver-
ringern, werden sich Szenen, wie sie
sich in Seattle abgespielt haben, in
vielen Städten wiederholen. Dies kann
auch nicht im Interesse der Globali-
sierungsgewinner liegen. Im Übrigen
setze ich auf eine zivilgesellschaftliche
„Globalisierung von unten“, die auf
eine Humanisierung und Ökologisie-
rung der Weltwirtschaft drängt. Ohne
massiven Gegendruck von Gewerk-
schaften und NGOs wird dies nicht
gelingen. n
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5. NORDEN UND SÜDEN IM KOPENHAGEN-
PROZESS
Unterschiedliche Interessen - Gemeinsame Verantwortung

FACKSON SHAMENDA,FACKSON SHAMENDA,

Präsident des internationalen BundesPräsident des internationalen Bundes
freier Gewerkschaftenfreier Gewerkschaften

1. Einführung

ine der größten Herausforde-
rungen des neuen Jahrtausends
ist die aufkommende Globali-

sierung. Die Globalisierung ist nicht
nur die Ursache für den immer stärker
werdenden Trend zu einer größeren
Integration der Länder in die Welt-
wirtschaft, sie hat auch starke Aus-
wirkungen auf die Lebensgrundlagen
der Menschen und ihre grundle-
gendsten sozialen und wirtschaftli-
chen Rechte. Einige Kritiker setzen die
Globalisierung mit einem Wirtschafts-
system gleich, das sich nicht um die
Belange der Menschen vor Ort oder
der nationalen Regierungen kümmert
und über das sie auch keine Kontrolle
haben.

Außerdem wird behauptet, dass es
den Akteuren der Globalisierung, das
heißt den transnationalen und multi-
nationalen Konzernen (TNCs und
MNCs), vor allem um das Ziel der
Profitmaximierung und nicht um sozi-
ale oder Umweltbelange geht. Die
wachsende Stärke der TNCs und
MNCs wurde durch zweierlei begüns-
tigt: technologische Fortschritte und
die Liberalisierung der nationalen
Wirtschaften durch die Regierungen
unter dem Einfluss multilateraler In-
stitutionen wie der Weltbank, dem
Internationalen Währungsfonds
(IWF), dem Pariser Club und der
Welthandelsorganisation (WTO).

Die Befürworter der Globalisierung
jedoch sehen diese als ein Mittel zur
Bewältigung der globalen Wirt-
schaftskrise. Sie behaupten, dass die
Globalisierung zu einer Verstärkung
des internationalen Handels führen
wird, was wiederum die Exportpro-

duktion stimulieren wird. Das wird
dann Einkommen und Arbeitsplätze
schaffen und Devisen bringen, die die
armen Länder für ihre Entwicklung
brauchen. Kurz gesagt kann also die
Globalisierung zur Sicherung des Le-
bensunterhalts beitragen. Trotz dieses
scheinbar attraktiven, Gewinn brin-
genden Nutzens besteht immer die
Gefahr, dass ohne angemessene Absi-
cherung die Globalisierung Lebens-
grundlagen zerstören oder tatsächlich
zu einem unannehmbaren Grad an
Ausbeutung führen kann. In diesem
Fall gibt es potenzielle Konflikte zwi-
schen der Globalisierung und der Po-
litik einzelner Staaten.

Die Globalisierung ist inzwischen Rea-
lität geworden, und es ist wichtig,
dass Interessensvertreter, einschließ-
lich der Gewerkschaften, begreifen,
was es damit auf sich hat, damit sie
Strategien entwickeln können, um
ihre Interessen zu schützen und zu
fördern. Hinter der Globalisierung
steckt auch mit Sicherheit sehr viel
politischer Wille. Es ist jedoch offen-
sichtlich, dass der Globalisierung in
ihrer jetzigen Form die soziale Dimen-
sion oder das menschliche Antlitz
fehlen.

Unter diesem Aspekt kommt der De-
batte über die Wichtigkeit einer glo-
balen Sozialpolitik entscheidende Be-
deutung zu, insbesondere aufbauend
auf den zehn Verpflichtungen des
Weltsozialgipfels von Kopenhagen.
Man muss sich dann die Frage stellen,
in welchem Maße die entsprechenden
Regierungen und Institutionen sich
seit dem Gipfel 1995 bemüht haben,
diese Verpflichtungen zu erfüllen. Es
muss davon ausgegangen werden,
dass nicht viel erreicht worden ist.

Das vorliegende Papier versucht, den
Fortschritt in Afrika seit dem letzten
Sozialgipfel und die Notwendigkeit
einer neuen Initiative für eine Globale
Sozialpolitik zu sondieren. Das Papier

erhebt keinen Anspruch auf Vollstän-
digkeit, sondern soll lediglich die
Grundlage für eine Debatte und für
weitere Untersuchungen zu diesem
wichtigen Thema bilden.

2. Die gegenwärtige Wirtschafts-
krise

Die meisten Entwicklungsländer sind
immer noch in eine tief verwurzelte
Wirtschaftskrise oder sogar stärker in
eine Entwicklungskrise verstrickt. Das
entscheidende Merkmal der Entwick-
lungskrise in Afrika sind die hohen
Arbeitslosenraten und die damit ein-
hergehende Armut vor dem Hinter-
grund eines hohen Bevölkerungs-
wachstums und einer sinkenden Pro-
duktion. Die größer werdende Kluft
zwischen den reichen und armen
Ländern wird ständig noch größer,
trotz der viel gepriesenen Vorteile der
Globalisierung. Die Armut ist in den
meisten armen und Entwicklungslän-
dern immer noch das größte Hinde r-
nis für die soziale Entwicklung.

3. Die zehn Verpflichtungen des
Weltsozialgipfels von Kopenha-
gen: Ein Traum für Afrika

In den meisten afrikanischen Ländern
ist seit dem Sozialgipfel 1995 sehr
wenig, wenn überhaupt irgendetwas
erreicht worden, obwohl sich die poli-
tischen Führer darauf verständigt
hatten, Fragen von Armut und Ar-
beitslosigkeit vorrangig vor anderen
Dingen zu behandeln. Im Folgenden
will ich an einigen Beispielen verdeut-
lichen, wie weit Afrika bei einigen die-
ser Verpflichtungen gekommen ist.

3.1 Ein günstiges Umfeld schaffen

Die meisten afrikanischen Länder be-
mühen sich in sehr starkem Maße, im
Zuge der Demokratisierungswelle, die

E
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den Kontinent erfasst hat, ein günsti-
ges Umfeld für die soziale Entwick-
lung zu schaffen. Heute hat tatsäch-
lich eine beachtliche Anzahl afrikani-
scher Länder demokratische Regie-
rungen. Nicht in allen Fällen jedoch
garantierte der demokratische Auf-
bruch auch eine angemessene Re-
gierung. Es hat sich tatsächlich am
Beispiel vieler demokratischer afrikani-
scher Länder gezeigt, dass sich unter
dem Deckmantel einer demokrati-
schen Regierung einfach eine
schlechte oder gar keine Regierung
verbergen kann. Dies sind gewöhnlich
die Umstände, unter denen schlimmes
Leid durch Souveränität geschützt
wird. Wir haben miterleben müssen,
wie unrechtmäßige Regime an die
Macht kamen und ihre Macht ohne
nennenswerten Widerstand konsoli-
dierten, während die internationale
Gemeinschaft hilflos zusah.

In Fragen schlechter Regierungsfüh-
rung, Korruption und Respekt für die
Menschenrechte bietet sich ein trauri-
ges Bild. In einigen Ländern existieren
auch nach der Demokratisierung de
facto immer noch Einparteienstaaten,
was auf eine extrem schwache Oppo-
sition, gekoppelt mit der Einschüch-
terung politischer Gegner, zurückzu-
führen ist. Die Situation in Simbabwe
erklärt sich hier von selbst.

Es gibt immer noch eine Reihe unde-
mokratischer Regime in Afrika, in
Ländern, die häufig von Bürgerkrie-
gen und Kämpfen heimgesucht we r-
den. Um es zusammenzufassen: es
gibt sehr wenig gute und ehrliche Re-
gierungen in Afrika. Da aber gute und
ehrliche Regierungen für die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung
am dringendsten benötigt werden,
kann sich ein jeder recht gut vorstel-
len, wo Afrika derzeit steht.

3.2 Die Armut bekämpfen

Afrika ist immer noch der ärmste
Kontinent der Welt. Seit dem Sozial-
gipfel 1995 ist die Armut immer stä r-
ker in Erscheinung getreten. Millionen
Menschen in den armen und Ent-
wicklungsländern haben keinen Zu-
gang zu so grundlegenden Dingen
wie Nahrungsmitteln, Wohnraum,
sauberem Wasser, Gesundheit und
Sozialfürsorge, sanitären Einrichtun-
gen und Bildung, um nur einige zu
nennen. Dieser Zustand hat sich
durch schlechte Regierungsführung,

Bürgerkriege, schlechtes Wetter und
durch die AIDS-Epidemie noch ver-
schlimmert. Die Mehrheit der Men-
schen in Afrika lebt von einem Ein-
kommen von weniger als 1 US-Dollar
am Tag. In einem Land wie Sambia
leben mehr als 80 Prozent der Bevöl-
kerung unter Bedingungen absoluter
Armut. In den ländlichen Gebieten ist
die Armut im Vergleich zu den städti-
schen Gebieten noch schlimmer.

Die Sparmaßnahmen, die bei der Um-
setzung der von IWF und Weltbank
veranlassten Strukturanpassungspro-
gramme ergriffen wurden, insbeson-
dere die Kürzung der Ausgaben für
den sozialen Bereich, haben die Ar-
mut in Afrika noch verschlimmert. Der
Zugang zu Gesundheit und Bildung
wird für die meisten Afrikaner allmäh-
lich zu einem echten Problem. In Afri-
ka ist die Armut bei weniger gebilde-
ten Menschen größer als bei ihren
Zeitgenossen mit mehr Bildung. Auch
Frauen leben häufiger in Armut, ins-
besondere in Haushalten, die allein
von Frauen geführt werden. Die Ar-
men haben wegen der Selbstkosten-
beteiligung keinen Zugang zu Ge-
sundheitsdiensten. Hinzu kommt,
dass die HIV/AIDS-Epidemie die ar-
men und aktiven Bevölkerungs-
schichten stärker getroffen hat. Die
Armen sind anfälliger für eine Infekti-
on mit AIDS, weil sie der Prostitution
nachgehen, um ihren Lebensunterhalt
aufzubessern. Das Fehlen von Ge-
sundheitsfürsorge macht die Situation
einfach noch schlimmer. Auch hat die
Qualität von Bildung und Gesundheit
mit den Jahren stark nachgelassen,
insbesondere im Falle Sambias.

3.3 Schaffung von Arbeitsplätzen

Mit dem marktorientierten Entwick-
lungsansatz, den die meisten afrikani-
schen Länder auf Anraten der Bretton
Woods-Institutionen übernommen
haben, ist es nicht gelungen, die so
dringend benötigten Arbeitsplätze für
das nach Arbeitsplätzen dürstende
Afrika zu schaffen. Tatsächlich sind
sogar mehr Arbeitsplätze durch flä-
chendeckende Liberalisierung, Privati-
sierung und Reformen im öffentlichen
Sektor verloren gegangen. In Sambia
ist die Beschäftigungsrate im formel-
len Sektor (die nur 12 Prozent der Be-
schäftigten umfasst) seit 1992 um 2
Prozent pro Jahr gesunken.

Die Unfähigkeit, im formellen Sektor
Arbeitsplätze zu schaffen, hat zu einer
raschen Ausweitung des informellen
Sektors geführt, in dem immer mehr
Menschen in Afrika Zuflucht suchen.
Der informelle Sektor ist gekenn-
zeichnet durch niedrige Löhne, gerin-
ge Produktivität, Unterbeschäftigung
und häufiges Vorkommen von Kin-
derarbeit und wird gewöhnlich von
den Regierungen vernachlässigt. Da-
her hat der informelle Sektor kaum
Auswirkungen auf die Armut gehabt.

3.4 Bekämpfung sozialer Aus-
grenzung und Schutz der Men-
schenrechte

In vielen afrikanischen Ländern we r-
den soziale Bewegungen einschließ-
lich der Gewerkschaften immer noch
nur am Rande wahrgenommen und
bei vielen nationalen Fragen oft über-
gangen. Sie werden normalerweise
nicht nach ihrer Meinung gefragt o-
der in irgendeinen sinnvollen Dialog
über Fragen der nationalen Entwick-
lung wie zum Beispiel die Formulie-
rung der Sozial- und Wirtschaftspoli-
tik und die soziale Entwicklung einbe-
zogen. Die örtlichen Gemeinschaften
fühlen sich ebenfalls von der Beteili-
gung an Aktivitäten in Bezug auf
Entwicklungsfragen ausgeschlossen.

In einigen Ländern sieht sich die sozi-
ale Bewegung der Verfolgung seitens
der Regierungen ausgesetzt, weil sie
zu offen auftritt und der Regierungs-
politik zu kritisch gegenübersteht. Ihr
wird vorgeworfen, gegen die Regie-
rung und daher de facto Opposition
zu sein, die von äußeren oder auslän-
dischen Kräften beeinflusst wird. Die
Verletzung von Menschenrechten
und die Marginalisierung der sozialen
Bewegung ist häufiger in weniger
demokratischen Staaten anzutreffen.
Die Rechte von Gewerkschaften und
die Menschenrechte werden immer
noch verletzt. In Botswana ist es ge-
setzlich verboten, ganztags für die
Gewerkschaft zu arbeiten. In Sambia
müssen Angestellte von Kommunal-
verwaltungen bekanntermaßen lange
Zeiträume von bis zu 28 Monaten
ohne Bezahlung auskommen. Soziale
Sicherheitsnetze haben nur geringe
Reichweite und sind gewöhnlich un-
zureichend.
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3.5 Gleichstellung von Frauen
und Männern

In Afrika herrscht große Ungleichheit
zwischen Frauen und Männern, wo-
bei die Frauen die benachteiligten
sind. Sehr wenige Regierungen haben
eine nationale Politik zur Gleichstel-
lung der Geschlechter verabschiedet
oder eine Gleichstellungsperspektive
in die bereits existierende nationale
Politik miteinbezogen.

Kulturelle Werte sind immer noch
sehr mächtig. Frauen und Kinder sind
immer noch anfällige Bevölkerungs-
gruppen, da einige kulturelle Werte
die Sichtweise fördern, dass Frauen
nur Wesen am Rande der Gesellschaft
sind. Wenn eine Katastrophe über ei-
ne Gemeinschaft hereinbricht, müssen
diejenigen, die bereits an den Rand
gedrängt sind, vergleichsweise stärker
darunter leiden als der Rest der Ge-
sellschaft. Die Frauen und Kinder sind
daher „Risikogruppen“ oder „beson-
ders anfällige Gruppen“. Dies wurde
kürzlich bei den Überflutungen in
Mosambik besonders deutlich.

Aus rein theoretischer Sicht würde
man erwarten, dass der wirtschaftli-
che Zusammenbruch in einem be-
stimmten Land die Frauen und Kinder
stärker trifft. Es gibt jedoch Beweise
dafür, dass die Frauen und Kinder in
Sambia, genau wie anderswo in Afri-
ka die Auswirkungen des Strukturan-
passungsprogramms stärker zu spüren
bekamen.

3.6 Den Entwicklungsprozess in
Afrika beschleunigen

Die Entwicklung in Afrika hat lange
Zeit stagniert, und das marginale
Wachstum, das in der jüngsten Ver-
gangenheit verzeichnet werden
konnte, war zu unbedeutend, um ei-
ne echte Entwicklung zu stimulieren.
Aus diesem Grund haben sich die
niedrigen Wachstumsraten beim
Bruttoinlandsprodukt (BIP), die bei
gleichzeitig hohem Bevölkerungs-
wachstum zu verzeichnen sind, ge-
wöhnlich in einem Wachstum ohne
Arbeitsplätze niedergeschlagen.

Afrika ist mit einem riesigen und nicht
mehr zu bewältigenden Berg von
Auslandsschulden konfrontiert, der
durch den Schuldendienst einen ho-
hen Anteil seiner begrenzten Ressour-
cen verschlingt. Der IWF-Bericht
World Economic Outlook  von 1999
bezifferte den gesamten Auslands-
schuldenbestand der Entwicklungs-
länder Ende 1998 auf etwa 1.922
Mrd. US-Dollar. Der Anteil der Aus-
landsschulden Afrikas an dieser Sum-
me betrug 286,2 Mrd. US-Dollar.
1998 betrug das Verhältnis Auslands-
schulden zu Bruttoinlandsprodukt bei
den hoch Verschuldeten Armen Län-
dern (Heavily Indebted Poor Count-
ries, HIPC) 56,8 Prozent und speziell
für Afrika 69,8 Prozent. Die Schul-
dendienstrate für die Entwicklungs-
länder insgesamt, ebenso wie für Af-
rika, lag 1998 bei 24 Prozent, was
impliziert, dass fast ein Viertel der
Einnahmen für den Export von Gütern
und Dienstleistungen in den Schul-
dendienst floss. Da von den Entwick-

lungsländern so hohe Summen für
den Schuldendienst zurückgelegt
werden müssen, bleiben nur wenig
Mittel für die Entwicklung, insbeson-
dere im sozialen Bereich übrig.

Für ein armes Land wie Sambia ist die
Schuldensituation sehr real. 1998 be-
trug Sambias Auslandsschuldenbe-
stand 6,5 Mrd. US-Dollar bei einer
Pro-Kopf-Verschuldung von etwa 700
US-Dollar und einem BIP pro Kopf
von etwa 257 US-Dollar. Damit ist
Sambia eines der am höchsten ver-
schuldeten armen Länder in Afrika.

Der wachsende Trend hin zu einer
globalen Wirtschaft und der damit
verbundene Zuwachs beim Welthan-
del hat die Wirtschaft in den meisten
Entwicklungsländern nicht verbessert.
Bei der überwiegenden Mehrzahl der
armen und Entwicklungsländer basiert
die Wirtschaft auf der Produktion und
dem Export nur eines Rohstoffes. Die
Preise dieser primären Rohstoffe sind
immer noch der Kontrolle der expor-
tierenden Nationalstaaten entzogen.

Die terms of trade sind daher immer
noch ungünstig für die meisten armen
und Entwicklungsländer der Welt
(Tabelle 1). Bei den primären Roh-
stoffen hat es auf den Weltmärkten
den schlimmsten Preisverfall seit den
zwanziger Jahren gegeben. Die sin-
kenden Rohstoffpreise führen auch zu
Umweltzerstörung. Die zu geringen
Preise für natürliche Ressourcen und
Umweltgüter führen zu unausgewo-
genen, verschwenderischen und um-
weltzerstörerischen Produktions- und
Konsummustern.

Entwicklung der Terms of Trade

1997 1998 1999

Entwicklungsländer - 0,7 - 6,4 - 0,6

Afrika - 0,2 - 9,9 - 3,3

Asien - 1,0 - 4,8 0,8

Industrieländer - 0,3 1,3 0,5

Quelle: IMF World Economic Outlook, Mai 1999

uu Tabelle 1
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Die Entwicklungsländer waren bisher
nicht in der Lage, ihre Abhängigkeit
von primären Rohstoffen zu reduzie-
ren und ihre Exportgrundlage insbe-
sondere bei verarbeiteten Produkten
(Produkte mit höherer Wertschöp-
fung) auszuweiten. Das liegt an un-
zureichenden Investitionen und dem
fehlenden Zugang zu den Märkten
von Industrieländern. Dies sind einige
der Probleme, die die WTO noch zur
Zufriedenheit aller betroffenen Ent-
wicklungsländer lösen muss.

Die WTO-Bestimmungen einer um-
fassenden Liberalisierung haben die
Wirtschaft in vielen armen und Ent-
wicklungsländern für das Dumping
billiger Güter anfällig gemacht. Das
hat für empfindliche Industrien vor
Ort weit reichende Konsequenzen
gehabt. Viele haben seither ihre Pro-
duktion eingestellt und Arbeitskräfte
entlassen, weil sie der unfairen Kon-
kurrenz nicht gewachsen sind.

Es gab zunehmend Befürchtungen,
dass es in den Industrieländern massi-
ve Arbeitsplatzverluste geben wird,
wenn Investitionen in die Entwick-
lungsländer umgeleitet werden, wo
die Arbeitskraft billig ist. Auch wenn
dies wohl unvermeidbar ist, ist es bis-
her nicht auf einer Ebene geschehen,
die den Arbeitslosenraten in den ar-
men und Entwicklungsländern in Afri-
ka gleichkäme. Um es mit den Wor-
ten des berühmten Ökonomen, Pro-
fessor John Kenneth Galbraith, aus-
zudrücken, der auf die Ängste vor der
Verlagerung von Arbeitsplätzen aus
den Industrieländern in die Entwick-
lungsländer aufgrund des niedrigeren
Lohnniveaus folgendermaßen rea-
gierte. Ich zitiere: „Der Verlust von
Arbeitsplätzen ist unvermeidbar. Es
ist etwas, womit wir leben müssen.
Wir sollten uns dabei ins Gedächtnis
rufen, dass wir diese Arbeitsplätze an
Menschen verlieren, die auch sehr
dringend Arbeit benötigen, und für
die ein Arbeitsplatz eine Möglichkeit
ist, aus sehr großer Armut zu ent-
kommen. Es gibt Dinge, die wir auf
internationaler Ebene tun können,
um Lohnstandards zu unterstützen,
und ich finde das gut, aber ich bin
bereit, den Transfer von Arbeitsplät-
zen hin zu Menschen, die sogar noch
dringender Arbeit brauchen, zu ak-
zeptieren. Wenn wir über die niedri-
gen Löhne in Thailand sprechen, ver-
gessen wir dabei, wie viel schlechter
es den Menschen geht, die diese
Löhne nicht haben.

Es ist außerdem eine Tatsache, dass
der so sehr erwartete Zustrom von
ausländischen Direktinvestitionen
(Foreign Direct Investment, FDI) an
den meisten armen und Entwick-
lungsländern, insbesondere in Afrika,
vorbeiging. 1997 beispielsweise er-
hielten die asiatischen Entwicklungs-
länder 22 Prozent; Lateinamerika und
die Karibik erhielten 14 Prozent und
Afrika 1 Prozent. Anders ausgedrückt
haben die meisten armen und Ent-
wicklungsländer durch die Globali-
sierung keinen nennenswerten Zu-
strom an FDI gehabt. Die FDI meiden
immer noch die armen Länder, ob-
wohl die meisten von ihnen ihre Wirt-
schaft fast buchstabengetreu liberali-
siert haben. Sambia ist dafür ein gutes
Beispiel. Kurz gesagt, hat es seit dem
Sozialgipfel 1995 keinerlei beschleu-
nigte Entwicklung in Afrika gegeben.

Folgende Lehren kann man u.a. aus
der Wirtschaftskrise ziehen:

• Gleichheit als Teil des Entwick-
lungsprozesses ist sehr wichtig.

• Märkte müssen effektiver regu-
liert werden.

• Es müssen starke Institutionen
der Zivilgesellschaft einschließlich
freier Gewerkschaften aufgebaut
werden.

• Die Menschenrechte und die
grundlegenden Arbeits- und So-
zialstandards müssen respektiert
werden.

3.7 Soziale Zielvorgaben für
Strukturanpassungsprogramme

Das Scheitern der bisherigen Struktur-
anpassungsprogramme (Structural
Adjustment Programs, SAPs) wird in-
zwischen sogar von IWF und Welt-
bank zugegeben. Das Fehlen ange-
messener sozialer Dimensionen hat
sich als eine der Schwächen der ver-
gangenen SAPs erwiesen.

Aufgrund dieser Erkenntnis sahen sich
die Bretton-Woods-Institutionen ge-
zwungen, die SAPs durch eine neue
Erfindung, die so genannte Poverty
Reduction and Growth Facility
(PRGF), zu ersetzen.

4. Für eine globale Sozialpolitik

Die Wirtschaftskrise und die wirt-
schaftspolitischen Fehler, die diese

Krise verursacht haben, führen jetzt
zu einer verspäteten Anerkennung
der Werte des Gipfels von Kopenha-
gen und der Notwendigkeit, dass Re-
gierungen und die wichtigsten inter-
nationalen Institutionen (zum Beispiel
IWF und Weltbank) Verantwortung
für die Auswirkungen der Globalisie-
rung übernehmen.

Die neue Wirtschaftsordnung, die
durch die Globalisierung geschaffen
wird, zeigt die Notwendigkeit auf, I-
nitiativen für eine globale Sozialpolitik
zu ergreifen. Es ist inzwischen offen-
sichtlich, dass die armen und Ent-
wicklungsländer durch die Globali-
sierung und ihre Agenten, die unge-
heuer mächtigen und der Öffentlich-
keit nicht rechenschaftspflichtigen
TNCs und MNCs, mit einer sehr reel-
len Herausforderung konfrontiert
sind. Wie die ICFTU feststellt, er-
zwingt die Globalisierung, die durch
technologische Veränderungen, Wirt-
schaftsliberalisierung und demokrati-
sche Reformen vorangetrieben wird,
sehr starke Veränderungen in der Ge-
sellschaft und der Arbeitswelt. Die
ICFTU stellt außerdem fest, dass es
erforderlich ist, diese Entwicklung
durch die Entwicklung einer sozialen
Dimension auszugleichen, durch die
eine wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung auf nationaler und internati-
onaler Ebene möglich wird, um die
Ziele der Arbeiterbewegung weiter
voranzutreiben – dies beinhaltet u.a.
eine Verbesserung des Lebensstan-
dards, guten sozialen Schutz, Ein-
kommenssicherheit, einen geringen
Grad sozialer Ungleichheit, kürzere
Arbeitszeiten und eine Demokratisie-
rung am Arbeitsplatz. Die Notwen-
digkeit einer sozialen Dimension stellt
für die ICFTU eine Priorität dar und
wird auch von den politischen Füh-
rern, von NRO und vielen Arbeitge-
bern überall auf der Welt immer stär-
ker anerkannt.

Mit dem Weltsozialgipfel 1995 in Ko-
penhagen gelang ein entscheidender
Durchbruch, die Probleme von Armut,
Arbeitslosigkeit und sozialer Ausgren-
zung auf der internationalen Agenda
besonders hervorzuheben. Auf dem
Gipfel wurden die zehn Verpflichtun-
gen entwickelt, die mittels weiterer
Ausformulierung die Grundlage für
den neuen Vertrag über die soziale
Entwicklung bilden.
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In dieser Hinsicht ist eine neue Initia-
tive für einen globalen Gesellschafts-
vertrag, der die vielen Anliegen der
sozialen Bewegung auf der Welt in
den Vordergrund rücken wird, unbe-
dingt erforderlich. Das wichtigste Ziel
der sozialen Bewegung muss sein, die
Globalisierung der Menschen zu för-
dern und die Globalisierung des Ka-
pitals zu stoppen oder zumindest ra-
dikal zu modifizieren. Die soziale Be-
wegung umfasst viele Arbeiterbewe-
gungen und eine Vielzahl anderer wie
zum Beispiel die Menschenrechtsbe-
wegungen, demokratische Aktivisten,
Umweltschützer, Frauen-, Jugend-
und Altenorganisationen ebenso wie
Verbraucherverbände, um nur ein
paar zu erwähnen.

Schon jetzt können wir beobachten,
wie die soziale Bewegung wächst und
bedeutende Auswirkungen auf die
Weltpolitik hat. Die bemerkenswe r-
testen globalen Erfolge, die die sozia-
len Bewegung für sich beanspruchen
kann, sind die Landminenkampagne
und die Entschuldungskampagne für
die Dritte Welt. Und in der jüngsten
Vergangenheit zeigt das Scheitern des
WTO-Gipfels in Seattle den wachsen-
den Einfluss der sozialen Bewegung.
Diese Bewegung ist jedoch in allen
Aspekten ihrer Existenz extrem unter-
schiedlich. Es ist daher wichtig, dass
man zu einem Diskussionsprozess
gelangt, der die Massenbewegungen
und die NRO zusammenbringen
könnte. Die Formulierung der globa-
len Sozialpolitik könnte der Aus-
gangspunkt für ein gemeinsames Ziel
und für eine Einheit der so unter-
schiedlichen sozialen Bewegungen
sein. Die globale Sozialpolitik könnte
sich auf Fragen ungleicher Entwick-
lung konzentrieren, insbesondere in
den Bereichen Handel und Investitio-
nen, gute Regierungsführung, Armut
und auf eine stärkere Rolle der sozia-
len Bewegung bei globalen Fragen.
Eine globale Sozialpolitik ist unab-
dingbar für ein Gleichgewicht der
Kräfte weltweit, da derzeit eindeutig
die armen Entwicklungsländer und die
soziale Bewegung benachteiligt sind.

5. Schlussbemerkung

Aus meinen Ausführungen geht he r-
vor, dass seit dem Sozialgipfel 1995 in
Afrika nicht viel erreicht worden ist.
Dies verweist auf die Notwendigkeit
einer globalen Sozialpolitik/eines glo-
balen Gesellschaftsvertrags und sollte

prioritär behandelt werden. Die glo-
bale Sozialpolitik muss eine echte
Partnerschaft betonen. Die globale
Sozialpolitik muss auch als Mittel be-
trachtet werden, durch das Allianzen
innerhalb der sozialen Bewegung zu-
stande kommen können.
Dies wird jedoch nicht leicht zu errei-
chen sein und kann auch nicht über
Nacht erreicht werden. Das Follow Up
zu den Gipfeln von Kopenhagen und
Peking ist dafür ein guter Ausgangs-
punkt. Beim Sozialgipfel 1995 wurde
eine Reihe von Fragen hervorgehoben
- vor allem die zehn Verpflichtungen -
die während des Sozialgipfels +5 im
Juni 2000 in Genf weiter ausformu-
liert werden sollen. In dieser Hinsicht
kommt der sozialen Bewegung eine
entscheidende Rolle bei der Gestal-
tung und Umsetzung der globalen
Sozialpolitik zu.

Das Hauptziel der globalen Sozialpoli-
tik wird sein, eine für die Umwelt
nachhaltige Entwicklung zu erreichen.
Die globale Sozialpolitik muss eindeu-
tige, akzeptable Indikatoren zur Über-
prüfung sozialer Entwicklung haben.
Diese könnten auf den Indizes für
menschliche Entwicklung basieren.
Sozialer und wirtschaftlicher Fort-
schritt und soziale Gerechtigkeit sind
von größter Wichtigkeit, um eine
friedliche, stabile Welt garantieren zu
können. Fragen wie Freiheit von Ar-
mut, gesicherter Lebensunterhalt,
gute Gesundheit und Lebensqualität,
ebenso wie sozial verantwortliche
Entwicklung und sozial verantwortli-
che Regierungen müssen im Zentrum
der globalen Sozialpolitik stehen.  n



2828 I - POLITISCHE ANFORDERUNGEN AN DIE SOZIALE GESTALTUNG DER WELTWIRTSCHAFT

6. ZEHN INITIATIVEN DER
NICHTREGIERUNGSORGANISATIONEN FÜR
GENF 2000

PATRICIA GARCÉ,PATRICIA GARCÉ,

Social WatchSocial Watch **

ie Zahlen sind dramatisch: Nur
wenige Länder haben die Ziele
erreicht, die auf dem Welt-

gipfel für Soziale Entwicklung für das
Jahr 2000 angestrebt worden waren.
Dabei waren diese Ziele gar nicht
unrealistisch; im Gegenteil, in einigen
Bereichen waren sie sogar äußerst be-
scheiden.

Die Staats- und Regierungschefs ha t-
ten 1995 versprochen: “Wir werden
somit bei nationalen, regionalen und
internationalen Politiken und Maß-
nahmen der Förderung des sozialen
Fortschritts, der Gerechtigkeit und der
Verbesserung der Lebensbedingungen
auf der Grundlage der vollen Teilha-
be aller Menschen höchste Priorität
einräumen.“ Die UN-Sonder-
generalversammlung muss nun im Ju-
ni 2000 in Genf die Versäumnisse auf
diesem Gebiet erkennen und weitere
Initiativen verabschieden.

Die folgenden 10 Themen sind von
Nichtregierungsorganisationen aus
allen Teilen der Welt als die zentralen
Probleme identifiziert worden, die be-
kämpft werden müssen, um die Ver-
säumnisse in den ersten Jahren des
21. Jahrhunderts aufzuholen:

1. Förderung der sozialen Ent-
wicklung in Zeiten der Finanzkrise

Seit dem Weltsozialgipfel wurden
zahlreiche Regionen der Erde durch
Finanzkrisen erschüttert, u.a. Südost-
asien, die osteuropäischen Transiti-
onsländer und Lateinamerika. Rea-
                                                
*
 Dieses Dokument wurde von über 100

NGOs weltweit unterzeichnet und im März
2000 auf der Vorbereitungskonferenz für
Kopenhagen +5 in New York verteilt.

giert wurde auf diese Krisen haupt-
sächlich mit dogmatischen ökonomi-
schen Rezepten und dem „bail-out“
von Finanzinvestitionen, trotz der
beinah einhelligen Erkenntnis, dass
diese Maßnahmen negative Auswir-
kungen auf die schwächsten Mitglie-
der der Gesellschaft haben, v.a. auf
Frauen und Kinder. Deshalb halten
wir die Kontrolle internationaler Ka-
pitalflüsse – insbesondere von speku-
lativem Kapital - mittels vereinbarter
internationaler Mechanismen, wie z.B.
der Tobin-Steuer, für unbedingt er-
forderlich.

Die Regierungen sollten sich in Genf
verpflichten, im Jahr 2001 auf
höchster Ebene an der Konferenz „Fi-
nancing for Development“ teilzu-
nehmen und folgende Themen ganz
oben auf die Konferenzagenda se t-
zen:

• die Neugestaltung der internatio-
nalen Finanzarchitektur,

• Rechenschaftspflicht und Demo-
kratisierung der WTO und der
Bretton-Woods-Institutionen,

• die Prüfung der sozialen Auswir-
kungen von Investitionsliberali-
sierungen - wie im MAI und an-
deren regionalen Vereinbarungen
vorgeschlagen.

Bestehende Entschuldungsinitiativen
für bestimmte Entwicklungsländer
müssen beschleunigt, ausgeweitet
und grundlegend verbessert werden,
um die Verpflichtung des Weltsozial-
gipfels, die Schuldenlast zu erleich-
tern, zu erfüllen. Schuldenerlasse
müssen von der Verpflichtung,
Strukturanpassungsprogramme
durchzuführen, entkoppelt werden.

2. Auswertung der sozialen Fol-
gen der Anpassungspolitik unter
Einbeziehung der Zivilgesell-
schaft

1995 haben sich die Staats- und Re-
gierungschefs verpflichtet, „den
Nutzeffekt der Strukturanpassung s-
programme auf die soziale Entwick-
lung zu überprüfen“ und „uns der
Unterstützung und Zusammenarbeit
[...] des Systems der Vereinten Natio-
nen, insbesondere der Bretton-
Woods-Institutionen, versichern, was
die Ausarbeitung, die soziale Steue-
rung und die Bewertung von Struk-
turanpassungspolitiken betrifft.“

Strukturanpassungsprogramme sind
oftmals immer noch Maßnahmen-
bündel von geringer wirtschaftlicher
und politischer Tragfähigkeit mit dra-
matischen Konsequenzen bei ihrer
Umsetzung. In vielen Entwicklungs-
ländern haben die administrativen
und finanzpolitischen Reformen sowie
die Reform des Staatswesens Korrup-
tion und mangelnde Kontrolle be-
günstigt; sie haben darüber hinaus die
Produktionskapazitäten vor Ort zer-
stört, die Arbeitslosigkeit erhöht und
die Qualität der sozialen Dienste ver-
schlechtert, ohne den Staat effizienter
zu machen.

Vor kurzem haben IWF und Weltbank
eine Reform ihrer bisherigen Politik
angekündigt, hin zu mehr Armutsbe-
kämpfung und ownership der Länder
an den Programmen. Die gemeinsa-
me Evaluierung der Weltbank, der
Regierungen und der Zivilgesellschaft
in verschiedenen Ländern innerhalb
des SAPRI-Rahmens (SAPRI = Struc-
tural Adjustment Participatory Re-
view Initiative) zeigt jedoch, dass die
grundlegenden Politiken beibehalten
wurden. Die soziale, politische und in-
stitutionelle Instabilität in Ländern, die

D
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ums wirtschaftliche Überleben
kämpfen, ist nicht gerade förderlich,
um Ziele wie nachhaltige Entwick-
lung, Beachtung der Menschenrechte
und Gleichberechtigung zu erreichen.
Das förderliche Umfeld, das unab-
dingbar ist, um die Versprechen der
globalen UN-Konferenzen einzulösen,
ist durch verschiedene Kräfte bedroht.
Im Zuge von Globalisierung und
Austeritätspolitik wurden öffentliche
Ausgaben und Dienstleistungen ge-
kürzt, ohne die Schuldenlast der ar-
men Länder zu lindern. Wirtschafts-
reformen haben sowohl in armen als
auch in reichen Ländern dazu geführt,
dass der Staat sich von seiner Rolle als
wichtigster Anbieter sozialer Dienste
verabschiedet hat.

Die Sondergeneralversammlung sollte
deshalb ihre Empfehlung erneuern,
dass Länder unter Beteiligung der Zi-
vilgesellschaft Evaluierungen der sozi-
alen Auswirkungen von Strukturan-
passungsprogrammen –unter Beteili-
gung von UN-Institutionen, Regie-
rungen und Zivilgesellschaft – durch-
führen. Wo notwendig, müssen die
wirtschaftlichen Reformstrategien neu
gestaltet werden. Sie sollten effektive
Maßnahmen umsetzen, um das Le-
ben und die Rechte von Menschen in
Armut zu schützen und hierbei die
spezifischen Lebensumstände von
Frauen berücksichtigen.

3. Die Verpflichtung zur Beseiti-
gung der Armut

Die Regierungen haben sich auf dem
Weltsozialgipfel verpflichtet, Ziele für
die Armutsbeseitigung zu setzen. Bis
jetzt allerdings:

• haben nur wenige Länder natio-
nale Ziele aufgestellt;

• sind die Informationen über die
Armutssituation und über natio-
nale Pläne oder Programme häu-
fig veraltet und unzureichend,
was die Bewertung von Fort-
bzw. Rückschritten schwierig
gestaltet;

• ist die absolute Zahl der Men-
schen, die in Armut leben, ge-
stiegen, und in vielen Ländern,
einschließlich einiger mit großem
wirtschaftlichem Wachstum, ist
auch die relative Zahl der Men-
schen, die in Armut leben, ge-
wachsen;

• dauert die „Feminisierung“ der
Armut an;

• wird in vielen Entwicklungslän-
dern das Fehlen eines „günstigen
wirtschaftlichen Umfelds“ und
eine rezessive Wirtschaftspolitik
zu einem Anstieg der Armut
führen, und das selbst in den
Ländern, die wie in Südostasien,
die Zahl der in Armut lebenden
Menschen erfolgreich reduzieren
konnten.

Die Sondergeneralversammlung sollte
anerkennen, dass Armut eine Verlet-
zung der sozialen, ökonomischen und
kulturellen Menschenrechte der be-
troffenen Bevölkerungsgruppen da r-
stellt und dass für arme Menschen die
Gefahr, in ihren bürgerlichen und po-
litischen Rechte beschnitten zu wer-
den, viel größer ist. Armut ist das Er-
gebnis eines komplizierten Zusam-
menspiels nationaler und internatio-
naler Faktoren und ihr Fortbestand in
einer Welt, die durchaus über die
notwendigen Ressourcen verfügt, die
Grundbedürfnisse aller Menschen zu
erfüllen, stellt eine Bedrohung für
Frieden und Sicherheit weltweit dar.
Die UN-Generalversammlung sollte
deshalb einen zwischenstaatlichen
Verhandlungsausschuss ins Leben
rufen, der die Aufgabe erhält, eine
Konvention zur Armutsbekämpfung
auszuarbeiten.

Die Sondergeneralversammlung sollte
jedes Land drängen, gemäß nationa-
len Armutsstandards spezifische Ziele
zur Reduzierung der Armut bis zum
Jahr 2015 um mindestens die Hälfte
des Standes von 1993 zu vereinbaren,
mit einer Reduzierung von nicht we-
niger als einem Drittel bis 2010. Jedes
Land, einschließlich der entwickelten
Länder, sollte jährlich einen nationa-
len Armutsbericht, eine Bewertung
der erreichten Ziele und aktuelle Pläne
erstellen. An der Erarbeitung dieser
Berichte sollte die Zivilgesellschaft
beteiligt werden.

4. Gleichberechtigung und
Gleichbehandlung

Die Verpflichtungen von Kopenha-
gen, das Aktionsprogramm von Kairo
und die Pekinger Aktionsplattform
betonen die Notwendigkeit, die
Gleichberechtigung von Frauen und
Männern zu fördern, sowie die
Rechte der Frauen zu schützen und zu

fördern. Bis jetzt haben über 100
Länder das UN-Sekretariat über ihre
nationalen Aktionspläne informiert,
aber die Fortschritte sind immer noch
zu langsam und willkürlich. Zahlreiche
Studien haben besonders in den Ent-
wicklungsländern eine wachsende
„Feminisierung der Armut“ ausge-
macht. Wirtschaftliche Globalisierung
und Strukturanpassung betreffen
Männer und Frauen in ganz unter-
schiedlichem Maße und treffen vor
allem Frauen besonders hart. So wer-
den beispielsweise Kredite häufig
nicht mehr über die konventionellen
Bankmechanismen aufgenommen,
sondern zunehmend an der Börse.
Dies begünstigt vor allem große Un-
ternehmen, die dadurch leichter und
billiger an Kapital gelangen. Kleinere
und mittlere Unternehmen sowie Fa-
milienunternehmen, in denen Frauen
tendenziell größere Entscheidungs-
befugnisse haben, werden dagegen
benachteiligt. Darüber hinaus leiden
Frauen - auch indirekt - mehr unter
Arbeitslosigkeit als Männer, denn sie
verlieren nicht nur ihre Arbeitsplätze,
sondern sind auch in zunehmenden
Maße häuslicher Gewalt ausgesetzt,
die oftmals mit einer hohen Arbeitslo-
senrate unter Männern einhergeht.

Diskriminierung am Arbeitsmarkt und
andere Formen ökonomischer, sozia-
ler und kultureller Diskriminierung
von Frauen bestehen also weiterhin.
Die wachsende Armut zwingt Frauen
und Mädchen auch in zunehmenden
Maße, Arbeit anzunehmen, die sie der
Gefahr aussetzt, Opfer von Gewalt,
Misshandlungen und Menschenhan-
del zu werden. Frauen und Mädchen
sind auch am stärksten von den Kür-
zungen im sozialen Sektor betroffen,
zum einen weil ihnen der Zugang zu
sozialen Diensten erschwert wird,
zum anderen, weil es wiederum die
Frauen sind, die diese Kürzungen
durch zusätzliche unbezahlte Arbeit
kompensieren, z.B. durch die Pflege
sozial schwacher, kranker, alter und
behinderter Menschen.

Die Sondergeneralversammlung sollte
die Regierungen und die UN-
Organisationen aufrufen, Studien zu
fördern, die die unbezahlte Arbeit von
Frauen in die nationalen Berechnun-
gen einbeziehen und die Geschlech-
terdimension bei der Bewertung der
sozialen Auswirkungen von Struktur-
anpassungsmaßnahmen berücksichti-
gen. Gleichzeitig sollte die Sonderge-
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neralversammlung den internationa-
len Institutionen empfehlen, eine ge-
zielte Frauenförderung in ihre Pro-
gramme aufzunehmen und auch in
ihren Verwaltungen umzusetzen. Ziel
sollte sein, die Diskriminierung zwi-
schen den Geschlechtern sowohl bei
der Grundbildung als auch bei der
weiterführenden Bildung spätestens
bis zum Jahr 2010 zu beseitigen.

5. Soziale Gerechtigkeit und all-
gemeiner Zugang zu Gesund-
heitsversorgung und Grundbil-
dung

Der Weltsozialgipfel verpflichtete die
Regierungen, gleichen und allgemei-
nen Zugang zu Ausbildung und Ge-
sundheit zu sichern. Nichtsdestotrotz
sind die meisten afrikanischen Länder
und auch andere Entwicklungsländer
weit davon entfernt, Grundbildung
für alle zu ermöglichen. In manchen
Ländern hat sich die Situation sogar
noch verschlimmert. In den meisten
Entwicklungsländern stellt die geringe
Alphabetisierungsrate unter Erwach-
senen weiterhin ein großes Problem
dar. Das Ziel, den Zugang zur Ge-
sundheitsversorgung auszuweiten
und die Qualität der Gesundheitsver-
sorgung zu verbessern ist nicht er-
reicht worden: die Kindersterblichkeit
hat in Lateinamerika, in Afrika, auf
dem Balkan und in einigen osteuro-
päischen Ländern sogar zugenom-
men. Auch das Ziel, den Zugang zu
Dienstleistungen im Bereich der Fami-
lienplanung und Geburtenkontrolle zu
erleichtern und auszuweiten, wurde
verfehlt.

In den 90er Jahren fingen einige Re-
gierungen an, Reformen umzusetzen,
die die Weltbank und andere Geber
entworfen hatten, um die öffentlichen
Gesundheitssysteme kosteneffizienter
zu gestalten. Im Gesundheitssektor
wurden marktwirtschaftliche Prinzi-
pien wie Effizienz und Rentabilität
eingeführt, die jedoch oftmals dem
Grundsatz der sozialen Gerechtigkeit
und den Menschrechtsprinzipien, wie
sie auf UN-Konferenzen, besonders in
Kairo, verabschiedet worden waren,
zuwiderliefen. Diese marktwirtschaft-
lichen Reformen haben, begleitet von
ökonomischen Krisen, dem öffentli-
chen Gesundheitssystem in vielen
Ländern den Todesstoß versetzt.
Maßnahmen zur Kostensenkung, wie
die Einführung von Gebühren und

andere Privatisierungsmaßnahmen im
öffentlichen Gesundheitssystem ha-
ben den Zugang zu Gesundheits-
diensten für die Armen, und auch hier
wiederum besonders für Frauen,
drastisch erschwert.

Die Sondergeneralversammlung sollte
die Regierungen drängen, sicherzu-
stellen, dass der selektive Gebrauch
von Gebühren, Sozialmarketing,
Kostenteilung und anderen Formen
der Kosteneinsparung, durch ange-
messene soziale Absicherungen flan-
kiert werden und den Zugang zum
Gesundheitssystem nicht behindern.
Sie sollte auch darauf drängen, dass
Entwicklungshilfe zunehmend in die
Bereiche Gesundheit und Grundbil-
dung fließt. Dazu gehört auch die Be-
kämpfung bestehender und neuer
Gesundheitsgefahren, einschl. der
Malaria und anderer Krankheiten, die
von der WHO als große Bedrohung
für die Gesundheit eingestuft wurden,
sowie solcher Krankheiten mit den
höchsten Erkrankungs- und Sterblich-
keitsraten. Darüber hinaus müssen
schnell die notwendigen Mittel zur
Verfügung gestellt werden, um die
schlimmen Auswirkungen der
HIV/AIDS Pandemie auf benachtei-
ligte Bevölkerungsgruppen, besonders
Frauen und Jugendliche, zu bekämp-
fen.

Die Sondergeneralversammlung sollte
die Erarbeitung eines Globalen Akti-
onsprogramms für Bildung anregen,
das mit den Beschlüssen der Konfe-
renz zur Bildung für alle in Jomtien,
Thailand im Jahre 1990, überein-
stimmt. Dort wurde das Ziel aufge-
stellt, bis zum Jahre 2015 in allen
Ländern den allgemeinen Zugang zur
Grundbildung sicherzustellen. Bil-
dungsprogramme sollten Kulturen
und Sprachen fördern und besonders
die indigenen Völker berücksichtigen.

Folgende Ziele sollten vereinbart wer-
den:

• Reduzierung der Kindersterblich-
keit bis zum 5. Lebensjahr um
zwei Drittel bis zum Jahr 2015
(Ausgangswert von 1990);

• Reduzierung der Müttersterblich-
keit um drei Viertel des Aus-
gangswertes von 1990 bis zum
Jahr 2015 (und mindestens um
die Hälfte bis zum Jahr 2010);

• Sicherstellung des allgemeinen
Zugangs zu Gesundheit, Trink-

wasser und Abwasserentsorgung
bis zum Jahr 2015.

6. Förderung der Entwicklung
Afrikas und der ärmsten Länder

Der Weltsozialgipfel hat die Länder
verpflichtet, die wirtschaftliche, sozi-
ale und menschliche Entwicklung Af-
rikas und der ärmsten Länder zu för-
dern. Nichtsdestotrotz sind in den
meisten afrikanischen und ärmsten
Entwicklungsländern wenige Fort-
schritte zu verzeichnen gewesen.
Vielen geht es sogar schlechter als
1995.

Die Auslandsverschuldung der ärms-
ten Länder der Welt beträgt insge-
samt schätzungsweise 371 Mrd. US-
Dollar. Die Kürzungen der Staatsaus-
gaben im Zuge politischer und öko-
nomischer Reformen haben Armut
und Ungleichheit in den Entwick-
lungsländern noch verstärkt. Diese
Länder leiden unter akuter menschli-
cher und ökologischer Not.

Sie sollten deshalb in den Verhand-
lungen über Handel und Finanzen ei-
ne Ausnahmestellung einnehmen und
einseitige Privilegien und Vergünsti-
gungen erhalten. Ohne energische
und effiziente Maßnahmen zur Redu-
zierung oder zum Erlass der Schulden
dieser Länder durch die Geberländer
und die multilateralen Institutionen,
sind Afrika und die ärmsten Entwick-
lungsländer zu Stillstand und sozialem
Rückschritt verurteilt.

7. Erhöhung der öffentlichen
Entwicklungshilfe

Auf dem Weltsozialgipfel haben sich
die Regierungen verpflichtet, die fi-
nanziellen Mittel für soziale Entwick-
lung zu erhöhen, indem sie

• die Entwicklungshilfe auf 0,7 Pro-
zent des BSP erhöhen,

• die Mittel zur Finanzierung sozi-
aler Grunddienste erhöhen und

• den Anteil der Mittel für soziale
Grunddienste an den öffentlichen
Ausgaben erhöhen.

Dennoch ist die öffentliche Entwick-
lungshilfe auf einem historischen
Tiefstand, sowohl in absoluten als
auch in relativen Zahlen. Und es sind
gerade die reichsten Länder der Welt



I - POLITISCHE ANFORDERUNGEN AN DIE SOZIALE GESTALTUNG DER WELTWIRTSCHAFT 3131

(G7), die ihren Verpflichtungen am
wenigsten nachkommen, obwohl sich
die OECD-Länder in ihrem Dokument
„Shaping the 21st Century“ vom Mai
1996 dem Aktionsprogramm des
Weltsozialgipfels verpflichtet haben.

8. Vollbeschäftigung und dauer-
hafter Lebensunterhalt

Der Weltsozialgipfel hat Vollbeschä f-
tigung zur obersten Priorität der Poli-
tik erklärt. Dennoch ist auf diesem
Gebiet nur wenig geschehen. In vie-
len Entwicklungsländern führten Kür-
zungen im staatlichen Sektor und die
gleichzeitige Förderung wenig ar-
beitsintensiver Wirtschaftszweige zum
Abbau von Arbeitsplätzen, ohne für
die Betroffenen Alternativen zur Ein-
kommenserzielung zu schaffen. In
Ländern, in denen ein Arbeitsplatz die
wichtigste Grundlage sozialer Absi-
cherung darstellt, hat der Arbeits-
platzverlust nicht nur wirtschaftliche
Konsequenzen, er führt auch zur sozi-
alen Ausgrenzung. Dies geschieht
schnell, und ist schwer wieder rück-
gängig zu machen. Die Rezession,
unter der die meisten Entwicklungs-
länder angesichts der Finanzkrise lei-
den, führt zu steigender Arbeitslosig-
keit. Deshalb muss die Schaffung von
Arbeitsplätzen zur Priorität von Sozi-
alpolitik werden. Man muss sich auf
das Ziel einigen, hochwertige Arbeits-
plätze zu schaffen und die Arbeitslo-
sigkeit zu bekämpfen. Diese Ziele
müssen genaue Fristen und Maß-
nahmen enthalten. Und nicht nur die
Sozialpolitik, sondern auch die Wirt-
schaftspolitik muss sich an diesen
Zielen orientieren.

9. Zielsetzungen und Überprü-
fungen

Die Aufstellung präziser Ziele mit
festen Fristen für die Umsetzung war
eines der erfreulichsten Ergebnisse des
Kopenhagener Gipfels. Denn dies
mobilisierte den politischen Willen
und ermöglichte die Einrichtung von
Überwachungsmechanismen, die für
die Umsetzung der Ziele wichtig wa-
ren. Da viele der international verein-
barten Ziele das Jahr 2000 als Zeitho-
rizont hatten, muss die Sondergene-
ralversammlung Ziele für alle Länder –
nicht nur Entwicklungsländer – ver-
einbaren. Für dieses Ziele sollte das
Jahr 2015 als späteste Frist gelten und

Zwischentermine in den Jahren 2005
und 2010 gesetzt werden, sodass der
Fortschritt überprüft werden kann. Es
ist auch wichtig, anzuerkennen, dass
es nicht genügend spezifische Indi-
katoren für die soziale Entwicklung
gibt. Auch werden ethnische Unter-
schiede nicht genügend berücksich-
tigt. Das macht es z.B. fast unmög-
lich, einzuschätzen, wie groß der
Schaden ist, den Strukturanpas-
sungsmaßnahmen bei der indigenen
Bevölkerung verursachen. Die Son-
dergeneralversammlung sollte Maß-
nahmen empfehlen, die die Erstellung
und die Veröffentlichung solcher Indi-
katoren garantieren, und die natio-
nale Berichterstattung über den Fort-
schritt in diesem Bereich anregen. Die
Sondergeneralversammlung sollte die
Regierungen ermutigen, institutionelle
Mechanismen zu identifizieren mit
denen – unter Beteiligung der Zivilge-
sellschaft - die Umsetzung der 10
Verpflichtungen überprüft werden
kann.

10. Handel und Investitionen: das
internationale förderliche Um-
feld

Die Sondergeneralversammlung sollte
anerkennen, dass internationaler
Handel und internationale Investitio-
nen Schlüsselfaktoren eines günstigen
wirtschaftlichen Umfelds für die sozi-
ale Entwicklung sind und bestätigen,
dass die WTO der Aufforderung der
Staats- und Regierungschefs in Ko-
penhagen, die sozialen Auswirkungen
der Uruguay-Runde zu untersuchen,
nicht nachgekommen ist. Angesichts
dieses Versäumnisses sollte die Studie
der UNCTAD übertragen werden. Die
Sondergeneralversammlung sollte die
Arbeit wichtiger UN-Organisationen
wie der ILO, der WHO, UNICEF, U-
NIFEM und der Menschenrechts-
kommission stärken, damit diese eine
entscheidende Rolle bei der Verteidi-
gung der Menschenrechte und der
Rechte von Arbeitern, Frauen und
Kindern spielen, indem sie Standards
erarbeiten und Umsetzungsmecha-
nismen verbessern. Gleichzeitig sollte
sie den Trend stoppen, Handels- und
Finanzinstitutionen immer größere
Möglichkeiten einzuräumen, Ent-
wicklungsländern Konditionen aufzu-
erlegen.

Um sicherzustellen, dass internatio-
nale Direktinvestitionen positive sozi-

ale Auswirkungen haben, sollten
Staaten ausländischen Investoren so-
ziale Konditionen auferlegen dürfen.
Darüber hinaus sollten sie Regeln für
die Errichtung von Jointventures, für
die Verteilung der Einkommen zu-
gunsten unterprivilegierter Regionen
oder sozialer Gruppen und zum
Schutz kleiner Unternehmen vor dem
unfairen Wettbewerb mit großen
ausländischen Unternehmen einfüh-
ren und umsetzen.

Schließlich sollte im Jahr 2005 ein er-
neuter Sozialgipfel einberufen wer-
den, um die Energie zu erneuern, die
auf höchster Entscheidungsebene be-
nötigt wird, um eine Aufgabe zu be-
wältigen, die zu Recht mit der Ab-
schaffung der Sklaverei im 19. Jahr-
hundert verglichen worden ist. n
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7. GENF 2000
Neue Perspektiven für die soziale Gestaltung der Weltwirtschaft

JÜRGEN PETERS,JÜRGEN PETERS,

IG MetallIG Metall

„Es werden viele schöne Worte über
Freiheit geredet, aber nichts in der
Welt macht so unfrei wie Armut.“

iese Worte des Literaten Mar-
tin Andersen Nexö könnten
treffender kaum sein - bezo-

gen auf die soziale Lage in der Welt.
Viele Menschen empfinden Globali-
sierung als Bedrohung. Dabei ist es
nicht die Internationalisierung an sich,
die sie besorgt. Das Leitbild einer ar-
beitsteilig verbundenen und gerech-
ten Weltwirtschaft, in der die Polari-
sierung in arme und reiche Länder
verschwunden wäre und alle an tech-
nischem Fortschritt und Wohlstand
teilhaben, würde wohl kaum jeman-
den erschrecken. 1995 hat sich der
Sozialgipfel in Kopenhagen verbal zu
diesem Leitbild bekannt: Halbierung
der Armut, Ende der sozialen Aus-
grenzung und Zugang zu Erwerbsa r-
beit, das waren die dort formulierten
Hauptziele.

Heute - fünf Jahre später - ist das Ziel
einer am Menschen orientierten
Weltwirtschaft Vision geblieben. Un-
ter dem Regime entfesselter Märkte
hat die Ungleichheit im Gegenteil
weltweit zugenommen. Die Kluft zwi-
schen den kapitalistischen Hauptlän-
dern und der Peripherie des Welt-
markts hat sich vertieft. In den Met-
ropolen wachsen die Gräben zwi-
schen Arbeits- und Kapitaleinkommen
immer weiter. Kapitalinteressen haben
unbedingten Vorrang: das ist das
Problem der Menschen mit der Glo-
balisierung.

Viele sagen, weil das Kapital sich im-
mer die günstigsten Standorte aussu-
chen kann - wie am Beispiel Ford - sei
staatliche Politik unter den Bedingun-
gen der Globalisierung unmöglich.
Das ist schlicht falsch! Konzernmana-
ger und Aktionäre sind doch keine
Naturgewalten, die über uns herein-
brechen. Wenn es den großen Kon-

zernen und Kapitalanlegern gelingt,
immer mehr Einfluss auf staatliche
Politik zu erlangen, dann liegt das
auch an der mangelnden Politikwillig-
keit von Regierungen - sowohl im na-
tionalen als auch im internationalen
Rahmen. Frau Patricia Garcé hat ge s-
tern darauf hingewiesen.

Wir, die Gewerkschaften und die vie-
len in Entwicklungspolitik und Um-
weltfragen engagierten Organisatio-
nen weltweit, wollen uns dem Terror
der Ökonomie nicht beugen! Gewiss,
das neue Jahrhundert wird noch weit
reichende Veränderungen der globa-
len Wirtschaft bringen. Gerade de s-
halb kommt es darauf an, jetzt die
Weichen zu stellen. Die Weichen zu
stellen, damit die globale Wirtschaft
eingepasst wird in ein internationales
soziales Regelsystem und damit vor
allem die ärmsten Ländern der Welt
den überfälligen Sprung schaffen.

In den letzten Jahren haben zahlrei-
che Aktivitäten der Gewerkschaften
und der Nichtregierungsorganisatio-
nen - nicht zuletzt auch die öffentli-
chen Manifestationen in Seattle - den
Akteuren der Wirtschaft gezeigt, dass
unser Engagement ernst gemeint ist.
Und das wird nicht nachlassen!

Davon zeugt auch diese Tagung, die
wir zusammen durchführen, um un-
sere Kräfte zu bündeln und unsere
Forderungen an die Regierungen zu
stellen, die im Juni in Genf zusammen
kommen, um über die Umsetzung der
Ergebnisse des Sozialgipfels zu bera-
ten. Wir wollen, dass Regierungen
und internationale Gemeinschaften
ihren Einsatz für internationale Soli-
darität und Kooperation verdoppeln
und verdreifachen! Wir wollen, dass
konkrete Initiativen für die Umse t-
zung der Ziele von Kopenhagen end-
lich auf den Weg gebracht werden!

Unsere Kernvorschläge:

• Wir wollen erstens die Beseiti-
gung der Armut,

• wir wollen zweitens die Förde-
rung von Beschäftigung und

• wir wollen drittens die makro-
ökonomischen und sozialen
Rahmenbedingungen verbessern
- für eine soziale Entwicklung.

Alle drei Themen gehören untrennbar
zusammen. Zur Armutsbekämpfung
gehört nach wie vor konkrete Hilfe,
neben der Bereitstellung von Leistun-
gen an die Betroffenen gehören dazu:
Investitionen in die soziale Infra-
struktur eines Landes, Investitionen in
Gesundheitsdienste, in sauberes
Trinkwasser, Ernährungsprogramme,
Grundbildung und Ausbildung - das
sind Voraussetzungen zur Befriedi-
gung der elementaren menschlichen
Bedürfnisse. Es ist originäre Aufgabe
der Entwicklungszusammenarbeit,
diese Leistungen bereit zu stellen.

Die in Kopenhagen verabredete
20:20-Initiative geht da in die richtige
Richtung. Die Erfahrungen zeigen,
dass Länder und Regionen, die trotz
ihres niedrigen Einkommensdurch-
schnitts staatliche Verantwortung für
die sozialen Grunddienste übernom-
men haben, auch ihre Wachstums-
voraussetzungen verbessert haben.
Darauf können weitere Schritte zur
Armutsüberwindung aufbauen.

Das allein ist aber noch nicht ausrei-
chend. Diese Schritte müssen unbe-
dingt produktive Beschäftigungschan-
cen schaffen. Wir wissen, dass wir in
den Ländern der einstigen „Dritten“
Welt nicht nur an den industriellen
Sektor denken dürfen, wenn es dar-
um geht, Arbeitsplätze zu schaffen. In
Ländern, in denen nur ein winziger
Bruchteil der Erwerbstätigen im for-
mellen Sektor beschäftigt ist, müssen
Regierungen und Institutionen der
Entwicklungszusammenarbeit ihre
Anstrengungen - so glaube ich - zu-
allererst auf die Verminderung der
Armut im informellen Sektor und im
ländlichen Raum richten. Gerade im
informellen Sektor finden wir die
schlimmsten Formen erzwungener
Selbstausbeutung und Ausbeutung.
Arbeitsmarktprogramme können den
Beschäftigten im informellen Sektor
gezielt helfen, z.B. neue „Geschäfts-

D
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ideen“ zu finden und die Arbeit zu
qualifizieren und aufzuwerten. Dazu
gehören Kleinstkreditprogramme und
dazu gehört, die Selbstorganisation
der Betroffenen zu unterstützen. Nur
so kann es gelingen, den informellen
Sektor in eine sozial und wirtschaftlich
akzeptable Wirtschaftsform zu übe r-
führen, in der Arbeitsschutz und Min-
destformen sozialer Absicherung kei-
ne Fremdworte bleiben.

Für die Entwicklungs- und Schwe l-
lenländer, die bereits über einen
wettbewerbsfähigen Industriesektor
verfügen, muss gesehen werden, dass
ihnen eine exportorientierte Entwick-
lung nicht verbaut wird. Sie brauchen
für ihr internes Wachstum Importe.
Und Importe können letztlich nur
durch Exporte finanziert werden. Eine
Makropolitik muss sich daran orien-
tieren, Kaufkraft und Nachfrage im
Lande entstehen zu lassen. Und sol-
che Impulse müssen durch öffentliche
Leistungen und beschäftigungswirk-
same Investitionen kommen. Das
setzt aber gleichermaßen voraus, dass
der Staat eine solche Politik stützt,
z.B. durch ein gerechtes und progres-
sives Steuersystem.

Alle Entwicklungs- und Schwellenlän-
der sind auf multilaterale und bilate-
rale Entwicklungszusammenarbeit an-
gewiesen, viele allerdings auch drin-
gend auf Schuldenstreichung. Ihre
Wirtschaftspolitik unterliegt der Kon-
trolle - oft dem Diktat - von Weltbank
und internationalem Währungsfonds
(IWF). Wenn nach fast zwanzig Jah-
ren „Strukturanpassungspolitik“ die
damit verbundenen Kredite als u-
neinbringbar abgeschrieben werden
müssen, dann ist grundsätzlich etwas
faul. Auch und gerade IWF und
Weltbank müssen ihre neoliberalen
Wirtschaftskonzepte endgültig revi-
dieren. Wir waren uns gestern einig,
dass dies ein wichtiger Schritt zur Ar-
mutsbekämpfung ist. Sozial gerechte
und ökologisch tragfähige Entwick-
lung muss auch für sie zum Erfolgs-
kriterium makroökonomischer Stabili-
sierungspolitik werden. Der IWF kann
nicht weiter gegenüber sozialen Er-
fordernissen eine blinde Haushaltspo-
litik diktierten, weil es keinen Sinn
macht, in einem Armutsbekämp-
fungsprogramm neue Schulen und
Krankenhäuser hinzustellen, wenn der
Staat Lehrer oder Krankenschwestern
weder ausbilden noch bezahlen kann.

Unsere grundlegende gewerkschaftli-
che Forderung richtet sich also an Re-
gierungen und Entwicklungsinstituti-
onen gleichermaßen: Es muss endlich
anerkannt werden, dass grundlegen-
de Arbeitnehmerrechte für Beschäfti-
gung und Entwicklung essenziell sind!
Industrielle Massenproduktion ist in
den Industrieländern einhergegangen
mit dem Aufbau von Lohn- und Sozi-
alsystemen. Nur wenn Gewerk-
schaftsrechte respektiert werden,
kann es den Arbeitnehmern und ihren
Gewerkschaften gelingen, ihre Betei-
ligung an den Früchten des Wirt-
schaftswachstums durchzusetzen. Da-
zu gehört, dass die Löhne mit der
steigenden Produktivität mitziehen.

Der Wohlfahrtsstaat, den die Indust-
rieländer in der Nachkriegsgeschichte
aufbauen konnten, wäre ohne starke
zivilgesellschaftliche Institutionen -
und dazu gehören die Gewerkschaf-
ten - nie zu Stande gekommen. In
den Industrieländern hat die organi-
sierte Arbeiterschaft dazu beigetra-
gen, stabile industrielle Beziehungen
zu sichern. Sie hat dazu beigetragen,
Know-how, Kompetenz und Produk-
tivität aufzubauen, und sie hat dazu
beigetragen, den Menschen eine ge-
wisse soziale Sicherung auch im Alter,
bei Krankheit und Arbeitslosigkeit zu
gewährleisten. In den Ländern, die
heute industrielle Produktion auf- und
ausbauen, werden kontraktfähige und
gestaltungsfähige Gewerkschaften
genauso gebraucht wie bei uns! Des-
halb werden wir den Aufbau von frei-
en Gewerkschaften unterstützen. Sie
sind geradezu eine Voraussetzung für
gesellschaftlichen Fortschritt.

Ausgerechnet bei diesem zentralen
gewerkschaftlichen Anliegen stoßen
wir im Vorfeld des UN-Sondergipfels
auf unverständliche und ungerecht-
fertigte Widerstände. Einige Regie-
rungen der Gruppe der 77 Ent-
wicklungs- und Schwellenländer wol-
len verhindern, dass die politische Er-
klärung des Genfer UN-Sondergipfels
sich auch nur positiv auf die IAO-
Deklaration über die grundlegenden
Prinzipien und Rechte bei der Arbeit
bezieht! Vielleicht liegt das daran,
dass über kaum einen Themenkom-
plex so viele Missverständnisse im
Umlauf sind, wie über weltweit gülti-
ge Arbeitsnormen.

Es ist gestern ja ganz deutlich gesagt
worden: Gemeint sind nicht Mindest-

standards bei Arbeitssicherheit und
Arbeitszeiten - erst recht nicht ein
weltweit gültiger Mindestlohn.

Es geht um die grundlegenden Men-
schenrechtskonventionen:

• die Gewerkschaftsfreiheit,
• das Recht auf kollektive Tarifver-

handlungen,
• das Verbot von Zwangsarbeit

und von Diskriminierung,
• die Konvention über die gleiche

Bezahlung von Männern und
Frauen und schließlich

• die Abschaffung von Kinderar-
beit,

also um diejenigen IAO-Kon-
ventionen, die seit 1998 geltendes
Völkerrecht sind!

Der Sozialgipfel von Kopenhagen ist
1995 die Verpflichtung eingegangen,
die Grundrechte und Interessen der
Arbeitnehmer zu schützen und die
Einhaltung der einschlägigen Über-
einkommen der Internationalen Ar-
beitsorganisation zu fördern.

Von dieser Veranstaltung aus richte
ich unseren Appell an alle Regierun-
gen, die in Genf zusammenkommen,
nicht hinter die Position des Sozial-
gipfels von 1995 zurückzufallen! Aber
wir können von den Regierungen der
Entwicklungs- und Schwellenländer
nicht ein größeres Engagement für
soziale Fragen erwarten, wenn die In-
dustrieländer aus dem freien Welt-
handel einseitige Vorteile ziehen und
weiterhin ziehen wollen. Die Indust-
rieländer müssen endlich alle handels-
verzerrenden Subventionen und Zölle
abbauen und Entwicklungsländer-
Exporten vollen Zugang zu ihren
Märkten gewähren. Genau so wichtig
ist es, dass die heimische Industrie der
armen und ärmsten Länder erst dann
der Konkurrenz ausländischer Kon-
zerne ausgesetzt werden darf, wenn
die Produkte konkurrenzfähig gewor-
den sind. Deshalb fordern wir die Re-
gierungen in Genf auch auf, sich bei
der Fortsetzung der Millenniumsrunde
der WTO für verbindliche Veranke-
rung von Zielen für die soziale Ent-
wicklung in allen Handelsabkommen
einzusetzen.

Die Finanzkrisen in Asien, Lateiname-
rika und Russland haben gezeigt, we l-
che Rückschläge die internationale
Spekulation auch und gerade auf die
soziale Entwicklung hat. Die Krisen-
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folgen haben die Arbeiterinnen und
Arbeiter und die Arbeitslosen zu tra-
gen: In Indonesien z.B. hat sich die
Zahl der Armen in Folge der Finanz-
krise verdoppelt. Die Investoren aber
kamen fast ungeschoren davon.

Jedem muss klar sein: Finanzielle In-
stabilität ist eine unvermeidbare Folge
ungehemmter Liberalisierung des Ka-
pitalverkehrs. Feststellbar ist: Finan-
zielle Instabilität ist weiter auf dem
Vormarsch. Der Sozialgipfel von Ko-
penhagen hatte 1995 - vor der Krise -
nicht den Mut, die Kontrolle der Fi-
nanzmärkte zu thematisieren. Wir
fordern deshalb die Regierungen auf,
die bisherigen Finanzkrisen nicht län-
ger zu verharmlosen und in Genf
endlich eine Reformperspektive für
ein stabiles Weltfinanzsystem zu er-
öffnen. Dazu gehört die Entschleuni-
gung des Wertpapierhandels - dar-
über wurde geredet. Deshalb sind wir
für die Besteuerung von Börsenum-
sätzen, Spekulationsgewinnen und
Devisentransaktionen. Dazu gehört
die Tobin-Steuer, die kurzfristige spe-
kulative Geschäfte finanziell ab-
schöpft; und natürlich viele Dinge
mehr. Das setzt voraus, dass die Re-
gierungen den Mut aufbringen, Poli-
tik machen zu wollen und nicht den
Märkten die Zukunft der Menschen
dieser Welt überlassen.

Wir, die Gewerkschaften und die
NGOs haben bewiesen: Wir wollen so
nicht weitermachen. Wir wollen mit-
gestalten. Und wir haben auf dieser
Konferenz bewiesen, dass wir das
auch miteinander wollen und dass wir
zusammen arbeiten können. Ich gehe
davon aus: Wir werden dies auch in
Zukunft tun und wünsche uns Erfolg
bei den politischen Initiativen. n
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8. NEUE INITIATIVEN FÜR EINE GLOBALE
SOZIALAGENDA
Die Rolle der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO)

KARI TAPIOLA,KARI TAPIOLA,

ILOILO

er Kopenhagener Sozialgipfel
im März 1995 war das bislang
größte Zusammentreffen von

Staats- und Regierungschefs dieser
Welt. Damit spiegelte er die Tatsache
wider, dass soziale Fragen in einer
sich globalisierenden Welt zu einem
immer wichtigeren Anliegen gewor-
den sind. Dieses Anliegen wurde be-
reits mit den raschen technologischen
und strukturellen Entwicklungen
deutlich, die in den achtziger Jahren
zu einem völlig neuen Ausmaß der
Internationalisierung der Weltwirt-
schaft führten. Ein entscheidender
Wendepunkt dieser Entwicklungen
war zweifellos der Zusammenbruch
der totalitären Systeme in Europa und
die fast gleichzeitigen Demokratisie-
rungsprozesse in anderen Regionen.
Erstmals seit dem Ersten Weltkrieg
gibt es jetzt - oder gibt es wieder - ei-
ne praktisch universale Marktwirt-
schaft. Zwar gibt es noch einige Ni-
schen, in denen der Totalitarismus
herrscht oder Einparteienregime ü-
berleben. Doch wird heute nicht mehr
darüber diskutiert, ob eine Marktwirt-
schaft erstrebenswert sei, sondern nur
noch darüber, welche Regeln, ein-
schließlich sozialer Regeln, diese
Marktwirtschaft einhalten sollte.

Ein wesentliches Merkmal des Kopen-
hagener Gipfels war die Tatsache,
dass sich die Zivilgesellschaft, d.h.
Gewerkschaften, Arbeitgeberverbä n-
de und eine Vielzahl nichtstaatlicher
Organisationen direkt oder indirekt an
seiner Arbeit beteiligte. Das entsprach
den Besorgnissen großer Teile der Zi-
vilgesellschaft über die Auswirkungen
der Globalisierung auf die Arbeit und
das Einkommen der Menschen.

In gewisser Weise war diese Beteili-
gung eine geordnetere und mildere
Vorstufe der Demonstrationen, die in
den letzten Jahren und Monaten die

internationalen Wirtschafts- und
Handelstagungen in Seattle, Genf,
Davos und Washington begleitetet
haben. Unabhängig von der gewähl-
ten Form jedoch wurden dabei Be-
sorgnisse zum Ausdruck gebracht, wie
sie einfache Menschen am Esstisch -
wenn sie denn einen Tisch und etwas
zu essen haben - und in den Kantinen
ihrer Arbeitsplätze äußern - wenn sie
denn Arbeit haben und ihre Sorgen
frei vortragen können.

Diese Besorgnisse werden auch künf-
tig formuliert werden, denn die Para-
meter des Arbeitsmarktes haben sich
mit der Globalisierung und der Stär-
kung einer universalen Marktwirt-
schaft geändert. Noch unmittelbar vor
dem Ende des Kalten Krieges war nur
ein kleiner Teil der Erwerbsbevölke-
rung der Welt in einer offenen Wirt-
schaft und in mehr oder weniger di-
rektem Wettbewerb mit anderen tä-
tig. Heute, da die früheren politischen
und wirtschaftlichen Mauern gefallen
sind, verlagert sich das Arbeitsange-
bot viel müheloser innerhalb der gro-
ßen Mehrheit der nichtlandwirtschaft-
lichen Erwerbsbevölkerung der Welt.
Das schafft beträchtliche neue Mög-
lichkeiten, führt aber auch zu unvor-
hersehbaren Störungen.

Wie die IAO in einem in zwei Wo-
chen erscheinenden wichtigen Bericht
über Vereinigungsfreiheit und das
Recht auf Kollektivverhandlungen
feststellt, erhöht die Globalisierung
die Intensität des Wettbewerbs. Die
Ursachen hierfür sind die Liberalisie-
rung des Handels, der Investitionen
und der Finanzsysteme, aber auch die
Integration der Märkte. Ein verstärk-
ter Wettbewerb hat notwendigerwe i-
se einschneidende Folgen für die
grundlegenden Rechte der Arbeit-
nehmer, einschließlich der durch eine
Gewerkschaftszugehörigkeit gebote-
nen Sicherheit und Vertretung. Regi-
onale Lösungen und populistische
Forderungen nach neuen Mauern und
Sperren oder der Abschottung von

Märkten, die der Demokratisierungs-
prozess geöffnet hat, sind weder rea-
listisch noch wünschenswert. Unter
den neuen Rahmenbedingungen
werden die mit Billigeinfuhren und
der internationalen Auftragsvergabe
an lokale Unternehmen verbundenen
Nachteile durch die besseren Mög-
lichkeiten für die Ausfuhr von Waren
und Dienstleistungen auf globaler E-
bene ausgeglichen. Problematisch ist
jedoch, dass gleichzeitig Gewinner
und Verlierer entstehen, und zwar
nicht nur in verschiedenen Teilen der
Welt, sondern auch innerhalb eines
Landes oder einer Region. Hinzu
kommt, dass gelegentlich eine ge-
fährliche Verzögerung zwischen den
Verlusten von heute und den Ver-
sprechungen für morgen auftritt.

Man muss unbedingt erkennen, dass
das Wachstum in den Entwicklungs-
ländern ein wesentlicher Bestandteil
der Lösung für die Probleme der Glo-
balisierung ist. Es bedarf auch wirk-
samer Anpassungsmaßnahmen, wenn
das Angebot an traditioneller Arbeit
zurückgeht und durch andere Tätig-
keitsformen abgelöst wird. Dieser
Prozess wird durch mehr Transparenz
erleichtert, wozu auch eine deutli-
chere Darstellung gehört, wie Investi-
tionen und Handel den Arbeitneh-
mern in allen Ländern am meisten
nutzen können.

Da es nicht realistisch ist, eine baldige
Harmonisierung der Löhne und des
Sozialschutzes anzunehmen - da noch
in jeder absehbaren Zukunft beträcht-
liche Unterschiede der wirtschaftli-
chen Entwicklung und Stärke beste-
hen werden -, müssen wir natürlich
akzeptieren, dass jedes Land seine
komparativen Vorteile nutzt, wie et-
wa seine technologische Entwicklung,
seinen Bildungsstand und auch das
Niveau seiner Löhne und sonstigen
Arbeitskosten. Es sollte jedoch un-
bestritten sein, dass Wirtschafts-
wachstum zu einem besseren Lebens-

D
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standard und zu besseren Arbeitsbe-
dingungen führen sollte.

Und genau hier beginnt unsere Dis-
kussion über annehmbare soziale
Mindestnormen (nicht Harmonisie-
rung, sondern Mindestnormen), um
den Folgen der Globalisierung zu be-
gegnen. Die Notwendigkeit solcher
Normen ist vom Kopenhagener Soz-
ialgipfel anerkannt worden. In der
ersten Hälfte der neunziger Jahre
hatte bereits eine Diskussion über
Handels- und Arbeitsnormen in
mehreren internationalen Organisati-
onen eingesetzt, darunter in der IAO
und in der OECD sowie in der gerade
zuvor errichteten neuen Welthandels-
organisation.

Kopenhagen bot in 1995 die erste
Gelegenheit zur Entwicklung eines
internationalen Konsenses über Min-
destarbeitsnormen. Von ausschlagge-
bender Bedeutung ist dabei, dass dies
auf der Grundlage von IAO-Normen
geschah. Theoretisch hätten verschie-
dene Organisationen ihr eigenes Ver-
ständnis sozialer Mindestnormen
entwickeln können. Das Endergebnis
wäre dann ein Labyrinth unterschied-
licher Maßstäbe gewesen. Ich möchte
das in Erinnerung zurückrufen, denn
das ist, was damals beinahe gesche-
hen wäre. Verhindert wurde es da-
durch, dass Gewerkschaften, Arbeit-
geber und Regierungsvertreter mit
genauen Kenntnissen über die IAO
mit großer Entschiedenheit am Ko-
penhagen-Prozess mitwirkten.

Der Kopenhagener Sozialgipfel be-
gründete den Konsens über grundle-
gende Arbeitsnormen oder, wie sie
die IAO nennt, grundlegende Prinzi-
pien und Rechte bei der Arbeit. Es
sind die vier folgenden Kategorien:

• die Vereinigungsfreiheit und das
Recht zu Kollektivverhandlungen,

• die Beseitigung der Zwangsarbeit,
• die tatsächliche Abschaffung der

Kinderarbeit und
• die Nichtdiskriminierung in Be-

schäftigung und Beruf.

Ein wesentliches Ereignis Mitte der
neunziger Jahre war die Anerkennung
der Tatsache, dass auch die Abschaf-
fung der Kinderarbeit zu diesen Kern-
werten gehört. Ein entscheidender
Faktor für diese Anerkennung war
zweifellos das Vorgehen der IAO ge-
gen die Kinderarbeit, das 1992 mit

Hilfe freiwilliger Beiträge Deutschlands
einsetzte und das heute das größte
Programm für Entwicklungshilfe der
IAO geworden ist. Diese grundlegen-
den Normen sind in sieben - und jetzt
acht grundlegenden Übereinkommen
der IAO verankert. Das jüngste Übe r-
einkommen über unverzügliche Maß-
nahmen gegen die schlimmsten For-
men der Kinderarbeit wurde im Juni
1999 angenommen.

Die in Kopenhagen in Bezug auf diese
grundlegenden Prinzipien und Rechte
gewählte Vorgehensweise ist heute
die Richtschnur für die Tätigkeiten der
IAO. Das Rezept ist einfach. Länder,
die die einschlägigen Übereinkommen
ratifiziert haben, sollten natürlich alles
tun, um sie einzuhalten und durch-
zuführen. Die Länder, die diese Übe r-
einkommen noch nicht ratifiziert ha-
ben, sollten in jedem Fall die ihnen
zugrunde liegenden Prinzipien und
Rechte einhalten.

Ein wichtiges Ereignis nach Kopenha-
gen war die Ministertagung der WTO
in Singapur im Dezember 1996. Auf
dieser Tagung wurde die Verpflich-
tung zur Einhaltung anerkannter Ar-
beitsnormen - das heißt der IAO-
Normen - erneut unterstrichen. Un-
terstrichen wurde ferner, dass die IAO
das zuständige Organ für die Ausa r-
beitung und Überwachung dieser
Normen ist. Tatsächlich wurde hier-
durch der Auftrag der IAO gestärkt
und damit ein Beitrag zur Annahme
der Erklärung der IAO über grundle-
gende Prinzipien und Rechte bei der
Arbeit und ihre Folgemaßnahmen im
Juni 1998 geleistet.

Somit verläuft eine gerade Linie zwi-
schen dem Kopenhagener Gipfel und
der Erklärung der IAO, deren Folge-
maßnahmen gerade jetzt, da die Son-
dertagung über die Durchführung der
Beschlüsse von Kopenhagen näher
rückt, erstmals in der Praxis ange-
wandt worden sind. Es ist schon jetzt
möglich, eine erste Bilanz dessen zu
ziehen, was wir in Bezug auf grundle-
gende Prinzipien und Rechte bei der
Arbeit geleistet haben. Ich möchte in
dieser Beziehung sechs wesentliche
Punkte hervorheben.

1. Erstens gibt es nunmehr in unserem
System ein neues Element, das die
traditionellen Normenaufsichtsver-
fahren ergänzt. Künftig sollte es für
uns leichter sein, nicht nur festzustel-

len, was falsch läuft und korrigiert
werden sollte, sondern auch aufzu-
zeigen, wie wir vorgehen sollten, um
die Dinge zu verbessern. Die Folge-
maßnahmen sind darauf ausgerichtet,
dort technische Zusammenarbeit zu
leisten, wo sie zur Verbesserung der
grundlegenden Arbeitsnormen benö-
tigt wird, und zwar entweder, um die
Durchführung ratifizierter Überein-
kommen zu verbessern oder um die
Einhaltung der Prinzipien und Rechte
zu fördern, wenn die betreffenden Ü-
bereinkommen noch nicht ratifiziert
wurden.

Dieser Prozess beruht auf Berichten
über die Situationen in verschiedenen
Ländern und die sich hieraus erge-
benden Beurteilungen. Um glaub-
würdig zu sein, wird dieser Prozess
transparent sein müssen. Dort, wo die
Übereinkommen nicht ratifiziert wor-
den sind, versuchen wir, Vergleichs-
maßstäbe festzulegen, anhand deren
Fortschritte gemessen werden kön-
nen.

2. Zweitens können wir jetzt rege l-
mäßig einen Überblick über die Ge-
samtsituation in der Welt gewinnen,
indem wir im Wechsel die Lage in Be-
zug auf jede der vier Gruppen von
Prinzipien und Rechten überprüfen. In
diesem Jahr haben wir einen umfas-
senden Bericht über Vereinigungsfrei-
heit und das Recht zu Kollektivver-
handlungen erstellt. Dieser Bericht
wird am 25. Mai veröffentlicht und
während der Internationalen Arbeits-
konferenz im Juni diskutiert. Im
kommenden Jahr wird es um die
Zwangsarbeit gehen, im Jahr danach
um die Kinderarbeit und im Jahr 2003
um Fragen der Diskriminierung.

Dieses Vorgehen wird zu Aktionsplä-
nen für jeweils vier Jahre führen. Die
Berichte sollen nicht nur ein dynami-
sches Gesamtbild liefern, sie werden
auch die Wirksamkeit der Hilfsmaß-
nahmen - auf der Grundlage unserer
Erfahrungen - beurteilen, und sie sol-
len aufzeigen, welche Maßnahmen zu
ergreifen sind.

3. Drittens muss dieser Prozess über
den rein rechtlichen Rahmen der
Normen hinausgehen. Er muss eine
Reihe sehr unterschiedlicher Faktoren
einbeziehen, wie etwa die Armut, den
fehlenden Sozialdialog, den Mangel
an politischem Willen, die Schwäche
der bestehenden Institutionen und die
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Aufrechterhaltung von Strukturen, die
solche Anomalien wie Diskriminierung
oder den Einsatz von Zwangsarbeit
ermöglichen. Die Änderung von
Rechtsvorschriften, wie notwendig sie
auch sein mag, ist häufig nur ein ers-
ter notwendiger Schritt.

Die Methoden, mit denen die Einhal-
tung grundlegender Prinzipien und
Rechte bei der Arbeit gewährleistet
werden soll, können unter anderem
Folgendes umfassen: Entwicklung der
Kapazitäten der Arbeitsverwaltungen
und Arbeitsaufsichtsdienste, der Ar-
beitgeberverbände und der Gewerk-
schaften; die Schaffung von Beschä f-
tigungsmöglichkeiten und Einkom-
mensunterstützung für Arbeitnehmer,
die aus der Schuldknechtschaft entlas-
sen wurden, und ihre Angehörigen;
positive Maßnahmen zur Verwirkli-
chung der Gleichstellung der Ge-
schlechter; eine gezielte Schaffung
von Arbeitsplätzen für Frauen oder
die Sensibilisierung der Hauptakteure
in der Gesellschaft - wie Parlamenta-
rier, Richter, lokale Führungspersön-
lichkeiten, das Militär oder die Polizei
- für die besonderen Fragen, die sich
durch die Einhaltung von Menschen-
rechten bei der Arbeit ergeben.

4. Viertens trägt all dies dazu bei, ein
auf Rechten basierendes Vorgehen in
Bezug auf Entwicklungsfragen zu för-
dern. Es führt zu einem besseren Ver-
ständnis des Zusammenhangs zwi-
schen wirtschaftlichen und sozialen
Fragen. Aber nicht alles lässt sich mit
wirtschaftlichen Maßstäben messen.
Zwar steht außer Frage, dass gute Be-
ziehungen am Arbeitsplatz die Pro-
duktivität steigern, doch muss die
Vereinigungsfreiheit unter dem weit
umfassenderen Blickwinkel der bür-
gerlichen Freiheiten betrachtet we r-
den.

Es ist ebenso wenig sinnvoll, die Ver-
einigungsfreiheit ausschließlich mit
wirtschaftlichen Gründen zu rechtfe r-
tigen, wie die Behauptung aufzuste l-
len, dass Demokratie nur erlaubt we r-
den kann, wenn ihr wirtschaftlicher
Wert erwiesen ist. Und in dieser Hin-
sicht sollte auch daran erinnert we r-
den, dass das Recht auf Kollektivver-
handlungen in Wirklichkeit das
marktverträglichste aller grundlegen-
den Rechte sein sollte.

5. Fünftens ist das, was einige bei der
Annahme der freiwilligen Erklärung

über Prinzipien und Rechte bei der
Arbeit fürchteten, nicht eingetreten.
Die Folgemaßnahmen haben die Län-
der nicht davon abgehalten, grundle-
gende Übereinkommen zu ratifizie-
ren; eher das Gegenteil ist der Fall.

Die Kampagne des Internationalen
Arbeitsamtes für die Ratifizierung der
sieben grundlegenden Übereinkom-
men begann 1995 unmittelbar nach
dem Kopenhagener Gipfel und hat
bisher 182 neue Ratifikationen er-
bracht. Natürlich bleibt noch viel zu
tun, doch erscheint es jetzt durchaus
realistisch, davon auszugehen, dass so
etwas wie eine nahezu universale Ra-
tifizierung dieser Menschenrechts-
übereinkommen der IAO durchaus
möglich ist. Mit Sicherheit wird das
bald schon für Europa gelten. Die
Zahl der Ratifizierungen wächst wei-
ter, zurzeit insbesondere in Afrika und
Lateinamerika. Man darf annehmen,
dass technische Zusammenarbeit Er-
folge in dieser Richtung fördert. So
haben zweifellos die IAO-Programme
zur Abschaffung der Kinderarbeit
auch die Ratifizierung des Überein-
kommens Nr. 138 über das Mindest-
alter gefördert.

Was die Durchführung betrifft, so
scheint sich eine interessante Ent-
wicklung anzubahnen. Mehrere Län-
der haben ihre Bereitschaft angedeu-
tet, die grundlegenden Übereinkom-
men zu ratifizieren, wenn ihnen die
IAO technische Hilfe bei ihrer Durch-
führung leistet. Ein drittes Element
dieser Gleichung ist aber die Notwen-
digkeit, den gesamten Vorgang durch
innerstaatliche dreigliedrige Zusam-
menarbeit zu unterstützen. Ein Be i-
spiel für dieses Zusammenwirken von
politischem Willen zur Ratifizierung,
Unterstützung durch die IAO bei der
Durchführung und gleichzeitigem in-
nerstaatlichen Sozialdialog ist die
jüngste Ratifizierung aller grundle-
genden Übereinkommen durch Indo-
nesien.

6. Ein sechster Aspekt, der hier zu
erwähnen wäre, ist eine ausgewoge-
nere Festlegung der Dringlichkeits-
stufen und Prioritäten, die unser Vor-
gehen in Bezug auf die grundlegen-
den Rechte bestimmen. Ein Beispiel
hierfür liefert das neue Übereinkom-
men gegen die schlimmsten Formen
der Kinderarbeit. Natürlich bleibt das
Endziel die völlige Abschaffung der
Kinderarbeit, doch müssen wir erken-

nen, dass bedingt durch Armut, man-
gelnde Bildungsmöglichkeiten und
unzulängliche Entwicklung die Ver-
wirklichung dieses Ziels umfassendere
Maßnahmen und Ressourcen und
damit eine gewisse Zeit erfordert.

Von den 250 Millionen arbeitenden
Kindern sind jedoch viele unter Be-
dingungen tätig, die selbst unter
Hinweis auf Armut oder mangelnde
Entwicklung nicht toleriert werden
können. In Bezug auf diese Gruppe
müssen unverzügliche Maßnahmen
getroffen werden, was im Übrigen
auch das Ziel des neuen Überein-
kommens ist. Es ist ermutigend, dass
bereits mehr als 15 Länder (Deutsch-
land jedoch noch nicht) aus allen Re-
gionen dieses Übereinkommen vor
Ablauf eines Jahres nach seiner An-
nahme ratifiziert haben.

Abschließend möchte ich festhalten,
dass das, was ich hier in meiner Da r-
stellung getan habe - nämlich mich
auf die Rolle der IAO im Prozess des
Sozialgipfels auf die Frage grundle-
gender Arbeitsnormen zu begrenzen,
- nur einen Teil des Bildes, nicht aber
das gesamte Bild wiedergibt. Seit Ko-
penhagen haben wir die wichtige
Aufgabe übernommen, der Ver-
pflichtung zur Vollbeschäftigung
durch Überprüfungen der Beschäfti-
gungspolitik einer Reihe von Ländern
nachzukommen. Ferner hat die IAO
die innerhalb des Systems der Ver-
einten Nationen eingesetzte Arbeits-
gruppe für Vollbeschäftigung und
dauerhafte Lebensgrundlagen gelei-
tet. Hierüber gäbe es noch viel mehr
zu sagen, aber leider fehlt mir heute
und hier die Zeit dazu.

Ich habe mich auf die Erklärung der
grundsätzlichen Prinzipien und Rechte
konzentriert, da sie ein konkretes In-
strument zur Verwirklichung einer auf
Rechten basierenden Entwicklung
darstellt. Es ist zu hoffen, dass die
Sondertagung im Juni eine Bilanz der
Erfolge ziehen kann, die mit diesem
Instrument, dessen modus operandi
Kopenhagen bestimmt hat, erzielt
wurden. Die Sondertagung könnte
ferner nachhaltig die Anerkennung
der Bedeutung der Erklärung fördern,
die darin liegt, dass in ihrem Rahmen
alle Akteure im multilateralen System
zusammenarbeiten und sich einander
unterstützen, um eine stärker auf die
Menschen ausgerichtete Welt und so-
ziale Gerechtigkeit zu verwirklichen. n
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9. STELLUNGNAHME DES DEUTSCHEN
GEWERKSCHAFTSBUNDES ZU DEN
AUFGABEN DES WELTSOZIALGIPFELS IN
GENF, JUNI 2000

DGB-BUNDESVORSTANDDGB-BUNDESVORSTAND

angelnde soziale und politi-
sche Gestaltung des im
Rahmen der WTO betriebe-

nen Abbaus von Handelsbarrieren ist
die Hauptursache für das Scheitern
des WTO-Gipfels in Seattle, nicht un-
glückliche Zufallskonstellationen.

In immer mehr Wirtschaftsregionen,
unter Arbeitnehmern und breiten
Schichten der Zivilgesellschaft spricht
sich herum, dass Handelsliberalisie-
rung nicht im Selbstlauf zu allgegen-
wärtigem Wachstum führt, dass sie
nicht überall das Wohlstandsgefälle
mildert, sondern es auch vertiefen
kann, und dass sie die Gestaltungsfä-
higkeit auf Gebieten, von denen Le-
bensqualität abhängt, beeinträchtigen
kann, so z. B. in der Sozialpolitik, in
der Umweltpolitik oder bei der kultu-
rellen Entwicklung. Soll Handels-
wachstum auch zum Wachstum von
Wohlstand und dessen gerechter
Verteilung führen, so ist es mit dem
Abbau von Handelsbarrieren nicht
getan.

Der erste Sozialgipfel der Vereinten
Nationen, der 1995 in Kopenhagen
stattgefunden hatte, hatte anspruchs-
volle Selbstverpflichtungen aller UN-
Mitgliedstaaten beschlossen, die auf
beides gerichtet waren: Die Stärkung
der staateninternen Sozial- und Be-
schäftigungspolitik und den Aufbau
eines Systems internationaler Zusam-
menarbeit für soziale Ziele im Sinne
eines ersten Schrittes zu einer globa-
len Sozialpolitik.
Der zweite Weltsozialgipfel der UN
findet im Juni 2000 in Genf statt. Es
sollte als Chance begriffen werden,
dass angesichts der Vertagung einer

weiteren Runde von Verhandlungen
über Handelsliberalisierungen, die das
Scheitern des WTO-Gipfels bewirkt
hat, nun erst einmal die Akteure der
internationalen Sozialpolitik am Zuge
sind. Sie sollten alles daran setzen, die
Weichen für eine sozial gestaltete
Entwicklung der Weltwirtschaftsbe-
ziehungen zu stellen. Nur wenn sich
alle Globalisierungsbetroffenen Ver-
besserungen ihrer Lage versprechen
können, hat die Wiederauflage der
Liberalisierungsrunden Zukunftschan-
cen und Sinn.

Welches sind unseres Erachtens die
wesentlichen Handlungsfelder, auf
denen die Sondervollversammlung
der Vereinten Nationen in Genf Fort-
schritte erreichen muss?

I. Welthandel und Arbeitneh-
mergrundrechte

Vielfältige Untersuchungen über die
Auswirkungen der wirtschaftlichen
Globalisierung auf Volkswirtschaften,
wie sie vor allem von der IAO vorge-
legt worden sind, belegen uns, dass
diejenigen Länder den höchsten Ge-
winn aus zunehmender Weltmarkt-
öffnung ziehen können, die über effi-
ziente Institutionen der Wirtschafts-
politik und der Arbeitsmarkt- und So-
zialpolitik verfügen, ein eher egalitä-
res Muster der Einkommensverteilung
besitzen, demokratisch verfasst sind
und in denen eine durch Bürgerrechte
gestärkte Zivilgesellschaft agieren
kann.

Institutionelle Effizienz ist notwendig,
um den ständigen Veränderungs-
druck, der von einer starken Welt-
marktinvolvierung ausgeht, auffangen
zu können. Egalitäre Verteilungssys-

teme sind Voraussetzung für die An-
passungsfähigkeit, da Globalisierung
sonst wachsende soziale Ungleichheit
und als Folge davon politische Desta-
bilisierung bewirkt. Demokratie und
Bürgerrechte allein können gewähr-
leisten, dass die benötigten politi-
schen Institutionen und Garantien
von denen stabil gehalten werden, die
auf sie angewiesen sind. Das sind die
Bevölkerungsmehrheiten, die nicht ü-
ber wirtschaftliche Macht, sondern
nur aufgrund bewusster politischer
und sozialpartnerschaftlicher Gesta l-
tung ihre Teilhabe am Nationalein-
kommen sichern können.

Es ist ein auffälliges Hoffnungszei-
chen, dass Länder, die diese Voraus-
setzungen erfüllen, selbst unter sonst
ungünstigen Ausgangsbedingungen
einen vielversprechenden Entwick-
lungspfad einschlagen konnten, so
etwa die afrikanischen Staaten Mau-
ritius und Botswana. Auch die relativ
rasche Erholung der südkoreanischen
Wirtschaft von den Folgen der süd-
ostasiatischen Finanzkrise erklärt sich
zum Teil durch sozialpolitische Anpas-
sungsmaßnahmen, die im Konsens
zwischen Regierung, Gewerkschaften
und Arbeitgebern vorgenommen
wurden.

Die Wahl des egalitären und demo-
kratischen Wegs ist aber nicht die Re-
gel im Kampf um Anteile an der
Weltwirtschaft.

Im krassen Gegenteil zu einem sol-
chen Weg steht China, in dem sich
ein relativ effizienter Staat auf eine
immer weniger egalitäre Entwicklung
einlässt und wo demokratische und
bürgerrechtliche Bestrebungen gerade
im Arbeitsleben massiv unterdrückt
werden. Chinas Privatwirtschaft er-

M
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stellt mittlerweile den wettbewerbsfä-
higeren Teil des chinesischen Natio-
nalprodukts und ermöglicht die Bil-
dung immenser Privatvermögen. Von
den ca. 30 Mio. Arbeitnehmern pri-
vater Unternehmen in Chinas Städten
sind jedoch weniger als 10 Prozent
altersversichert. So entstehen enorme
Zukunftslasten, die zusammen mit der
wachsenden Massenarbeitslosigkeit
Spannungen hervorbringen, auf die
bislang nur mit steigender Repression
geantwortet wird.

Noch schlimmer dran sind die Länder,
in denen sich Ineffizienz, extreme
Ungleichheit und fehlende oder
schwache Demokratisierung zu einem
Morast verbinden, in dem jeder ver-
sprengte Ansatz für eine gute Ent-
wicklung erstickt.

Das Indonesien unter Suharto litt un-
ter diesem Syndrom, das die neue
Führung zu kurieren sucht. In Afrika,
Lateinamerika und Südasien finden
wir die Mischung aus institutioneller
Insuffizienz, Ungleichheit und schwa-
cher oder fehlender Macht der Zivil-
gesellschaft in unterschiedlichsten
Ausprägungen.

Etliche dieser Länder versuchen nun
grade die Entrechtung der Arbeit-
nehmer als Wettbewerbsvorteil aus-
zuspielen. Sie werben um Investitio-
nen und Aufträge mit dem Verbot
von Gewerkschaften und Streiks. Sie
verzögern die Beseitigung extremer
Formen von Kinderarbeit in der (irri-
gen) Hoffnung, Billigstarbeit könne
ihnen einen Anteil am Weltmarkt si-
chern. Können sie soziale Forderun-
gen und Gewerkschaftsrechte nicht
ganz unterbinden, so bieten sie doch
internationalen Investoren so ge-
nannte Freihandelszonen an, in denen
nur Rudimente der Sozialgesetzge-
bung gelten und Gewerkschaftsakti-
vitäten verboten sind.

Die Gewerkschaften aller Länder, die
der Entwicklungsländer und die der
Industrieländer, wenden sich gegen
diese Form der Schmutzkonkurrenz,
weil sie wirtschaftlich und sozial
zerstörerisch wirkt.

Sie haben die Anerkennung einer
Gruppe von Arbeitnehmerrechten mit
Menschenrechtsqualität durch die
Staatengemeinschaft durchgesetzt.
Eine im letzten Jahr von der IAO ver-
abschiedete Erklärung benennt den

Respekt der Gewerkschaftsrechte und
des Rechts auf Kollektivverhandlun-
gen, das Verbot von Kinderarbeit und
Zwangsarbeit sowie das Verbot der
Diskriminierung in Beschäftigung und
Beruf als Rechte, die jeder Staat, un-
geachtet seines Entwicklungsstandes,
schützen und fördern muss. Zur
Durchsetzung dieser ersten völker-
rechtlich allgemein anerkannten sozi-
alen Grundverpflichtung muss auf der
UNO-Sondergeneralversammlung in
Genf ein wirksamer Beitrag erarbeitet
werden.

Dazu ist eine Klarstellung des Rang-
verhältnisses zwischen Marktzu-
gangsrechten und Menschenrechten
erforderlich. Der IAO muss die Auf-
gabe übertragen werden festzustel-
len, wann ein Land in schwerwiegen-
der und systematischer Weise Arbeit-
nehmerrechte mit Menschenrechts-
qualität verletzt. Liegt eine solche
Feststellung vor und unternimmt das
betroffene Land nicht binnen einer
angemessenen Frist entscheidende
Schritte zur Verbesserung der Situati-
on, so hat die WTO in abgestufter
Weise mit dem Entzug von Marktzu-
gangsrechten zu reagieren.

Hat die Übernahme eines solchen
Konzepts durch die Staatengemein-
schaft überhaupt eine Chance?

Als 1998 die Mitgliederkonferenz der
IAO über die Erklärung zum Schutz
der Arbeitnehmergrundrechte ver-
handelte, wehrte sich eine große Rei-
he von Staatenvertretern aus der
Dritten Welt vehement gegen eine
Verknüpfung sozialer Standards mit
Handelsfragen. Das Ergebnis war eine
Kompromissformel, die jeden Einsatz
der Arbeitnehmergrundrechte zu
protektionistischen Zwecken unte r-
sagt. Die Entwicklungsländer fanden
diese Formulierung ausreichend, weil
sie jede Bindung von Marktzugangs-
rechten an soziale Rechte als protek-
tionistisch empfinden. Die Bereitschaft
vieler Entwicklungsländer, zum
Scheitern des WTO-Gipfels in Genf
beizutragen, rührte zum großen Teil
aus der Entschlossenheit, jede Be-
handlung sozialer Fragen in der WTO,
wie sie von den USA und der EU be-
fürwortet wurde, zu verhindern.

Nur wenige Entwicklungsländer, wie
etwa Südafrika und Argentinien, sind
sich sicher, einen hohen Grad der Re-
alisierung der Arbeitnehmergrund-

rechte erreicht zu haben und wären
deshalb bereit, einen Sanktionsme-
chanismus zu ihrer Durchsetzung zu
akzeptieren.

Da ohne einen völkerrechtlich ane r-
kannten Feststellungsmechanismus
verhängte Sanktionen stets dem Pro-
tektionismusvorwurf ausgesetzt sein
werden, solche Mechanismen aber
nur bei breiter Zustimmung einge-
führt werden können, ist das Sozial-
klauselkonzept in einen Regelungs-
rahmen einzubetten, der auch den
Entwicklungsländern Unabhängigkeit,
Verlässlichkeit und sichere Vorteile
bietet.

Teil eines solchen reiche und arme
Länder gleichermaßen verpflichten-
den Regelwerks müsste die Ver-
pflichtung der Industrieländer sein,
sich nicht zu Lasten in ihrem Land be-
stehender sozialer Rechte Vorteile in
der globalen Konkurrenz der Volks-
wirtschaften zu verschaffen.

Rechtlich ließe sich eine Art sozialer
Statuserhaltung in den Industrielän-
dern dadurch sichern, dass diese sich
auf eine größere Zahl von Überein-
kommen der IAO zum Arbeits- und
Sozialrecht durch Übernahme des In-
halts dieser Übereinkommen in das
staatliche Recht verpflichten. Auf die-
se Weise entstünde ein angehobener
sozialer Mindeststandard für Indust-
rieländer.

II. Einseitige Handelsvorteile für
Entwicklungsländer

Die Notwendigkeit, gegenüber
schwächeren Entwicklungsländern auf
Wechselseitigkeit bei der Einräumung
von Marktzugangsrechten, wie es
Prinzip der WTO-Abkommen ist, zu
verzichten, ist bislang vielfach pra k-
tisch anerkannt worden. Die EU
räumte den ehemaligen Kolonien ih-
rer Mitgliedsländer Zugangsrechte für
Warenpakete ein, die nicht erwidert
werden mussten. Das Multifaser-
Abkommen, das den Welttextilhandel
regelt, geht gegenüber einer Gruppe
besonders armer Entwicklungsländer
genauso vor. Die Abkommen, die die-
se Vorteile gewähren, laufen aber
aus. Die Industrieländer einschließlich
der EU streben an, auch für diese Be-
reiche das Prinzip der Wechselseitig-
keit beim Marktzugang durchzuse t-
zen. Sie behaupten, das Regime der
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einseitigen Vorteile sei nicht WTO-
kompatibel.

Auch das war ein Grund, weshalb sich
Entwicklungsländer gegen einen
weiteren Liberalisierungsschub sperr-
ten. Sie sahen voraus, dass ihre unter
dem Schutz besonderer Zugangs-
rechte aufgebauten Industrien vom
Markt gefegt werden würden. Die
Textilindustrie von Bangladesh hat ei-
nen Vorgeschmack auf diese Ent-
wicklung bekommen. Als die Regie-
rung Kanadas den Bevorrechtigungs-
status für Textilien aus ärmsten Ent-
wicklungsländern wie Bangladesh
aufhob, verdrängten T-Shirts aus Chi-
na 80 Prozent der bis dahin aus dem
südasiatischen Land importierten
Hemden. Selbst die vergleichsweise
starke Wirtschaft Südafrikas befürch-
tet von einem Zwang, weitere Zoll-
barrieren gegenüber der EU abzubau-
en, das Verschwinden ganzer Indust-
riezweige, einschließlich solcher, die
für den einheimischen Markt produ-
zieren.

Das WTO-Reglement lässt bisher nur
Vorzugsregeln für Entwicklungsländer
zu, wenn sie allen Entwicklungslän-
dern gleichermaßen zukommen. Hier
ist mehr Flexibilität erforderlich, die
sowohl mehr regionale Begrenzung
zulässt (wie im Verhältnis der EU zu
den ehemaligen Kolonialländern Afri-
kas, der Karibik und des Pazifik) als
auch eine Konditionalität erlaubt, so-
dass die Präferenzen von dem Re-
spekt der Arbeitnehmergrundrechte
und demokratischer Entwicklung ab-
hängig gemacht werden können.

Für Produktgruppen, über die Ent-
wicklungsländer typischerweise den
Einstieg in die Industrialisierung fin-
den, wie Textilien, verarbeitete Agra r-
erzeugnisse und andere (auch teilver-
arbeitete) Produkte primärer Indust-
rien, sind statt unter Abschaffung
durch Fortentwicklung entwick-
lungsfördernder Prinzipien des Multi-
faserabkommens die Chancen der
ärmeren Länder auf den Märkten der
Industrieländer zu verbessern.

III. Sozialpolitische Orientierung
der Entwicklungspolitik

Der Sozialgipfel in Kopenhagen hatte
die Industrieländer darauf verpflichtet,
ihre Ausgaben für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit endlich auf die Ebene

anzuheben, die den vielfach wiede r-
holten Beschlüssen der UN-
Vollversammlungen entspricht, näm-
lich 0,7 Prozent des Bruttosozialpro-
dukts, und ihre Entwicklungsmaß-
nahmen gleichzeitig stärker und präzi-
ser auf soziale Ziele zu zentrieren.
Unter anderem die EU-Länder hatten
vorgeschlagen, dass Maßnahmen der
Armutsbekämpfung mindestens 20
Prozent der Entwicklungsbudgets
ausmachen sollten, und dass sich im
Gegenzug die Entwicklungsländer
verpflichten sollten, mindestens 20
Prozent ihrer Staatsbudgets für die
Armutsbekämpfung einzusetzen.

Das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit ist be-
strebt, sich an dieses Zahlenverhältnis
zu halten. Es erscheint uns aber als
notwendig, die Palette der Einzel-
maßnahmen, die gefördert werden,
zu überprüfen.

Hängt die Fähigkeit eines Entwick-
lungslandes, die Weltmarktintegration
zu meistern und überhaupt auf einen
positiven Entwicklungspfad zu gelan-
gen, davon ab, ob es geeignete, sta-
bile Institutionen entwickelt, die Ein-
kommensverhältnisse aneinander an-
gleicht und seine Zivilgesellschaft er-
mächtigt, so liegt gerade in der Stä r-
kung dieser Kompetenzen eine Chan-
ce und Aufgabe wirksamer Entwick-
lungspolitik.

Es geht dabei unter anderem um

• die Entwicklung eines klaren Ar-
beitsrechts mit der Zielrichtung,
alle Abhängigkeitsverhältnisse
zu erfassen,

• geeignete Kontrollmechanismen
zur Umsetzung dieses Rechts,

• den Aufbau von Verhandlungs-
macht und vertraglicher Kompe-
tenz auf Gewerkschafts- und
Arbeitgeberseite,

• die Schaffung einer effizienten
Arbeitsvermittlung,

• von Institutionen der beruflichen
Bildung

• und nicht zuletzt um den Aufbau
von Systemen sozialer Sicherheit.

All das ist, auch unter dem Druck von
Strukturanpassungsmaßnahmen, die
überschuldete Länder unter der Fe-
derführung der Bretton-Woods-
Institutionen über sich haben ergehen
lassen müssen, häufiger verschlechtert
als verbessert worden.

Die Entlassungswellen im öffentlichen
Dienst betroffener Staaten haben zu
einem drastischen Rückgang der Bil-
dungsausgaben geführt, um 38 Pro-
zent z. B. in Kenia, um 24 Prozent in
Sambia.

Andere für die Entwicklung einer Ar-
beitsmarktpolitik im Zeichen von Um-
bruchsituationen wichtige Vorausse t-
zungen wurden gleichermaßen durch
Strukturanpassungsprogramme ge-
schwächt. Die Beschäftigung im for-
mellen Sektor und damit die Beitrags-
grundlage für eine Arbeitslosenversi-
cherung schrumpfte. Die Industrie-
löhne schrumpften z. B. in Kenia von
1990 bis 1996 um die Hälfte, in Ma-
lawi um über 70 Prozent. Das wirkte
sich unmittelbar auf die Handlungsfä-
higkeit der Gewerkschaften und noch
dramatischer auf die Leistungsfähig-
keit der Systeme sozialer Sicherheit
aus.

Wir sind der Überzeugung, dass Ar-
mutsbekämpfung in der Entwick-
lungshilfe auch hier durch kompe n-
sierende Maßnahmen eintreten muss.
Gleichzeitig muss sie Reformen för-
dern, die die vorhandenen Institutio-
nen in die Lage versetzen, mit sich
rasch verändernden Bedingungen
zurecht zu kommen.

Die Erfüllung dieser Aufgabe würde
erleichtert, wenn die IAO dabei als
Zentralstelle für Informationen, Ana-
lysen und für die Debatte über Lö-
sungsstrategien anerkannt würde.

IV. Nachhaltige Investitionen
statt spekulativer Geldtransfers

Überversorgung mit kurzfristigem
Spekulationskapital und dessen ab-
rupter Entzug waren Teil des Ursa-
chenkomplexes, der die südostasiati-
sche Finanzkrise auslöste, aus der eine
echte Wirtschaftskrise und – in Indo-
nesien – eine Staatskrise wurde. Ähn-
lich verursachte Krisen hatten zuvor
und danach andere Entwicklungs-
und Schwellenländer betroffen.

Es kann kein Zweifel daran bestehen,
dass Länder mit hohem Kapitalbedarf
bei schon bestehender Verschuldung
vor allem auf langfristige Direktinves-
titionen angewiesen sind. Selbst für
die Inhaber und Verwalter großer Ka-
pitalmassen ist es langfristig günsti-
ger, nachhaltige Entwicklung mitzufi-
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nanzieren als ein krisenträchtiges Hin-
und Her von Geldströmen zu unter-
halten.

Aus diesem Grund muss in Genf auch
wieder das Projekt einer Abgabe auf
kurzfristige (spekulative) Kapitalbe-
wegungen erörtert werden. Instru-
mente nach der Art der Tobin-Tax
würden die internationalen Finanz-
akteure sanft auf die Bahn nachhalti-
ger Investitionen lenken.

In diesen Zusammenhang der Ver-
pflichtungen privater Akteure im
Rahmen globaler sozialpolitischer Ziel-
setzungen gehört auch das Investiti-
onsverhalten multinationaler Unter-
nehmen in Produktion und Dienst-
leistung. Ihre Investitionen konzent-
rieren sich auf einige wenige Staaten:
Industrieländer, Schwellenländer und
China. Es muss nach Wegen gesucht
werden, Direktinvestitionen stärker in
Entwicklungsländer mit sehr niedri-
gem Entwicklungsgrad zu lenken.
Von hohem Wert wäre eine Zunahme
von Investitionen im subsaharischen
Afrika. Das Ausbleiben solcher Inves-
titionen kann nicht auf das Scheitern
des MAI-Abkommens geschoben
werden. Hinreichende Sicherheiten
sind bilateral vereinbar. Beispiele er-
folgreicher Investitionen zeigen, dass
sich auch im subsaharischen Afrika
außerhalb der Ausnahmeländer Süd-
afrika, Namibia, Botswana und Mau-
ritius erfolgreich investieren lässt. Wir
halten es für eine Aufgabe der Staa-
ten, in denen wichtige multinationale
Unternehmen ansässig sind, in drei-
gliedrigen Gesprächen auf diese Un-
ternehmen einzuwirken, durch ihre
Investitionspolitik Entwicklungsbeiträ-
ge in den ärmsten Teilen der Welt zu
leisten. Hier kommt der Erklärung ü-
ber multinationale Unternehmen und
Sozialpolitik, die die IAO schon im
Jahr 1977 verabschiedet hatte, eine
zentrale Bedeutung zu. Sie beschreibt
Verhaltensweisen bei Investitionen in
Entwicklungsländern, die dazu beitra-
gen, dass diese optimal die Entwick-
lung der betroffenen Länder fördern.
Es geht z. B. um Fragen der berufli-
chen Bildung, des Aufbaus sozialer
Systeme und des sozialen Dialogs.
Transnationale Investitionsströme ma-
chen ein mehrfaches der öffentlichen
Finanztransfers aus. Es muss in Genf
der Versuch gemacht werden, sie
stärker auch sozialpolitischen und
entwicklungspolitischen Zielen dienst-
bar zu machen. Ein Instrument, um

zur Verfolgung solcher Ziele geeig-
nete Strukturen in Unternehmen auf-
zubauen, sind freiwillige Verhaltens-
kodizes, die sich nicht nur auf die
Gestaltung von Arbeitsverhältnissen,
sondern auch auf grundsätzliche Fra-
gen der Investitionspolitik zu beziehen
hätten.

V. Strukturanpassungs-
programme

Strukturanpassungsprogramme, so
wie sie von den Bretton-Woods-
Institutionen mit Nehmerländern aus-
gehandelt werden, bedürfen einer er-
neuten Revision unter sozialpoliti-
schen und entwicklungspolitischen
Gesichtspunkten. Das war schon eine
der Kernforderungen des Kopenha-
gener Gipfels und entspricht auch den
Einschätzungen der Leitungsorgane
des Internationalen Währungsfonds
und der Weltbank selbst. An der Um-
setzung dieses Ziels in Programme,
die der Wiederherstellung der inte r-
nationalen Zahlungsfähigkeit von
Ländern nicht den absoluten Vorrang
vor Entwicklungszielen einräumen,
fehlt es aber noch. Zwar enthalten
seit Anfang der 90er Jahre die meis-
ten Strukturanpassungsprogramme in
irgendeiner Form soziale Bestandteile,
die zumeist der Verbreitung absoluter
Armut durch die Wirkung der Struk-
turanpassungsprogramme selbst ent-
gegenwirken sollen. Überzeugende
Ergebnisse konnten aber nicht reali-
siert werden.

Inzwischen verfolgen die Bretton-
Woods-Institutionen den im Prinzip
richtigen Weg, betroffene Bevölke-
rungsgruppen und ihre Institutionen
als Akteure in die Entwicklung und
Umsetzung der Programme einzube-
ziehen. Woran es fehlt, ist die Bereit-
schaft, für die als notwendig erkannte
Einbeziehung auch einen Preis zu be-
zahlen. Partizipation kann nicht nach
dem Muster „Friss, Vogel oder stirb“
verlaufen. Die anfangs beschriebene
Zerstörung von Bildungschancen,
Chancen von Beschäftigung im for-
mellen Sektor und massiven Gehalts-
absenkungen können von Betroffe-
nen teils gar nicht, teils nur gegen
kompensatorische Garantien und
Rechte akzeptiert werden.

In vielen Ländern fahren Strukturan-
passungsprogramme nach wie vor
wie Schnellzüge an den Betroffenen

vorbei, aus deren Fenstern ihnen
Aufforderungen zur Mitbestimmung
der Fahrtrichtung zugerufen werden.

Strukturanpassungsprogramme brau-
chen Zeit, damit sie in partizipativen
Verfahren aufgestellt werden können.
Materielle Partizipation setzt verlang-
samte Anpassungsprozesse voraus,
damit entsprechend dem, was etwa
im Staatsektor abgebaut wird, Neues
im privaten Bereich oder im Bereich
der sozialen Sicherung aufgebaut
werden kann. n
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DAS GENFER AKTIONSPROGRAMM
Weitere Initiativen für die soziale Entwicklung

I. Politische Erklärung1

Fünf Jahre sind vergangen,
seit beim Weltgipfel der Ver-
einten Nationen für soziale

Entwicklung zum ersten Mal in der
Geschichte Staats- und Regie-
rungschefs zusammenkamen, um der
Bedeutung der sozialen Entwicklung
und des Wohlergehens aller Men-
schen Rechnung zu tragen und diesen
Zielen bis in das 21. Jahrhundert hin-
ein höchsten Vorrang zuzuerkennen.
Mit der Erklärung über soziale Ent-
wicklung2 und dem Aktionspro-
gramm3 von Kopenhagen wurde ein
neuer Konsens hergestellt, der be-
sagte, dass die Menschen in den
Mittelpunkt unserer Bemühungen um
nachhaltige Entwicklung zu stellen
sind, und wurde eine Verpflichtung
zur Beseitigung der Armut sowie zur
Förderung produktiver Vollbeschäfti-
gung und der sozialen Integration
eingegangen, um stabile, sichere und
gerechte Gesellschaften für alle Men-
schen zu schaffen.

2. Wir, die Regierungsvertreter,
die auf dieser Sondertagung der Ge-
neralversammlung in Genf zusam-
mentreffen, um das bisher Erreichte
und die noch bestehenden Hindernis-
se zu bewerten und um Beschlüsse ü-
ber weitere Initiativen zur Beschleuni-
gung der sozialen Entwicklung für alle
zu fassen, erklären erneut unseren
Willen und unsere Selbstverpflich-
tung, die Erklärung und das Aktions-
programm von Kopenhagen samt der
darin enthaltenen Strategien und ver-

                                                
1
 Vorauskopie des Deutschen Übersetzungs-

dienstes, Vereinte Nationen, New York. Der
endgültige amtliche Wortlaut der Überset-
zung des Dokuments A/RES/S-24/2 vom 15.
Dezember 2000 erscheint nach eingehender
Abstimmung aller Sprachfassungen und re-
daktioneller Überarbeitung im Offiziellen
Protokoll der Generalversammlung bzw. des
Sicherheitsrats.
2
 Abgedruckt in: Bericht des Weltgipfels für

soziale Entwicklung, Kopenhagen, 6.-12.
März 1995 (auszugsweise Übersetzung des
Dokuments A/CONF.166/9 vom 19. April
1995).
3
 Ebd.

einbarten Zielwerte umzusetzen. Die
Erklärung und das Aktionsprogramm
von Kopenhagen werden auch in den
kommenden Jahren den grundlegen-
den Rahmen für die soziale Entwick-
lung bilden.

3. Seit dem Gipfel hat der Ge-
danke, dass soziale Entwicklung übe r-
haupt nur in einem förderlichen Um-
feld gedeihen kann, an Verbreitung
und Gewicht gewonnen. Außerdem
ist man sich immer stärker dessen
bewusst, welche positiven Auswir-
kungen eine wirksame Sozialpolitik
für die wirtschaftliche und soziale
Entwicklung mit sich bringt. Unsere
Überprüfung und Bewertung hat er-
geben, dass die Regierungen, die zu-
ständigen internationalen Organisati-
onen und die Akteure der Zivilgesell-
schaft sich kontinuierlich darum be-
müht haben, das Wohl der Menschen
zu steigern und die Armut zu beseiti-
gen. Für die vollständige Umsetzung
der Erklärung und des Aktionspro-
gramms von Kopenhagen sind jedoch
weitere Maßnahmen notwendig.
Auch hat es sich gezeigt, dass es kei-
nen allein gültigen Weg zur Verwirkli-
chung der sozialen Entwicklung gibt
und dass alle über Erfahrungen, Wis-
sen und Informationen verfügen, die
es wert sind, geteilt zu werden.

4. Die Globalisierung und der
weiterhin rasche technische Fortschritt
bieten noch nie da gewesene Chan-
cen für die soziale und wirtschaftliche
Entwicklung. Gleichzeitig bringen sie
nach wie vor ernste Herausforderun-
gen mit sich, namentlich ausgedehnte
Finanzkrisen, Unsicherheit, Armut,
Ausgrenzung und Ungleichheit inne r-
halb der Gesellschaften und zwischen
den Völkern. Für die Entwicklungs-
länder, insbesondere die am wenigs-
ten entwickelten Länder, sowie für ei-
nige Übergangsländer bestehen noch
immer erhebliche Hindernisse im Hin-
blick auf ihre weitere Integration in
die Weltwirtschaft und ihre volle Teil-
habe an ihr. Wenn die Vorteile der
sozialen und wirtschaftlichen Entwick-
lung nicht allen Ländern zugänglich
gemacht werden, so werden immer

mehr Menschen in allen Ländern und
sogar ganze Regionen an den Rand
der Weltwirtschaft gedrängt bleiben.
Wir müssen jetzt handeln, um diese
Hindernisse für Menschen und Länder
zu überwinden und um die sich bie-
tenden Chancen zum Vorteil aller
Menschen in vollem Umfang zu nut-
zen.

5. Wir bekräftigen daher unsere
Entschlossenheit und unsere Pflicht,
die Armut zu beseitigen, eine produk-
tive Vollbeschäftigung zu fördern, die
soziale Integration zu fördern und ein
günstiges Umfeld für die soziale Ent-
wicklung zu schaffen. Die Wahrung
des Friedens und der Sicherheit inner-
halb der Nationen und zwischen die-
sen, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit,
die Förderung und der Schutz aller
Menschenrechte und Grundfreiheiten,
einschließlich des Rechts auf Ent-
wicklung, eine wirksame, transpa-
rente und rechenschaftspflichtige
Staatsführung, die Gleichstellung der
Geschlechter, die volle Achtung der
grundlegenden Prinzipien und Rechte
bei der Arbeit sowie der Rechte von
Wanderarbeitnehmern gehören zu
den wesentlichen Bestandteilen der
Verwirklichung einer sozialen und auf
den Menschen ausgerichteten nach-
haltigen Entwicklung. Die soziale
Entwicklung erfordert nicht nur Wirt-
schaftstätigkeit, sondern auch den
Abbau der ungleichen Verteilung des
Reichtums und eine gleichmäßigere
Verteilung der Früchte des Wirt-
schaftswachstums innerhalb der ein-
zelnen Länder und zwischen ihnen, so
auch die Verwirklichung eines offe-
nen, gerechten, sicheren, nichtdiskri-
minierenden, berechenbaren, trans-
parenten und multilateralen, auf Re-
geln gestützten internationalen Han-
delssy stems, das ein Höchstmaß an
Chancen eröffnet und soziale Ge-
rechtigkeit gewährleistet und dem
wechselseitigen Zusammenhang zwi-
schen sozialer Entwicklung und Wirt-
schaftswachstum Rechnung trägt.

6. Die Erklärung und das Akti-
onsprogramm von Kopenhagen müs-
sen auf allen Ebenen voll und wirksam

1.
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umgesetzt werden. Wir bekräftigen,
dass die soziale Entwicklung eine ein-
zelstaatliche Aufgabe ist, der indessen
ohne das kollektive Engagement und
die kollektiven Bemühungen der in-
ternationalen Gemeinschaft kein Er-
folg beschieden sein kann. Wir bitten
die Regierungen, die Vereinten Nati-
onen und die sonstigen zuständigen
internationalen Organisationen, im
Rahmen ihres jeweiligen Mandats die
Qualität und Konsistenz ihrer Unter-
stützung für die nachhaltige Entwick-
lung, insbesondere in Afrika und in
den am wenigsten entwickelten Län-
dern sowie in einigen Über-
gangsländern, zu verbessern und ihre
diesbezüglichen Anstrengungen auch
künftig zu koordinieren. Wir bitten sie
außerdem, koordinierte und ge-
schlechtsspezifisch differenzierende
soziale, wirtschaftliche und ökologi-
sche Konzepte zu erarbeiten, um die
Lücke zwischen den Zielen und dem
bisher Erreichten zu schließen. Dies
wiederum erfordert nicht nur erneu-
erten politischen Willen, sondern auch
die Mobilisierung und Zuweisung zu-
sätzlicher Ressourcen auf nationaler
wie auf internationaler Ebene. In die-
sem Zusammenhang werden wir da-
nach streben, den bisher noch nicht
erreichten international vereinbarten
Zielwert von 0,7 Prozent des Brutto-
sozialprodukts der entwickelten Län-
der für die gesamte öffentliche Ent-
wicklungshilfe so bald wie möglich zu
erreichen.

7. Wir erkennen an, dass die Fä-
higkeit vieler Entwicklungs- und auch
Übergangsländer, die soziale Ent-
wicklung zu fördern, durch überhöh-
ten Schuldendienst erheblich be-
schnitten wird. Wir erkennen auße r-
dem die Anstrengungen an, die ver-
schuldete Entwicklungsländer unter-
nehmen, um ihren Schulden-
dienstverpflichtungen trotz der hohen
damit verbundenen sozialen Kosten
nachzukommen. Wir bekräftigen un-
ser Versprechen, wirksame, ausgewo-
gene, entwicklungsorientierte und
dauerhafte Lösungen für die Aus-
landsverschuldungs- und Schulden-
dienstbelastung der Entwicklungslän-
der zu finden.

8. Der Kampf gegen die Armut
erfordert die aktive Mitwirkung der
Zivilge sellschaft und der in Armut le-
benden Menschen. Wir sind davon
überzeugt, dass der universelle Zu-
gang zu hochwertiger Bildung, so

auch zu Möglichkeiten zum Erwerb
der in einer wissensbasierten Wirt-
schaft erforderlichen Kompetenzen,
zu Gesundheits- und anderen grund-
legenden Sozialdiensten sowie die
Chancengleichheit bei der aktiven
Mitwirkung am Entwicklungsprozess
und der gemeinsamen Teilhabe an
seinen Vorteilen ausschlaggebend für
die Verwirklichung der Ziele der Er-
klärung und des Aktionsprogramms
von Kopenhagen sind. In Anbetracht
der diesbezüglichen Hauptverant-
wortung der Regierungen erkennen
wir an, wie wichtig die Stärkung von
Partnerschaften, je nach Sachlage,
zwischen dem öffentlichen Sektor,
dem Privatsektor und sonstigen in
Betracht kommenden Akteuren der
Zivilgesellschaft ist.

9. Wir verpflichten uns aufs
Neue, unsere Anstrengungen gezielt
und mit Vorrang auf die Bekämpfung
der Bedingungen zu richten, die
weltweit die Gesundheit, die Sicher-
heit, den Frieden, und das Wohl un-
serer Völker schwer bedrohen. Dazu
gehören: chronischer Hunger, Man-
gelernährung, Probleme im Zusam-
menhang mit unerlaubten Drogen,
die organisierte Kriminalität, Korrup-
tion, Naturkatastrophen, ausländische
Besetzung, bewaffnete Konflikte, un-
erlaubter Waffenhandel, Menschen-
handel, Terrorismus, Intoleranz und
Aufstachelung zu rassisch, ethnisch,
religiös oder anderweitig motiviertem
Hass, Fremdenfeindlichkeit sowie en-
demische, übertragbare und chroni-
sche Krankheiten, insbesondere
HIV/Aids, Malaria und Tuberkulose.

10. Wir bekunden erneut unsere
Entschlossenheit, die Solidarität mit
den in Armut lebenden Menschen zu
festigen, und verschreiben uns der
Stärkung von Politiken und Program-
men zur Schaffung integrativer, von
sozialem Zusammenhalt geprägter
Gesellschaften für alle Menschen –
Frauen, Männer und Kinder, Junge
und Alte –, insbesondere schwache,
benachteiligte und ausgegrenzte
Menschen. Wir erkennen an, dass
ihre besonderen Bedürfnisse konkrete,
gezielte Maßnahmen erfordern, damit
sie zu einem produktiveren und er-
füllteren Leben befähigt werden.

11. Eine Stärkung der internatio-
nalen Zusammenarbeit ist für die
Durchführung der Erklärung und des
Aktionsprogramms von Kopenhagen

und der auf der Sondertagung verab-
schiedeten weiteren Maßnahmen und
Initiativen sowie für die Bewältigung
der Herausforderungen der Globali-
sierung unerlässlich. Wir erkennen an,
dass wir weiter an einem breiten
Spektrum von Reformen zu Gunsten
eines stärkeren und stabileren inte r-
nationalen Finanzsystems arbeiten
müssen, das in der Lage ist, wirksa-
mer und rechtzeitig auf neue Ent-
wicklungsherausforderungen zu rea-
gieren. Wir erkennen an, dass die Re-
gierungen, die Regionalorganis-
ationen und alle Organe und Organi-
sationen des Systems der Vereinten
Nationen im Rahmen ihres jeweiligen
Mandats koordinierte Folge-
maßnahmen zu allen großen Konfe-
renzen und Gipfeltreffen ergreifen
müssen.

12. Entschlossen, unseren kollekti-
ven Anstrengungen zur Verbesserung
der Lebensbedingungen neuen Auf-
trieb zu verleihen, stellen wir im Fol-
genden weitere Initiativen zur voll-
ständigen Umsetzung der Erklärung
und des Aktionsprogramms von Ko-
penhagen vor. Zu Beginn des neuen
Jahrtausends und im Bewusstsein un-
serer Verantwortung gegenüber den
kommenden Generationen verpflich-
ten wir uns nachdrücklich auf soziale
Entwicklung, einschließlich sozialer
Gerechtigkeit, für alle in einer zune h-
mend globalisierten Welt. Wir laden
alle Menschen in allen Ländern und
aus allen Lebensbereichen sowie die
internationale Gemeinschaft ein, sich
mit erneuter Entschlossenheit unserer
gemeinsamen Vision einer gerechte-
ren und faireren Welt anzuschließen.

II. Gesamtüberprüfung und
-bewertung der Ergebnisse
des Weltgipfels für soziale
Entwicklung

1. Eine der wichtigsten Entwick-
lungen seit dem Weltgipfel für soziale
Entwicklung im März 1995 ist die Tat-
sache, dass der sozialen Entwicklung
in den einzelstaatlichen wie den inte r-
nationalen Politikzielen ein zuneh-
mend höherer Stellenwert beigemes-
sen wird. Der Gipfel zeigte auch, dass
die Staaten anerkennen, wie wichtig
es ist, soziale Verbesserungen zu ei-
nem festen Bestandteil der Entwick-
lungsstrategie auf einzelstaatlicher
wie auf internationaler Ebene zu ma-
chen und den Menschen in den Mit-
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telpunkt der Entwicklungsanstren-
gungen zu stellen. Die Überprüfung
und Bewertung der Umsetzung der
Gipfelergebnisse zeigt, dass viele neue
einzelstaatliche Politiken und Pro-
gramme eingeleitet wurden. Der
Gipfel hatte auch klare Auswirkungen
auf das System der Vereinten Natio-
nen, wo er zu einer neuen Schwe r-
punktsetzung in der Tätigkeit führte
und den Anstoß zu Maßnahmen gab.
Genauso klar hat sich jedoch auch ge-
zeigt, dass die Politikmaßnahmen auf
einzelstaatlicher und internationaler
Ebene uneinheitlich ausfielen. Trotz
verschiedener Fortschritte ist in man-
chen Schlüsselbereichen kaum ein
Vorankommen zu verzeichnen, und in
einigen anderen Bereichen sind Rück-
schritte unübersehbar. Wie unter ei-
nem der Hauptpunkte des analyti-
schen Berichts des Generalsekretärs4

festgestellt wurde, bestand eine der
wichtigsten Entwicklungen seit dem
Gipfel in der zunehmenden Ungleich-
heit innerhalb der Staaten und zwi-
schen ihnen. Die Verwirklichung der
auf dem Gipfel vereinbarten Ziele
wird erheblich stärkere und umfas-
sendere Maßnahmen und neue, inno-
vative Vorgehensweisen (siehe Teil III)
seitens aller nationalen und internati-
onalen, staatlichen und nichtstaatli-
chen Akteure verlangen, unter Be-
rücksichtigung der Ergebnisse der ein-
schlägigen Konferenzen und Gipfe l-
treffen der Vereinten Nationen.

2. Seit dem Gipfel haben sich
durch die Globalisierung neue He r-
ausforderungen für die Erfüllung der
dort eingegangenen Verpflichtungen
und die Verwirklichung der Ziele des
Gipfels ergeben. Globalisierung und
Interdependenz haben viele wertvolle
Chancen eröffnet, können indessen
aber auch Schäden und Kosten mit
sich bringen. In der Tat haben diese
Kräfte sich beschleunigt und stellen
die Fähigkeit der Regierungen und
der internationalen Gemeinschaft, sie
zum Nutzen aller zu steuern, oftmals
schwer auf die Probe. Mancherorts
war das Wirtschaftswachstum beein-
druckend, anderswo enttäuschend.
Der derzeitige Ablauf der Globalisie-
rung hat zur Verunsicherung bei-
getragen, da einige Länder, insbeson-
dere Entwicklungsländer, an den
Rand der Weltwirtschaft gedrängt
wurden. Die zunehmende Interde-
pendenz der Nationen, die dazu führt,

                                                
4
 A/AC.253/13-E/CN.5/2000/2.

dass sich wirtschaftliche Schocks über
Landesgrenzen hinweg ausbreiten
und größere Ungleichheit entsteht,
zeigt die Schwächen der auf interna-
tionaler und nationaler Ebene beste-
henden institutionellen Vorkehrungen
und Wirtschafts- und Sozialpolitiken
auf und lässt erneut deutlich werden,
wie wichtig es ist, sie durch geeignete
Reformen zu stärken. Es wird weithin
anerkannt, dass die negativen sozia-
len und wirtschaftlichen Folgen der
Globalisierung durch kollektive Maß-
nahmen vorausschauend erkannt und
abgefangen werden müssen und dass
ihr Nutzen für alle Mitglieder der Ge-
sellschaft, einschließlich derjenigen
mit besonderen Bedürfnissen, opti-
miert werden muss. Für die meisten
Entwicklungsländer haben sich die
internationalen Austauschrelationen
verschlechtert, und der Zufluss kon-
zessionärer Mittel ist zurückgegan-
gen. Die hohe Schuldenlast hat die
Fähigkeit vieler Staaten, den Schul-
dendienst für ihre zunehmende Aus-
landsverschuldung zu leisten, ge-
schwächt und die für die soziale Ent-
wicklung verfügbaren Ressourcen
schwinden lassen. Unzweckmäßig
konzipierte Strukturanpassungspro-
gramme haben die Steuerungskapa-
zität der öffentlichen Institutionen
sowie die Fähigkeit der Regierungen
untergraben, auf die sozialen Ent-
wicklungsbedürfnisse der schwachen
und verwundbaren Mitglieder der Ge-
sellschaft einzugehen und an-
gemessene soziale Dienste bereitzu-
stellen.

3. Seit dem Gipfel wurden im
Kontext des wirtschaftlichen, politi-
schen, sozialen, rechtlichen, kulturel-
len und historischen Umfelds der ein-
zelnen Staaten Politiken und Pro-
gramme zur Herbeiführung der sozi-
alen Entwicklung durchgeführt. Das
Interesse daran, mittels der Wechse l-
beziehung zwischen wirtschaftlicher
und sozialer Entwicklung und Um-
weltschutz verstärkt ein förderliches
Umfeld für die nachhaltige Entwick-
lung herzustellen, ist gestiegen. Auf
dieses einzelstaatliche Umfeld haben
jedoch in zunehmendem Maße glo-
bale Einflüsse und Kräfte eingewirkt,
die sich der Kontrolle der jeweiligen
Regierung entziehen. Der sozialen
Entwicklung stehen nach wie vor
schwerwiegende Hindernisse entge-
gen, die vielfach bereits auf dem
Gipfel aufgezeigt wurden; dazu ge-
hören chronischer Hunger, Mangeler-

nährung, Probleme im Zusammen-
hang mit unerlaubten Drogen, die or-
ganisierte Kriminalität, Korruption,
ausländische Besetzung, bewaffnete
Konflikte, unerlaubter Waffenhandel,
Terrorismus, Intoleranz und Aufsta-
chelung zu rassisch, ethnisch, religiös
oder anderweitig motiviertem Hass,
Fremdenfeindlichkeit, endemische, ü-
bertragbare und chronische Krank-
heiten, insbesondere HIV/Aids, Mala-
ria und Tuberkulose, sowie Wirt-
schaftssanktionen und einseitige
Maßnahmen, die nicht mit dem Völ-
kerrecht und der Charta der Vereinten
Nationen im Einklang stehen.

4. Die Grundziele der Entwick-
lung bestehen letztlich darin, die Le-
bensbedingungen der Menschen zu
verbessern und sie zur vollen Teilhabe
am wirtschaftlichen, politischen und
sozialen Leben zu befähigen. Einige
Regierungen haben in Partnerschaft
mit anderen Akteuren zur Schaffung
eines förderlichen Umfelds für die so-
ziale Entwicklung beigetragen, indem
sie Maßnahmen ergriffen, um Demo-
kratie und Transparenz in den Ent-
scheidungsprozessen, Rechtsstaatlich-
keit, Rechenschaftspflicht der staatli-
chen Institutionen, die Ermächtigung
der Frau und die Gleichstellung der
Geschlechter zu gewährleisten. Dar-
über hinaus wurden Anstrengungen
unternommen, um Frieden und Si-
cherheit, die Achtung aller Men-
schenrechte und Grundfreiheiten, ein-
schließlich des Rechts auf Entwick-
lung, sowie Toleranz und Respekt für
die kulturelle und ethnische Vielfalt zu
fördern. Auf allen diesen Gebieten
waren die Fortschritte jedoch unein-
heitlich, und weitere Anstrengungen
sind erforderlich.

5. Auf dem Gebiet der grundle-
genden sozialen Dienste und der öf-
fentlichen Entwicklungshilfe wurden
auf dem Gipfel quantitative Zielwerte
beschlossen und bekräftigt. Neun der
insgesamt 13 Ziele sollten im Jahr
2000 erreicht werden, nämlich die
Zielwerte für die Bereiche Bildung,
Analphabetenquote bei Erwachsenen,
Verbesserung des Zugangs zu sicherer
Wasserversorgung und Abwasserent-
sorgung, Mangelernährung bei Kin-
dern unter fünf Jahren, Mütter-
sterblichkeit, Säuglingssterblichkeit
und Sterblichkeitsrate der Kinder un-
ter fünf Jahren, Lebenserwartung,
Sterblichkeit und Morbidität auf
Grund von Ma laria, sowie erschwing-
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licher und angemessener Wohnraum
für alle. Aus den verfügbaren Daten
geht hervor, dass die Fortschritte in
diesen Bereichen nach wie vor unzu-
länglich sind. Was beispielsweise den
Bildungsbereich angeht, liegt die
Schulbesuchsrate in 29 Ländern noch
immer unter 50 Prozent, wobei der
Zielwert bei 80 Prozent der Kinder im
Primarschulalter liegt.

6. Die Integration einer Gleich-
stellungsperspektive in sämtliche Poli-
tikbereiche wird auf breiter Basis ak-
zeptiert, doch hat die Umsetzung die-
ses Konzepts in einigen Teilen der
Welt häufig noch nicht begonnen. In
vielen Ländern leiden Frauen nach
wie vor unter Diskriminierung hin-
sichtlich des vollen Genusses aller
Menschenrechte.

7. Die Zusammenstellung breit
gefächerter und aufgeschlüsselter
Daten durch die Regierungen, und
zwar sowohl qualitativer als auch
quantitativer Indikatoren, zur Bewer-
tung der Fortschritte in den Zielbere i-
chen war eine erhebliche Herausfor-
derung. In dieser Hinsicht können die
Regierungen bei Bedarf internationale
Organisationen um Hilfe ersuchen.
Seit dem Gipfel wurden Anstrengun-
gen unternommen, um die Qualität
und Aktualität der Daten zu verbe s-
sern und die Zahl der erfassten Länder
zu erhöhen.

8. In Anbetracht der Art und des
breiten Geltungsbereiches vieler der in
Kopenhagen gesetzten Ziele und
Zielwerte sowie angesichts der un-
vermeidba ren Verzögerungen zwi-
schen der Einleitung von Politiken und
der Erzielung messbarer Ergebnisse
wird es noch einige Zeit dauern, bis
die Auswirkungen neuer Politiken und
Programme umfassend evaluiert we r-
den können. Die nachstehenden Be-
wertungen lassen sich jedoch bereits
jetzt vornehmen.

Beseitigung der Armut
9. Eines der wichtigsten Gipfeler-
gebnisse bestand darin, das Ziel der
Armutsbeseitigung in den Mittelpunkt
der politischen Agenda auf nationaler
wie internationaler Ebene zu stellen.
Auf internationaler Ebene beeinfluss-
ten die in Kopenhagen verabschiede-
ten Entwicklungsziele in zunehmen-
dem Maße die Politiken und die Pla-
nung bilateraler und multilateraler
Entwicklungspartner. Viele Regierun-

gen legten innerstaatliche Zielwerte
für die Armutsminderung fest und ar-
beiteten Pläne und Strategien zur Ar-
mutsbekämpfung aus, so auch durch
die Förderung der Beschäftigung und
die Entwicklung beziehungsweise
Stärkung von Instrumenten zur Be-
wertung der erzielten Fortschritte.
Manche Regierungen entwickelten
bereits bestehende Pläne, Programme
und Maßnahmen zur Armutsbe-
kämpfung weiter. Kleinstkrediten und
anderen Finanzinstrumenten wurde
als wirksamen Mitteln zur Erschlie-
ßung des Selbsthilfepotenzials der
Armen zunehmende Aufmerksamkeit
zugewandt, und viele Länder er-
weiterten den Zugang zu solchen
Programmen. Viele Länder haben
Verbesserungen hinsichtlich der Al-
phabetisierung, der Lebenserwartung,
des Schulbesuchs und der Verfügbar-
keit einer sozialen Grundversorgung
erzielt und konnten ihre Sozialschutz-
systeme stärken und die Säuglings-
sterblichkeit senken. Allerdings waren
die Fortschritte unausgewogen und
zeigten weiter bestehende Disparitä-
ten beim Zugang zur sozialen Grund-
versorgung auf, darunter mangelnden
Zugang zu guter Bildung. In diesem
Zusammenhang sind die zunehmende
Feminisierung der Armut sowie der
ungleiche Bildungszugang für Mäd-
chen besonders besorgniserregend.
So konnten zwar die Länder Ostasiens
und im Pazifik ähnlich hohe Schulbe-
suchsquoten erzielen wie die entwi-
ckelten Länder, doch hat in Afrika
beinahe ein Drittel der Kinder im
schulpflichtigen Alter nach wie vor
keinen Zugang zu irgendeiner Form
der Bildung. In Südasien erhalten
schätzungsweise 50 Millionen Kinder
keine Primarschulbildung. Auch in ei-
nigen Übergangsländern sinken die
Schulbesuchsquoten. Gruppen mit
besonderen Bedürfnissen sind auf
unterschiedliche Weise ebenfalls von
sozialer Ausgrenzung und von Armut
betroffen. In vielen Ländern reichen
die Maßnahmen zur Verbesserung
ihrer Situation nicht aus.

10. Bei der Armutsbekämpfung
waren gemischte Fortschritte zu ver-
zeichnen. In vielen Ländern ist die
Zahl der in Armut lebenden Men-
schen seit 1995 angestiegen. In vielen
Entwicklungsländern verschlechterte
sich die Bereitstellung von sozialen
Diensten, wodurch viele Menschen
ohne Zugang zu einer sozialen
Grundversorgung blieben. Armutsbe-

kämpfungsmaßnahmen wurden
durch fehlende Ressourcen, einen un-
zureichenden wirtschaftlichen Ent-
wicklungsstand und die sich in den
meisten Fällen verschlechternden in-
ternationalen Austauschverhältnisse
sowie eine schwache Infrastruktur
und ineffiziente Verwaltungssysteme
untergraben. Demografische Verän-
derungen in vielen Teilen der Welt
führten zu neuen Herausforderungen
und schufen neue Hindernisse für die
Armutsbekämpfung. In Afrika und in
den am wenigsten entwickelten Län-
dern ist das Wirtschaftswachstum
gerade erst wieder in Gang ge-
kommen. Ferner vollziehen sich in
manchen Übergangsländern die wirt-
schaftlichen Reformen nur langsam,
und die soziale Absicherung ist
schwächer geworden. In mehreren
entwickelten Ländern verbesserten
sich die Lebensbedingungen vieler
Menschen durch das Wirtschafts-
wachstum und durch steigende Ein-
kommen. In manchen entwickelten
Ländern jedoch trug Arbeitslosigkeit
zu Situationen der Ungleichheit, der
Armut und der sozialen Ausgrenzung
bei. Die von den jüngsten internatio-
nalen Krisen betroffenen Länder ver-
zeichneten einen starken Anstieg der
Armut, insbesondere unter Frauen
und Gruppen mit besonderen Bedürf-
nissen, und der Arbeitslosigkeit. Ob-
schon es inzwischen wieder Anzei-
chen für ein Wiederaufleben des
Wachstums gibt, sind die von diesen
Ländern bei der Armutsbekämpfung
und bei der Förderung der Beschäfti-
gung erzielten Fortschritte durch die
schweren Einbußen in diesem Bereich
um mehrere Jahre zurückgeworfen
worden.

11. Auf dem Gipfel und auf der
Vierten Weltfrauenkonferenz in Bei-
jing erkannte die internationale Ge-
meinschaft ausdrücklich an, dass
Frauen und Männer Armut unter-
schiedlich und ungleich erfahren, dass
sich die Prozesse, die zu ihrer Verar-
mung führen, unterscheiden, und
dass die Ursachen der Armut nur
dann verstanden oder durch öffentli-
ches Handeln angegangen werden
können, wenn diese Unterschiede
Berücksichtigung finden. Die auch
weiterhin fortdauernde Diskriminie-
rung der Frau auf dem Arbeitsmarkt,
das existierende Lohngefälle, der un-
gleichberechtigte Zugang zu Produk-
tionsressourcen und Kapital sowie zu
Bildung und Ausbildung und die so-
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ziokulturellen Faktoren, die die Bezie-
hungen zwischen den Geschlechtern
nach wie vor beeinflussen und die be-
stehende Diskriminierung von Frauen
aufrechterhalten, behindern nach wie
vor die Ausstattung der Frau mit wirt-
schaftlicher Macht und verschärfen
die Feminisierung der Armut. Die
Gleichstellung von Frauen und Män-
nern wird weithin als wesentliche
Voraussetzung der sozialen Entwick-
lung anerkannt, doch ihre Verwirkli-
chung, so auch durch die Integration
einer Gleichstellungsperspektive in
alle Politiken und Programmen zur
Armutsbeseitigung und zur Ermächti-
gung der Frau, lässt noch auf sich
warten.

Vollbeschäftigung
12. Wenngleich seit dem Gipfel
insgesamt nur schleppende und un-
ausgewogene Fortschritte bei der
Senkung der Arbeitslosigkeit erzielt
wurden, widmeten die Regierungen
und die Zivilgesellschaft, so auch der
Privatsektor, doch dem Ziel der Voll-
beschäftigung sowie den Politiken zu
Gunsten des Beschäftigungs-
wachstums verstärkte Aufmerksam-
keit, und die Vollbeschäftigung wurde
wieder als ein erreichbares Ziel ange-
sehen. In Anerkennung der zentralen
Bedeutung der Beschäftigung für die
Armutsbekämpfung und die soziale
Eingliederung wurde die Beschäfti-
gungsförderung vermehrt in den
Mittelpunkt der sozioökonomischen
Entwicklung gerückt.

13. Die internationale Gemein-
schaft erkannte darüber hinaus die
Notwendigkeit an, eine Beschäftigung
zu fördern, die den von der Internati-
onalen Arbeitsorganisation (IAO) und
anderen internationalen Mechanis-
men aufgestellten Arbeitsnormen ent-
spricht, darunter das Verbot von
Zwangs- und Kinderarbeit, die Ga-
rantie des Rechts auf Vereinigungs-
freiheit und auf Tarifverhandlungen,
auf gleiche Entlohnung für Männer
und Frauen für gleichwertige Arbeit
sowie auf Nichtdiskriminierung am
Arbeitsplatz. Dies fand Niederschlag
in der von der IAO verabschiedeten
Erklärung über grundlegende Prin-
zipien und Rechte bei der Arbeit und
ihre Folgemaßnahmen5 sowie in dem
einstimmig verabschiedeten Überein-
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 Am 18. Juni 1998 von der Internationalen

Arbeitskonferenz auf ihrer 86. Tagung verab-
schiedet.

kommen der IAO über die Beseiti-
gung der schlimmsten Formen der
Kinderarbeit6. Zwar wurden in dieser
Hinsicht einige Fortschritte erzielt,
doch steht die universelle Ratifikation
der entsprechenden IAO-Über-
einkommen noch aus.

14. Viele entwickelte Länder ver-
stärkten ihre aktiven Maßnahmen zur
Beschäftigungsförderung, darunter
die Einführung von Programmen zur
Schaffung von Arbeitsplätzen im Be-
reich der sozialen Dienstleistungen
und in der Bereitstellung anderer öf-
fentlicher Güter. Diese Aktivitäten
sind zum Teil vergleichsweise arbeits-
intensiv und entsprechen auch der
zunehmenden Nachfrage nach per-
sönlichen Dienstleistungen, insbeson-
dere für ältere Menschen. In den
Entwicklungs- und den Übergangs-
ländern erwiesen sich arbeitsintensive
Programme im Bereich öffentliche Ar-
beiten, insbesondere Infrastruktur-
investitionen in Straßen zur Erschlie-
ßung ländlicher Gebiete, namentlich
Straßen, die von landwirtschaftlichen
Betrieben zu den Märkten führen, in
die Umweltsanierung, in die Bewäs-
serung und in Stadterneuerungspro-
gramme, als wirksame Mittel zur För-
derung der Beschäftigung und zur
Anregung einer auf den Menschen
ausgerichteten nachhaltigen Ent-
wicklung. Die wichtige Rolle der Bil-
dung sowie der Berufsaus- und -
weiterbildung auf allen Ebenen für die
Beschäftigungsförderung, namentlich
auf lange Sicht, wird in zunehmen-
dem Maße anerkannt.

15. In den meisten Ländern nahm
zwar die Beschäftigung von Frauen
stetig zu, doch stellt sich dem gleich-
berechtigten Zugang der Frauen zum
Arbeitsmarkt und zur Teilhabe an die-
sem auch weiterhin eine geschlechts-
bedingte Ungleichbehandlung entge-
gen, die vor allem in der Lohndrift
und in dem unverhältnismäßig hohen
Anteil der Frau an den Familien-
pflichten zum Ausdruck kommt. Dar-
über hinaus sind Frauen in den Län-
dern, in denen es an angemessenen
Beschäftigungsmöglichkeiten fehlt
beziehungsweise in denen die Be-
schäftigungsquote sinkt, oftmals un-
verhältnismäßig stark betroffen und
gezwungen, in den niedrig bezahlten
informellen Sektor auszuweichen und
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 Am 17. Juni 1999 von der Internationalen

Arbeitskonferenz auf ihrer 87. Tagung verab-
schiedet.

die sozialen Sicherungsnetze zu ver-
lassen. In vielen Teilen der Welt
führte diese Situation auch zu Armut
und sozialer Ausgrenzung mit un-
menschlichen Folgen wie Zwangs-
prostitution, Frauen- und Kinderhan-
del für die Zwecke der Prostitution
sowie sexueller und anderer Formen
der Ausbeutung und zu den
schlimmsten Formen der Kinderarbeit.
Gleichzeitig wird die von Frauen ge-
leistete unbezahlte Arbeit nach wie
vor nicht anerkannt und findet keinen
Eingang in die volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen. Bis heute wurden
keine universellen Messgrößen zur
Bewertung der unbezahlten Arbeit
von Frauen geschaffen.

16. Seit dem Gipfel ist eine Zu-
nahme von Gelegenheitsarbeit und
informellen Beschäftigungsverhältnis-
sen zu verzeichnen. In den industriali-
sierten Volkswirtschaften mit ihren
zunehmend flexiblen Arbeitsmärkten
und ihren neuen Mechanismen zur
Untervergabe von Aufträgen bestand
eine steigende Tendenz zu dem Be-
schäftigungsverhältnis der Gelegen-
heitsarbeit. In den Entwicklungs-
ländern führte neben anderen Fakto-
ren die Stagnation des Beschä fti-
gungswachstums im formellen Sektor
dazu, dass viele Menschen, insbeson-
dere Frauen, Arbeit im informellen
Sektor suchten und verstärkt in att-
raktivere Arbeitsmärkte in anderen
Ländern abwanderten. Das Beschäfti-
gungswachstum ist zwar nach wie vor
das wirksamste Mittel zur Armuts-
minderung, doch scheint es eine
wachsende Zahl beschäftigter und
unterbeschäftigter Menschen, insbe-
sondere Frauen, zu geben, die nur ü-
ber geringe Arbeitsplatzsicherheit
verfügen, Niedriglöhne beziehen und
kaum sozialen Schutz genießen. In ei-
ner Reihe von Ländern wurde in den
vergangenen Jahren beträchtliche
Aufmerksamkeit auf diese Frage ver-
wandt, namentlich auch auf die Era r-
beitung neuer Initiativen. In einigen
Übergangsländern gab es ein aus-
uferndes Wachstum der Schattenwirt-
schaft.

17. Zur Bekämpfung der sozialen
Ausgrenzung wurden Anstrengungen
unternommen, um Maßnahmen der
Einkommensbeihilfe mit aktiver Ar-
beitsmarktpolitik zu Gunsten der am
Rande des Arbeitsmarkts stehenden
Personen zu verknüpfen. Diese Maß-
nahmen werden in zunehmendem
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Maße als wichtiges Instrument zur
Senkung der Sozialhilfeabhängigkeit
sowie zur Wiedereingliederung von
Personen in die Arbeitswelt und in die
Gesellschaft angesehen.

18. In einer Reihe von Lände rn
trug der zwischen Arbeitgebern, Ar-
beitnehmern und den Regierungen
geführte Sozialdialog zur sozialen und
wirtschaftlichen Entwicklung bei.

Soziale Integration
19. Die soziale Integration ist eine
Voraussetzung für die Schaffung har-
monischer, friedlicher und integrativer
Gesellschaften. Die Förderung und
der Schutz aller Menschenrechte und
Grundfreiheiten, die Förderung einer
Kultur des Friedens, der Toleranz und
der Gewaltlosigkeit, die Achtung der
kulturellen und religiösen Vielfalt, die
Beseitigung aller Formen der Diskri-
minierung, die Chancengleichheit
beim Zugang zu Produktionsressour-
cen sowie ein partizipatorisches staat-
liches Handeln sind wichtig für die so-
ziale Integration. Die Regierungen
entwickelten neue Politikinstrumente,
richteten institutionelle Vorkehrungen
ein, stärkten die Teilhabe aller gesell-
schaftlichen Akteure und den Dialog
mit diesen und leiteten Programme
zur Förderung des sozialen Zu-
sammenhalts und der Solidarität ein.
Dennoch verursachten mangelnder
Bildungszugang, hartnäckiges Weiter-
bestehen von Armut und Arbeitslo-
sigkeit sowie ungleicher Zugang zu
Chancen und Ressourcen soziale Aus-
grenzung und Marginalisierung. Im-
mer mehr Menschen geraten auf
Grund ungleich verteilter Chancen,
Ressourcen und Einkommen sowie ei-
nes ungleichen Zugangs zu Arbeits-
plätzen und sozialen Dienstleistungen
in Armut. In vielen Ländern wächst
die Kluft zwischen Menschen mit
hochwertigen, gut bezahlten Arbeits-
plätzen und denen mit schlecht be-
zahlten, unsicheren Arbeitsplätzen mit
geringem sozialem Schutz. Infolge
fortgesetzter Diskriminierung und
Ausgrenzung sehen sich Frauen und
Mädchen in dieser Hinsicht besonde-
ren Nachteilen gegenüber.

20. Die Regierungen haben Fort-
schritte bei der Förderung integrati-
verer Gesellschaften erzielt. Die Übe r-
nahme demokratischer Regierungs-
formen in immer mehr Ländern bietet
allen die Chance, an allen Bereichen
des öffentlichen Lebens teilzuhaben.

Die Devolution politischer Macht, die
Dezentralisierung der Verwaltung und
die Entwicklung von Orts- und Ge-
meindebehörden trugen in manchen
Fällen zur Schaffung integrativer und
partizipatorischer Gesellschaften bei.
In manchen Ländern wurden darüber
hinaus auch Konsultativregelungen
geschaffen, die eine Beteiligung brei-
terer Kreise an der Planung und Eva-
luierung politischer Maßnahmen er-
möglichen. In diesen Ländern sind die
Regierungen ebenso wie die Bürger-
gesellschaft, einschließlich des Privat-
sektors, an diesen Prozessen beteiligt.
Die Stärkung der Zivilgesellschaft, ein-
schließlich der nichtstaatlichen Orga-
nisationen und freiwilligen Hilfswerke,
ist eine erfreuliche Entwicklung. In
vielen Ländern gibt dies den Men-
schen die Mittel an die Hand, im
Rahmen von Partnerschaften mit den
Regierungen zusammenzuarbeiten
und so gemeinsame Interessen zu
fördern und zu schützen und die Ar-
beit des öffentlichen Sektors zu er-
gänzen. Die Förderung und der
Schutz aller Menschenrechte ein-
schließlich des Rechts auf Entwicklung
ist ein wichtiger Bestandteil der För-
derung sozialer Integration. In diesem
Zusammenhang ist festzustellen, dass
die Gesamtzahl der Ratifikationen in-
ternationaler Rechtsakte auf dem Ge-
biet der Menschenrechte seit dem
Gipfel erheblich angestiegen ist, dass
eine universelle Ratifikation indessen
noch nicht erreicht wurde.

21. Die Regierungen führten ein
breites Spektrum von Politiken und
Programmen durch, um auf die be-
sonderen Bedürfnisse schwacher und
benachteiligter Gesellschaftsgruppen
einzugehen und ihre Teilhabe am
Entwicklungsprozess unter anderem
durch die Bereitstellung von sozialen
Diensten, Be schäftigungsmöglich-
keiten, Krediten, Möglichkeiten zum
Erwerb von Qua lifikationen und Aus-
bildung zu stärken. Auf diesem Gebiet
sind jedoch weitere Anstrengungen
erforderlich.

22. Zum Schutz von Einwanderern
und Wanderarbeitnehmern musste
ein breit gefächertes Spektrum ge-
zielter politischer Maßnahmen durch-
geführt werden. Die Regierungen
wurden nachdrücklich aufgefordert,
für den Schutz der Menschenrechte
und der Würde von Migranten unge-
achtet ihrer Rechtsstellung zu sorgen.
Außerdem wurden sie aufgefordert,

sich verstärkt um die Bereitstellung
einer sozialen Grundversorgung, die
Erleichterung der Familienzusam-
menführung und die Förderung der
sozialen und wirtschaftlichen Ein-
gliederung legaler Migranten zu be-
mühen und ihre Gleichbehandlung
vor dem Gesetz zu gewährleisten.
Bisher hat es noch nicht die genügen-
de Zahl von Beitritten zu der Interna-
tionalen Konvention zum Schutz der
Rechte aller Wanderarbeitnehmer und
ihrer Familienangehörigen7 bezie-
hungsweise von Ratifikationen dieses
Übereinkommens gegeben, um es in
Kraft treten zu lassen. Bei der Durch-
führung der internationalen Rechts-
akte zum Schutz von Migranten wur-
den seit dem Gipfel nur begrenzte
Fortschritte erzielt, und es gab auch
weiterhin Probleme im Zusammen-
hang mit der Verletzung der Men-
schenrechte von Migranten. In vielen
Teilen der Welt wurden Migranten
Opfer von Diskriminierung, und le-
gale Migranten erhielten keinen an-
gemessenen sozialen Schutz.

23. Obgleich versucht wurde, den
Ursachen von Flüchtlings- und Ver-
triebenenströmen und den resultie-
renden Belastungen entgegenzutre-
ten, benötigten viele Länder, insbe-
sondere diejenigen, die große Flücht-
lingsbevölkerungen beherbergten,
internationale Unterstützung bei der
Bereitstellung einer sozialen Grund-
versorgung.

24. In allen Regionen der Erde gab
es ein schrittweises, wenn auch un-
ausgewogenes Vorankommen in Be-
zug auf die Gleichstellung von Frauen
und Männern und die Geschlechter-
gerechtigkeit; dennoch sind Frauen in
Krisenzeiten und Zeiten der wirt-
schaftlichen Umstrukturierung unver-
ändert am härte sten betroffen. Zwar
haben viele Länder nationale Strate-
gien zur Umsetzung der Erklärung8

und der Aktionsplattform9 von Beijing
verabschiedet, darunter auch allge-
meine grundsatzpolitische Empfeh-
lungen und spezifische Aktionspläne,
doch waren die konkreten Fortschritte
bei der Verbesserung der Stellung der
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 Resolution 45/158 der Generalversamm-

lung, Anlage.
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 Bericht der Vierten Weltfrauenkonferenz,

Beijing, 4.-15. September 1995 (auszugswei-
se Übersetzung des Dokuments
A/CONF.177/20 vom 15. Oktober 1995)
Kap. I, Resolution 1, Anlage I.
9
 Ebd., Anlage II.
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Frau und bei der Förderung der
Gleichstellung der Geschlechter nur
schleppend und uneinheitlich. Das
Vorkommen aller Formen der Gewalt
gegen Frauen und Mädchen ist ein
fortbestehendes Problem in allen
Ländern und schafft Hindernisse für
die soziale Integration, indem es Fort-
schritte bei der Gleichstellung der Ge-
schlechter behindert und Frauen den
vollen Genuss ihrer Menschenrechte
verwehrt.

25. Es wird nach wie vor ane r-
kannt, dass die Familie die Grundein-
heit der Gesellschaft bildet, dass sie
eine Schlüsselrolle bei der sozialen
Entwicklung spielt und eine treibende
Kraft für den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt und die soziale Integrati-
on ist. In verschiedenen kulturellen,
politischen und sozialen Systemen
gibt es unterschiedliche Formen der
Familie.

26. Die Zunahme gewaltsamer
Konflikte, namentlich Konflikte um
Fragen der lokalen Autonomie und
der ethnischen Identität sowie um die
Ressourcenverteilung, behinderte die
soziale Integration und lenkte die
Aufmerksamkeit wie die Ressourcen
von der sozialen und der wirtschaftli-
chen Entwicklung hin zur Konfliktbe-
wältigung. Diese Entwicklung hat
hervorgehoben, wie wichtig soziale
Integration und Zugang zu einer sozi-
alen Grundversorgung für die Kri-
senprävention sind. Die Wichtigkeit,
die dem Zugang zu einer sozialen
Grundversorgung in Konfliktsituatio-
nen sowie der sozialen Integration in
Konfliktfolgesituationen als Instru-
ment der Vorbeugung zukommt,
wurde ebenfalls hervorgehoben.

27. Die Hindernisse bei der Ver-
wirklichung des Selbstbestimmungs-
rechts der Völker, insbesondere derje-
nigen, die unter kolonialer oder an-
deren Formen der Fremdherrschaft
oder der ausländischen Besetzung
stehen, wirkten sich auch weiterhin
nachteilig auf die Verwirklichung ihrer
sozialen und wirtschaftlichen Ent-
wicklung aus.

28. In einigen Ländern wird die so-
ziale Entwicklung durch einseitige
Maßnahmen beeinträchtigt, die nicht
mit dem Völkerrecht und der Charta
der Vereinten Nationen in Einklang
stehen und Hindernisse für die Han-
delsbeziehungen zwischen Staaten

aufwerfen, die volle Verwirklichung
der sozialen und wirtschaftlichen
Entwicklung behindern und dem
Wohlergehen der Bevölkerung der
betroffenen Ländern entgegenstehen.

Afrika und die am wenigsten
entwickelten Länder
29. Auf dem Weltgipfel für soziale
Entwicklung verpflichteten sich die
Regierungen, die wirtschaftliche und
soziale Entwicklung sowie die Er-
schließung der Humanressourcen Af-
rikas und der am wenigsten entwi-
ckelten Länder zu beschleunigen. Die
Erfüllung vieler der auf dem Gipfel
gesetzten Ziele durch die betreffen-
den Länder und ihre internationalen
Partner steht bislang noch aus; aller-
dings wurden die Anstrengungen Af-
rikas und der am wenigsten ent-
wickelten Länder in diesem Zusam-
menhang von den Gebern auch we i-
terhin unterstützt.

30. Die sich verschlechternde sozi-
ale und wirtschaftliche Lage der am
wenigsten entwickelten Länder ver-
langt vorrangige Aufmerksamkeit für
die zahlreichen internationalen Ver-
pflichtungen zu Gunsten der Ent-
wicklung, die diesen Ländern gegen-
über abgegeben, jedoch nicht ein-
gehalten wurden. Der Anteil vieler der
am wenigsten entwickelten Länder an
der öffentlichen Entwicklungshilfe
sank, und bei der Erfüllung des ein-
vernehmlich vereinbarten Ziels, 0,15
bis 0,2 Prozent des Bruttosozialpro-
dukts als öffentliche Entwicklungshilfe
für die am wenigsten entwickelten
Länder bereitzustellen, wurden keine
Fortschritte erzielt. Die von den Ver-
einten Nationen und den ihnen ange-
schlossenen Organisationen geleistete
technische Zusammenarbeit ging seit
dem Gipfel zurück.

31. Die afrikanischen Länder ha-
ben ernsthafte Anstrengungen zur
Erfüllung der in Kopenhagen einge-
gangenen Verpflichtungen unte r-
nommen, doch werden Fortschritte
durch interne und externe Zwänge
auch weiterhin extrem erschwert.
Wenn die Verpflichtungen voll erfüllt
werden sollen, müssen auf na tionaler
und internationaler Ebene Mittel mo-
bilisiert werden, um die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung
Afrikas und der am wenigsten entwi-
ckelten Länder im Wege eines ganz-
heitlichen Ansatzes zu beschleunigen.

Ausschlaggebend für die soziale Ent-
wicklung in Afrika und den am we-
nigsten entwickelten Ländern sind ein
fairer Zugang zu Bildung und Ge-
sundheitsdiensten, zu Chancen zum
Einkommenserwerb, zu Grund und
Boden, Krediten, Infrastruktur und
Technologie sowie öffentliche Ent-
wicklungshilfe und Schuldenabbau.

32. In Afrika zeigen die sozialen
Indikatoren, dass die vor fünf Jahren
auf dem Gipfel gesetzten Ziele auf
dem gesamten Kontinent drastisch
unterschritten werden. Etwa
90 Prozent der Länder in Afrika süd-
lich der Sahara werden die für das
Jahr 2000 gesetzten Ziele betreffend
die Kindersterblichkeit nicht erreichen.
Die Lebenserwartung liegt in 41 der
53 Länder für den Zeitraum
1995-2000 noch immer unter
60 Jahren. Die HIV/Aids-Pandemie
hat in einigen der am schwersten be-
troffenen Länder schwerwiegende so-
ziale, wirtschaftliche, politische und
Sicherheitsauswirkungen.

33. Bei der Entwicklung demokra-
tischer Institutionen wurden in einer
Reihe von Ländern Fortschritte erzielt.
In Afrika und in den am wenigsten
entwickelten Ländern bedarf es we i-
terer Fortschritte bei der Stärkung
transparenter und rechenschafts-
pflichtiger Institutionen, damit eine
schnellere wirtschaftliche und soziale
Entwicklung herbeigeführt wird.

34. In einer von rascher, zuneh-
mender Globalisierung geprägten
Weltwirtschaft steht Afrika nach wie
vor am Rande. Ein anhaltender Rück-
gang der internationalen Austausch-
verhältnisse für die aus afrikanischen
Ländern ausgeführten Rohstoffe
führte zu einem Rückgang des realen
Volkseinkommens und der Ersparnisse
zur Investitionsfinanzierung. Durch
die Auslandsschuldenlast wurden die
für die soziale Entwicklung verfügba-
ren Ressourcen drastisch be schnitten.
Darüber hinaus wurden Versprechen
zur Bereitstellung öffentlicher Ent-
wicklungshilfe an die Entwicklungs-
länder im Allgemeinen und an die am
wenigsten entwickelten Länder im Be-
sonderen nicht eingehalten. Konzer-
tiertere Anstrengungen und ein för-
derliches internationales Umfeld sind
notwendig, um Afrika ebenso wie die
am wenigsten entwickelten Länder in
die Weltwirtschaft einzubinden.
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Mobilisierung von Ressourcen
für die soziale Entwicklung
35. Die Mobilisierung innerstaatli-
cher und internationaler Ressourcen
für die soziale Entwicklung ist ein we-
sentlicher Teil der Umsetzung der in
Kopenhagen eingegangenen Ver-
pflichtungen. Seit dem Gipfel wurden
Reformen zur Förderung des wirksa-
men und effizienten Einsatzes vor-
handener Ressourcen zunehmende
Aufmerksamkeit zuteil. Unzureichen-
des Steueraufkommen und mange l-
hafte Steuererhebung im Verein mit
neuen, beispielsweise durch demo-
grafische Veränderungen und andere
Faktoren bedingten, Herausforderun-
gen für die sozialen Einrichtungen
und die Sozialschutzsysteme gefähr-
den jedoch in vielen Ländern die Fi-
nanzierung dieser Einrichtungen und
Systeme. In mehreren Ländern wur-
den neue Techniken der Haushaltser-
stellung und Rechnungsführung ein-
geführt. Die Einbeziehung und die
Kooperation der örtlichen Behörden,
der Zivilgesellschaft und der Empfän-
ger haben sich im Hinblick auf Effi-
zienzsteigerungen bei der Erbringung
von Diensten als wertvoll erwiesen.

36. In mehreren Ländern erfolgte
aus unterschiedlichen Gründen eine
Verschiebung bei den Modalitäten
der Sozialschutzfinanzierung weg von
einer universellen, vom Staat bereit-
gestellten Absicherung hin zu einer
gezielten einkommensorientierten
Hilfe. Zu den genannten Gründen ge-
hören stagnierende oder rückläufige
öffentliche Einnahmen, die Notwen-
digkeit, Steuerdefizite abzubauen, be-
ziehungsweise veränderte Prioritäten
bei den Staatsausgaben. Auch die
Notwendigkeit, neue Beschäfti-
gungsmöglichkeiten sowie Anreize für
Arbeitslose oder Unterbeschäftigte zu
schaffen, eine Absicherung vor neuen
sozialen Problemen bereitzustellen
und den spezifischen Bedürfnissen
benachteiligter und marginalisierter
Bevölkerungsgruppen Rechnung zu
tragen, zog Veränderungen in den
Sozialschutzsystemen nach sich. In ei-
nigen Ländern wurde der Grundsatz
der kostenlosen universellen Bereit-
stellung von Diensten wie Gesund-
heitsfürsorge, Bildung und Wasserver-
sorgung durch Nutzungs- und
Verbrauchsgebühren und Privatisie-
rung sowie eine gezieltere Erbringung
sozialer Dienste abgelöst. In vielen
Ländern bleibt jedoch noch ab-

zusehen, welche Auswirkungen diese
Maßnahmen haben werden, insbe-
sondere auf die Armen und die
schwächeren Gesellschaftsgruppen.

37. Trotz der auf dem Gipfel be-
kräftigten Verpflichtung der Geber-
länder, den vereinbarten Zielwert von
0,7 Prozent ihres Bruttosozialprodukts
für die öffentliche Entwicklungshilfe
zu erreichen, ist die öffentliche Ent-
wicklungshilfe insgesamt weiter rück-
läufig. Derzeit erreichen lediglich vier
Länder den vereinbarten Zielwert,
und ein weiteres Land steht kurz da-
vor. Gleichzeitig ist auch die relative
Bedeutung der öffentlichen Entwick-
lungshilfe innerhalb der verschiede-
nen Formen der Entwicklungsfinan-
zierung zurückgegangen. Ein Ergebnis
des Gipfels war jedoch eine explizitere
Zweckbindung von Mitteln für die so-
ziale Entwicklung in der Vergabepoli-
tik für die öffentliche Entwick-
lungshilfe. Die öffentliche Entwick-
lungshilfe erwies sich als wirksamer,
wenn die Länder Wachstumsstrate-
gien in Verbindung mit Zielen und
Strategien zur Armutsbeseitigung
verfolgen. Die Armutsbeseitigung
durch nachhaltige Entwicklung wird
von den meisten Geberländern als
Hauptziel der Entwicklungszusam-
menarbeit angesehen. Die Bretton-
Woods-Institutionen haben ebenfalls
begonnen, in ihren Strukturanpas-
sungs- und Kreditvergabepolitiken der
Dimension der sozialen Entwicklung
gezieltere Aufmerksamkeit zuzuwen-
den. Dieser Prozess wird derzeit we i-
ter gestärkt.

38. Die 20:20-Initiative ermutigte
interessierte Regierungen und Geber
dazu, die für die soziale Grundversor-
gung zweckgebundenen Mittel zu er-
höhen und sie fairer und wirtschaftli-
cher einzusetzen. Gleichzeitig hat die-
se Initiative die Notwendigkeit her-
vorgehoben, zusätzliche Ressourcen
verfügbar zu machen, damit die A-
genda der sozialen Entwicklung wirk-
sam verfolgt werden kann, und ein
Licht auf die Schwierigkeiten und
Grenzen geworfen, an die viele Län-
der, insbesondere Entwicklungsländer,
bei der Mobilisierung beziehungs-
weise Umwidmung inländischer Res-
sourcen stoßen.
39. Die Einsicht wächst, dass die
zunehmende Schuldenlast, mit der
sich die am stärksten verschuldeten
Entwicklungsländer konfrontiert se-
hen, nicht tragbar ist und eines der

größten Hindernisse für Fortschritte
bei einer auf die Menschen ausge-
richteten nachhaltigen Entwicklung
und bei der Armutsbekämpfung da r-
stellt. Allzu hohe Schuldendienstzah-
lungen schränkten die Kapazität vieler
Entwicklungsländer wie auch Übe r-
gangsländer zur Förderung der sozia-
len Entwicklung und zur Bereitstellung
von Grunddiensten schwer ein. Durch
die Schuldeninitiative für die hoch
verschuldeten armen Länder können
zwar die Schuldendienstaufwendun-
gen der von ihr erfassten Länder er-
heblich gesenkt werden, doch kam sie
bisher nur wenigen Länder zugute.
Diese Initiative wurde kürzlich ge-
stärkt, damit sie schnellere, tiefer
greifende und breiter angelegte
Schuldenerleichterungen erbringen
kann, im Rahmen von Armutsredu-
zierungsstrategien, bei denen Regie-
rungen und Bürgergesellschaft zu-
sammenarbeiten, um sich zu ver-
pflichten, die finanziellen Vorteile zur
Milderung der Armut einzusetzen. Ei-
nige wenige Gläubigerländer haben
bilaterale Initiativen zum Schuldene r-
lass verabschiedet, die über die Schul-
deninitiative für die hoch verschulde-
ten armen Länder hinausgehen.

40. Kleinstkredite und andere Fi-
nanzinstrumente bringen Menschen,
die vom herkömmlichen Bankensektor
oftmals übersehen werden, in den
Genuss von Finanz- und anderen
Dienstleistungen und versuchen so,
die ärmsten Familien zu erreichen.
Frauen spielen bei diesen Initiativen
eine sehr wichtige Rolle. Die Erfah-
rung zeigt, dass Frauen kreditwürdig
sind und dass sie einen unmit-
telbareren Wirtschaftsbeitrag leisten
können, wenn sie über ein Einkom-
men verfügen.

41. Die Anstrengungen der Ent-
wicklungsländer mit mittlerem Ein-
kommen auf dem Gebiet der sozialen
Entwicklung sind seit dem Gipfel
durch Auslandsverschuldungsprob-
leme gelähmt worden. Es besteht jetzt
Bedarf an konzertierten nationalen
und internationalen Maßnahmen zur
wirksamen Bewältigung der Verschul-
dungsprobleme der Entwicklungslän-
der mit mittlerem Einkommen, dahin
gehend, ihre potenziellen Probleme
hinsichtlich der langfristigen Tragbar-
keit ihrer Schulden zu beheben.
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Aufbau von Kapazitäten zur
Durchführung von Sozialpoliti-
ken und -programmen
42. Kapazitätsaufbau ist ein wich-
tiges Mittel zur Schaffung eines die
Entwicklung und den sozialen Fort-
schritt begünstigenden nationalen po-
litischen, sozioökonomischen und
rechtlichen Umfelds. Die Mitglied-
staaten haben eine Reihe von Maß-
nahmen ergriffen, um ihre Kapazitä-
ten zur Verwirklichung der Ziele des
Weltgipfels für soziale Entwicklung zu
verbessern, darunter die Ver-
abschiedung langfristiger Strategien
für soziale Entwicklung; die Durchfüh-
rung einzelstaatlicher Bewertungen
ihrer institutionellen Kapazitäten; ge-
setzgeberische Maßnahmen zur
Schaffung eines förderlichen Umfelds;
die Schaffung von Partnerschaften
mit der Bürgergesellschaft; die Beteili-
gung der Menschen an der Verwa l-
tung ihrer lokalen Angelegenheiten;
die Integration einer Gleichstellungs-
perspektive in alle Politik- und Pro-
grammbereiche; die Verbesserung ei-
ner transparenten und rechenschafts-
pflichtigen Regierungs- und Verwa l-
tungsführung; die Stärkung der
Durchführung, Überwachung und E-
valuierung von sozialpolitischen Maß-
nahmen, Programmen und Projekten
sowie die Gewährung technischer Zu-
sammenarbeit. Die seit dem Gipfel
vergangenen Jahre waren jedoch
auch von wachsendem Druck auf die
staatliche Handlungskapazität ge-
prägt. In einigen Ländern waren die
Regierungen erhöhten Zwängen, na-
mentlich steuerlicher und politischer
Art, ausgesetzt und veranlassten sie
zu einer Einschränkung der staatlichen
Programme und Aktivitäten.

43. Dem Staat kommt eine wichti-
ge Rolle bei der Bereitstellung einer
sozialen Grundversorgung zu. In
mehreren Ländern jedoch ist der Staat
nicht länger die einzige Stelle, die so-
ziale Einrichtungen bereitstellt, son-
dern er fördert vielmehr ein günstiges
Gesamtumfeld für die soziale Ent-
wicklung und übernimmt eine grö-
ßere Verantwortung für die Gewähr-
leistung einer ausgewoge nen Bereit-
stellung hochwertiger sozialer Ein-
richtungen und des fairen Zugangs zu
diesen. Aufgrund dieser Entwicklung
entstand ein vermehrter Bedarf an
stärkeren öffentlichen Institutionen,
die einen wirksamen Rahmen vorge-
ben, um die ausgewogene Bereitstel-

lung einer sozialen Grundversorgung
für alle sicherzustellen. Darüber hin-
aus wird anerkannt, dass ein wirksa-
mer und rechenschaftspflichtiger öf-
fentlicher Sektor unerlässlich dafür ist,
die Bereitstellung sozialer Einrichtun-
gen zu gewährleisten.

44. Internationale Zusammenarbeit
war ein entscheidender Teil der An-
strengungen, die die Regierungen
unternommen haben, um Kapazitäten
für die soziale Entwicklung aufzubau-
en. Technische Zusammenarbeit, so
auch seitens der Vereinten Nationen,
unterstützte diese regierungsseitigen
Anstrengungen, sollte jedoch auf vie-
len Gebieten noch gestärkt und aus-
geweitet werden.

III. Weitere Maßnahmen
und Initiativen zur Erfüllung
der auf dem Gipfel einge-
gangenen Verpflichtungen

1. Die Regierungen sollten einen
ganzheitlichen Ansatz verfolgen, um
sicherzustellen, dass die Ziele der so-
zialen Entwicklung in alle Bereiche der
staatlichen Entscheidungsfindung ein-
gebunden werden. In diesem Zu-
sammenhang empfiehlt die General-
versammlung, zur weiteren Umse t-
zung der auf dem Weltgipfel für sozi-
ale Entwicklung beschlossenen und im
Bericht des Weltgipfels für soziale
Entwicklung10 enthaltenen zehn Ver-
pflichtungen auf lokaler, na tionaler
und regionaler Ebene die folgenden
weiteren Initiativen zu ergreifen:

Verpflichtung 1

Ein wirtschaftliches, politisches,
soziales, kulturelles und rechtli-
ches Umfeld schaffen, das die
Menschen in die Lage versetzt,
soziale Entwicklung zu erreichen
2. Bei der Konzeption und Um-
setzung ihrer Entwicklungspolitiken
sollten die Regierungen sicherstellen,
dass die Menschen in den Mittelpunkt
der Entwicklung gestellt werden.
Deshalb müssen die Menschen das

                                                
10

 Siehe: Report of the World Summit for So-
cial Development, Copenhagen, 6-12 March
1995 (Veröffentlichung der Vereinten Natio-
nen, Best.-Nr. E.96.IV.8) Kap. I, Resolution 1,
Anlage 1.

Recht und die Fähigkeit haben, voll
am sozialen, wirtschaftlichen und po-
litischen Leben ihrer Gesellschaft teil-
zuhaben. Unsere weltweite Kampag-
ne zu Gunsten der sozialen Entwick-
lung und die in diesem Dokument
enthaltenen Handlungsempfehlungen
sind geprägt von einem Geist des
Konsenses und der internationalen
Zusammenarbeit in voller Überein-
stimmung mit den Zielen und Grund-
sätzen der Charta der Vereinten Nati-
onen, wobei anerkannt wird, dass die
Ausarbeitung und Durchführung von
Strategien, Politiken, Programmen
und Maßnahmen zu Gunsten der so-
zialen Entwicklung Sache eines jeden
Landes sind und die Vielfa lt seiner
wirtschaftlichen, sozialen und ökolo-
gischen Gegebenheiten berücksichti-
gen soll, unter voller Achtung der
unterschiedlichen religiösen und ethi-
schen Wertvorstellungen, der kultu-
rellen Traditionen und der Weltan-
schauungen seiner Bevölkerung und
in Übereinstimmung mit allen Men-
schenrechten und Grundfreiheiten. In
diesem Zusammenhang ist in-
ternationale Zusammenarbeit für die
volle Verwirklichung der Programme
und Maßnahmen auf dem Gebiet der
sozialen Entwicklung unabdingbar.

3. Eine erneute Verpflichtung auf
eine wirksame, transparente und re-
chenschaftspflichtige Regierungs- und
Verwaltungsführung sowie auf bür-
gernahe demokratische Institutionen
eingehen, die den Menschen die akti-
ve Teilhabe an der Entscheidungsfin-
dung über Prioritäten, Politiken und
Strategien ermöglichen.

4. Folgendes bekräftigen: die un-
verzichtbare Rolle des Staates dabei,
durch Maßnahmen zur Herbeiführung
und Wahrung einer verstärkten
Gleichstellung und Gleichbehandlung,
namentlich einer verstärkten Gleich-
stellung der Geschlechter, eine auf
den Menschen ausgerichtete nach-
haltige Entwicklung zu fördern; im
Rahmen einer ethischen Wertordnung
effizient funktionierende Märkte; Po-
litiken zur Armutsbeseitigung und zur
Förderung einer produktiven Beschäf-
tigung; den allgemeinen und gleich-
berechtigten Zugang zu einer sozialen
Grundversorgung; Sozialschutz und
Unterstützung von benachteiligten
und schutzbedürftigen Gruppen.

5. Die in den einschlägigen inte r-
nationalen Rechtsinstrumenten und



II – DIE ERGEBNISSE DER GENFER UN-SONDERGENERALVERSAMMLUNG 5151

Erklärungen wie der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte11, dem
Internationalen Pakt über wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Rechte12

und der Erklärung über das Recht auf
Entwicklung13 verankerten Rechte,
insbesondere soweit sie sich auf Bil-
dung, Ernährung, Wohnraum, Be-
schäftigung, Gesundheit und Infor-
mation beziehen, bekräftigen, fördern
und zu verwirklichen trachten, insbe-
sondere um in Armut lebenden Men-
schen zu helfen und die Stärkung der
mit der Verwirklichung dieser Rechte
betrauten einzelstaatlichen und loka-
len Einrichtungen sicherzustellen.

6. Die internationale Gemein-
schaft, insbesondere die Gläubiger-
und Schuldnerländer und die in Be-
tracht kommenden internationalen
Finanzinstitutionen nachdrücklich
auffordern, entwicklungsorientierte
dauerhafte Lösungen für die die Ent-
wicklungsbemühungen und das Wirt-
schaftswachstum beeinträchtigenden
Auslandsverschuldungs- und Schul-
dendienstprobleme der Entwick-
lungsländer zu erarbeiten und umzu-
setzen, unter anderem durch Schul-
denerleichterungen, einschließlich der
Möglichkeit der Streichung von
Schulden aus der öffentlichen Ent-
wicklungshilfe, und dadurch die Be-
mühungen der Regierungen dieser
Länder um die volle Verwirklichung
der wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Rechte ihres Volkes unte r-
stützen.

7. Die positive Interaktion zwi-
schen Umwelt-, Wirtschafts- und So-
zialpolitiken als ebenfalls unverzicht-
bare Voraussetzung für die erfolgrei-
che Verwirklichung der Ziele des
Gipfels verstärken, und zwar durch
die Förderung einer koordinierten
gleichzeitigen Berücksichtigung dieses
Ziels im Prozess der Politikformulie-
rung, unter ständiger Beachtung der
Auswirkungen der Sozial-, Wirt-
schafts- und Finanzpolitik auf Be-
schäftigung und bestandfähige Exi-
stenzgrundlagen, Armut und soziale
Entwicklung.

8. Systeme schaffen, die sicher-
stellen, dass die sozialen Auswirkun-
                                                
11

 Resolution 217 A (III) der Generalver-
sammlung.
12

 Resolution 2200 A (XXI) der Generalver-
sammlung, Anlage.
13

 Resolution 41/128 der Generalversamm-
lung, Anlage.

gen von Wirtschaftspolitiken auf in-
ternationaler wie nationaler Ebene ex
ante kontinuierlich evaluiert und ü-
berwacht werden, wobei besonderes
Gewicht auf die Formulierung makro-
ökonomischer Politiken zur Bewälti-
gung von Finanzkrisen und zur Kon-
zipierung von Wirtschaftsreformpro-
grammen gelegt werden sollte;

9. Einzelstaatliche und gegebe-
nenfalls regionale Leitlinien erarbe i-
ten, unter Berücksichtigung weitge-
fasster Definitionen der Begriffe Pro-
duktivität und Effizienz, um die sozi-
alen und wirtschaftlichen Kosten der
Arbeitslosigkeit und Armut umfassend
zu bewerten, mit dem Ziel, die Um-
setzung geeigneter Strategien zur Ar-
beitsplatzschaffung und Armutsbe-
seitigung zu erleichtern;

10. In Anerkennung dessen, dass
es keine allgemein gültige Methode
zur Herbeiführung sozialer Entwick-
lung gibt, sowie im Bewusstsein de s-
sen, wie wichtig es ist, dass die Mit-
gliedstaaten auf der Grundlage der
Gleichberechtigung und der gegen-
seitigen Achtung Informationen über
ihre jeweiligen Erfahrungen und bes-
ten Praktiken auf dem Gebiet der so-
zialen Entwicklung austauschen, den
Wirtschafts- und Sozialrat ersuchen,
über die Kommission für soziale Ent-
wicklung zu prüfen, wie ein solcher
Austausch erfolgen kann, um den
Mitgliedstaaten bei der Erarbeitung
von Politiken zur Förderung der Ziele
des Gipfels behilflich zu sein;

11. Die Entwicklungs- und Über-
gangsländer verstärkt in die Lage ver-
setzen, die Hindernisse, die sich ihrer
Partizipation in einer zunehmend glo-
balen Wirtschaft entgegenstellen,
unter anderem durch folgende Maß-
nahmen anzugehen:

a) die Ankurbelung und Verstärkung
des Industrialisierungsprozesses in
den Entwicklungsländern;

b) die Erleichterung des Transfers
von bedarfsgerechten Technolo-
gien, Know-how, Wissen und In-
formationen, so auch zur Förde-
rung der sozialen Entwicklung und
des Kapazitätsaufbaus, an die
Entwicklungs- und Übergangs-
länder, in Ergänzung der diesbe-
züglichen Eigenanstrengungen
dieser Länder, durch verstärkte
internationale Zusammenarbeit,
namentlich auch technische Zu-

sammenarbeit und ausreichende
Finanzmittel;

c) den Ausbau und die Verbesserung
des Zugangs von Produkten und
Dienstleistungen der Entwick-
lungsländer zu den internationalen
Märkten, unter anderem durch ei-
ne ausgehandelte Senkung der
Zollschranken und die Be seitigung
von nichttarifären Schranken, die
den Handel der Entwicklungs-
länder auf nicht zu rechtfertigende
Weise behindern, in Überein-
stimmung mit dem multilateralen
Handelssystem;

d) den Ausbau und die Verbesserung
des Zugangs von Produkten und
Dienstleistungen der Übergangs-
länder zu den internationalen
Märkten;

e) im Einklang mit den geltenden
multilateralen Handelsregeln die
Herbeiführung einer größeren
Universalität des multilateralen
Handelssystems und die Be-
schleunigung des auf weitere
Beitritte von Entwicklungs- und
Übergangsländern zur Welt-
handelsorganisation (WTO) ge-
richteten Prozesses;

f) auf bilateralem Wege und unter
der Schirmherrschaft der WTO,
der Handels- und Entwicklungs-
konferenz der Vereinten Nationen
(UNCTAD), des Internationalen
Handelszentrums (ITC) und an-
derer Organisationen die Bereit-
stellung technischer Hilfe an Ent-
wicklungs- und Übergangsländer
zum Kapazitätsaufbau und zum
Ausbau ihrer Handelsfähigkeit so-
wie zu ihrer wirksamen Beteili-
gung an internationalen Wirt-
schaftsforen und internationalen
Handelsverhandlungen, ein-
schließlich des Streitbeilegungs-
mechanismus der WTO.

12. Das Notwendige tun, um alle
einseitigen Maßnahmen zu vermeiden
und zu unterlassen, die nicht im Ein-
klang mit dem Völkerrecht und der
Charta der Vereinten Nationen stehen
und die volle Verwirklichung der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung
durch die Bevölkerung der betreffen-
den Länder, insbesondere durch Frau-
en, Kinder und Menschen mit beson-
deren Bedürfnissen, behindern, ihr
Wohl beeinträchtigen und Hindernis-
se für die volle Ausübung ihrer Men-
schenrechte schaffen, einschließlich
des Rechts eines jeden Menschen auf
einen Lebensstandard, der seine Ge-
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sundheit und sein Wohl gewähr-
leistet, sowie des Rechts auf Ernäh-
rung, ärztliche Versorgung und not-
wendige soziale Leistungen. Sicher-
stellen, dass Nahrungsmittel und Me-
dikamente nicht als politische Druck-
mittel eingesetzt werden.

13. Die negativen Auswirkungen
internationaler finanzieller Turbulen-
zen auf die soziale und wirtschaftliche
Entwicklung vermindern, unter an-
derem durch

a) die Verbesserung von Vorbeu-
gungs- und sonstigen Maßnah-
men und Frühwarnmechanismen,
um gegen die exzessive Volatilität
kurzfristiger Kapitalbewegungen
anzugehen, so unter anderem
auch die Prüfung der Möglichkeit
eines vorübergehenden Schul-
denmoratoriums;

b) die Herstellung besserer institutio-
neller Kapazitäten auf nationaler
und internationaler Ebene im Hin-
blick auf größere Transparenz der
Kapitalflüsse, sowie die Erarbe i-
tung, Verstärkung und Durchse t-
zung von Regulierungsbe-
stimmungen zur Kontrolle von Ge-
schäftstransaktionen, unter ande-
rem zur Verringerung der poten-
ziell negativen Auswirkungen von
Finanzgeschäften;

c) auf regionaler Ebene nach Bedarf
die Schaffung oder Verstärkung
zwischenstaatlicher Koordinie-
rungsmechanismen im wirtschaft-
lichen, finanziellen und sozialen
Bereich zur Förderung der wirt-
schaftlichen und finanziellen Sta-
bilität und der sozialen Entwick-
lung auf dieser Ebene;

d) die Bereitstellung technischer Hilfe
an Entwicklungs- und Über-
gangsländer zur Stärkung ihrer ei-
genen Kapitalmärkte und zur Ge-
währleistung der ordnungsgemä-
ßen Regulierung dieser Märkte
durch die einzelstaatlichen Regie-
rungen;

e) die Ergreifung von Maßnahmen
zum Schutz der sozialen Grund-
versorgung, insbesondere des Bil-
dungs- und Gesundheitswesens,
im Rahmen der von den Ländern
beschlossenen Politiken und Pro-
gramme zur Bewältigung in-
ternationaler Finanzkrisen;

f) Maßnahmen zur Stärkung der ein-
zelstaatlichen Institutionen und
Beratungsmechanismen zur For-
mulierung der Wirtschaftspolitik,

namentlich durch größere Trans-
parenz und Abstimmung mit der
Zivilgesellschaft;

g) die Ermutigung der internationa-
len Finanzinstitutionen und ver-
wandten sonstigen Mechanismen,
Wachsamkeit in Bezug auf poten-
tielle Finanzkrisen in den einzelnen
Ländern zu üben, und die Länder
bei der Schaffung eigener Kapa-
zitäten zur Abwendung bezie-
hungsweise Milderung von Krisen
zu unterstützen, damit rechtzeitige
und wirksame Antwortmaßnah-
men erfolgen können.

14. Die wirksame Teilhabe der
Entwicklungs- und Übergangsländer
am internationalen wirtschaftlichen
Entscheidungsprozess sicherstellen,
unter ande rem durch eine stärkere
Beteiligung an den internationalen
Wirtschaftsforen, die Gewährleistung
der Transparenz der internationalen
Finanzinstitutionen und ihrer Verant-
wortlichkeit dafür, in ihren Politiken
und Programmen der sozialen Ent-
wicklung einen zentralen Platz einzu-
räumen.

15. Die Entwicklungszusammenar-
beit verstärken, um das Produktions-
potential der Menschen in den Ent-
wicklungsländern zu erhöhen und den
privaten Sektor verstärkt in die Lage
zu versetzen, erfolgreicher auf dem
globalen Markt zu konkurrieren, um
so die Grundlage für die Erwirtscha f-
tung umfangreicherer Ressourcen für
die soziale Entwicklung zu schaffen.

16. Die Kölner Initiative zur Schul-
denreduzierung, insbesondere die ra-
sche Umsetzung der verstärkten
Schuldeninitiative für die hoch ver-
schuldeten armen Länder, unterstüt-
zen und Verpflichtungen, sicherzu-
stellen, dass zusätzliche Finanzmittel
zur längerfristigen vollen Finanzierung
der Schuldenerleichterung im Rahmen
der Schuldeninitiative mobilisiert we r-
den sowie die Bestimmung begrüßen,
wonach eingesparte Mittel zu Guns-
ten von Armutsbekämpfungspro-
grammen und der sozialen Entwick-
lung verwendet werden sollen.

17. Eingedenk dessen, dass Unter-
nehmen Landesrecht zu befolgen ha-
ben, Unternehmen die Wahrneh-
mung ihrer sozialen Verantwortung
nahe legen, damit so ein Beitrag zur
sozialen Entwicklung geleistet wird,
unter anderem durch

a) die Förderung einer erhöhten Sen-
sibilisierung der Unternehmen für
die Wechselbeziehung zwischen
sozialer Entwicklung und Wirt-
schaftswachstum;

b) die Schaffung von gerechten und
stabilen rechtlichen, wirtschaftli-
chen und sozialen Rahmenbedin-
gungen, die geeignet sind, Initiati-
ven des Privatsektors zur Verwirk-
lichung dieser Ziele zu unterstüt-
zen und anzuregen;

c) die Verstärkung von Part-
nerschaften zwischen Wirtschaft,
Gewerkschaften und der Zivil-
gesellschaft auf einzelstaatlicher
Ebene zur Unterstützung der Ziele
des Gipfels.

18. Weitere wirksame Maßnah-
men ergreifen, um die Hindernisse zu
beseitigen, die sich der Verwirkli-
chung des Selbstbestimmungsrechts
der Völker, insbesondere der Völker
unter kolonialer und ausländischer Be-
setzung, entgegenstellen, die ihre
wirtschaftliche und soziale Entwick-
lung auch weiterhin beeinträchtigen
und die mit der Würde und dem Wert
der menschlichen Person unvereinbar
sind und bekämpft und beseitigt wer-
den müssen.

19. Die internationale Zusammen-
arbeit, so auch die Lastenteilung, und
die Koordinierung der humanitären
Hilfe für von Naturkatastrophen, an-
deren humanitären Notständen und
Postkonfliktsituationen betroffene
Länder so verbessern, dass zu Wie-
deraufbau und langfristiger Entwick-
lung beigetragen wird.

20. Die Voraussetzungen für die
freiwillige Rückführung von Flüchtlin-
gen in ihre Herkunftsländer in Sicher-
heit und Würde sowie die freiwillige
sichere Rückführung von Binnenver-
triebenen an ihre Heimatorte und ihre
reibungslose Wiedereingliederung in
ihre Gesellschaft schaffen bezie-
hungsweise verbessern.

21. Den zuständigen Organen des
Systems der Vereinten Nationen nahe
legen, sich mit dem Problem der
Korruption auseinander zu setzen, das
die unternommenen Anstrengungen
und den effizienten Ressourceneinsatz
für die soziale Entwicklung unter-
gräbt, und in diesem Zusammenhang
Kenntnis nehmen von der Empfeh-
lung der Kommission für Verbre-
chensverhütung und Strafrechts-
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pflege, die Generalversammlung mö-
ge eine Resolution verabschieden, die
darauf hinwirkt, mit der Ausarbeitung
eines wirksamen internationalen
Rechtsinstruments gegen die Korrup-
tion zu beginnen, und den zuständi-
gen Organen des Systems der Ver-
einten Nationen nahe legen, dieses
Vorhaben ernsthaft zu prüfen14.

22. Die laufenden Arbeiten an
dem Entwurf eines Übereinkommens
gegen die grenzüberschreitende or-
ganisierte Kriminalität und den dazu-
gehörigen Zusatzprotokollen fördern,
mit dem Ziel, diese Arbeiten rasch
zum Abschluss zu bringen.

23. Eine angemessene Prüfung
umgehender wirksamer Maßnahmen
im Hinblick auf das Problem der sozi-
alen und humanitären Auswirkungen
von Sank tionen, insbesondere auf
Frauen und Kinder, vornehmen, mit
dem Ziel, die sozialen und humanitä-
ren Auswirkungen von Sanktionen
auf ein Mindestmaß zu beschränken.

24. Übergangsländern dabei be-
hilflich sein, ein wirksames Rege-
lungsumfeld, einschließlich angemes-
sener rechtlicher Rahmenbedingun-
gen und Institutionen, zu schaffen,
progressive und effiziente Besteue-
rungssysteme zu entwickeln, die aus-
reichende Ressourcen für die soziale
Entwicklung abwerfen, und die vor-
handenen materiellen Ressourcen und
Arbeitskräfte besser zu nutzen, unter
anderem durch Maßnahmen zur Re-
duzierung der sozialen Kosten des Ü-
bergangs, insbesondere um dem
Trend zur Kürzung der öffentlichen
Ausgaben für soziale Einrichtungen
entgegenzuwirken, sowie durch die
Förderung von Bemühungen um die
Integration der nichtstaatlichen Orga-
nisationen, Gewerkschaften, Arbeit-
geberorganisationen und sonstigen
Organisationen der Zivilgesellschaft in
die Gestaltung der Sozialpolitik.

                                                
14

 Siehe: Official Records of the Economic
and Social Council, 2000, Supplement No.
10 (E/2000/30), Kap. I.A, Resolutionsent-
wurf III.

Verpflichtung 2:

Die Armut in der Welt beseiti-
gen, durch entschlossene einzel-
staatliche Maßnahmen und in-
ternationale Zusammenarbeit,
da es sich hierbei um einen ethi-
schen, sozialen, politischen und
wirtschaftlichen Imperativ für
die Menschheit handelt
25. Die Armutsbeseitigung in den
Mittelpunkt der wirtschaftlichen und
sozialen Entwicklung stellen und ei-
nen Konsens mit allen in Frage kom-
menden Akteuren auf allen Ebenen
über Politiken und Strategien herbe i-
führen, die darauf gerichtet sind, den
Anteil der in extremer Armut leben-
den Menschen bis zum Jahr 2015 zu
halbieren, mit dem Ziel, die Armut
ganz zu beseitigen.

26. Die Länder nachdrücklich auf-
fordern, soweit noch nicht geschehen
die Ziele und Zielgrößen der Armuts-
bekämpfung zum Bestandteil ihrer
einzelstaatlichen Strategien für die so-
zioökonomische Entwicklung zu ma-
chen und diese Strategien, wie es
dem Landeskontext entspricht, da-
durch anzupassen, dass sie sich be-
mühen, institutionelle Mechanismen
zu schaffen beziehungsweise zu stä r-
ken, die einen multisektoralen Ansatz
bei der Armutsbeseitigung gewähr-
leisten, und die Kommunalverwaltun-
gen verstärkt in die Lage versetzen,
unter Wahrung ihrer Rechenschafts-
pflicht gegenüber der Zentralregie-
rung für die ihnen zugewiesenen
Mittel sowie den Wählern für die
Verwendung dieser Mittel gegen die
Armut vorzugehen.

27. Im Kontext umfassender ein-
zelstaatlicher Armutsbekämpfungs-
strategien die Politiken auf allen Ebe-
nen integrieren, einschließlich der
Wirtschafts- und Finanzpolitik und
des Aufbaus von Kapazitäten und In-
stitutionen, wobei Investitionen in das
Bildungs- und Gesundheitswesen, den
Sozialschutz und die soziale Grund-
versorgung Vorrang einzuräumen ist,
um dazu beizutragen, den in Armut
lebenden Menschen die Fähigkeit zur
Selbsthilfe zu geben, durch

a) die Förderung von Kohärenz zwi-
schen einzelstaatlichen und inter-
nationalen Strategien und Pro-

grammen zur Armutsbekämpfung
auf allen Ebenen;

b) die Unterstützung der Entwick-
lungsländer beim Ausbau ihrer Ka-
pazität zu der für die Formulierung
von Politiken zur Armutsreduzie-
rung erforderlichen Sammlung
und Analyse armutsrelevanter
Daten;

c) die Sicherstellung dessen, dass
unter anderem die Ziele des Be-
schäftigungswachstums und der
Armutsreduzierung in der makro-
ökonomischen Politik berücksich-
tigt werden und voll darin inte-
griert sind;

d) die eindringliche Empfehlung an
die Regierungen, ihre einzel-
staatlichen Finanzpolitiken, na-
mentlich auch ihre progressiven
Steuersysteme, nach Bedarf neu
zu bewerten, mit dem Ziel, beste-
hende Einkommensungleichheiten
zu vermindern und die soziale
Gerechtigkeit zu fördern;

e) die Neustrukturierung der öffentli-
chen Ausgabenpolitiken mit dem
Ziel, sie effizienter und transpa-
renter zu gestalten und klare
Strukturen der Rechenschafts-
legung zu schaffen, um ihre Wir-
kung für die Armutsbekämpfung
zu maximieren;

f) die Verbesserung des Zugangs in
Armut lebender Menschen zu Pro-
duktionsressourcen durch Maß-
nahmen wie die Vermittlung von
beruflichen Qualifikationen und
Einrichtung von Mikrokreditsy s-
temen;

g) den Einsatz von Beschäftigungs-
politiken, auch im Hinblick auf
selbständige Erwerbstätigkeit, zur
Armutsreduzierung;

h) die Förderung des Wachstums von
kleinen und mittleren Unterneh-
men durch die Formulierung einer
konsequenten langfristigen För-
derpolitik sowie unter anderem die
Erleichterung des Zugangs zu Ka-
pital und Krediten, die Förderung
von Ausbildungsmöglichkeiten
und geeigneter Technologie, die
Reduzierung bürokratischer Vor-
schriften, die Förderung der
Gleichstellung von Männern und
Frauen, von Arbeitsnormen und
des leichteren Zugangs kleinerer
und mittlerer Unternehmen zu
Verträgen für Infrastrukturprojek-
te;

i) die Erarbeitung von Methoden,
die es gestatten, dem Wesens des
informellen Sektors besser Rech-
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nung zu tragen, um seinen Anteil
an der einzelstaatlichen Wirt-
schaftstätigkeit zu erfassen, und
gegebenenfalls seine Produktivität
durch verstärkte Ausbildung und
leichteren Kapitalzugang, ein-
schließlich Zugang zu Mikrokre-
diten, zu steigern, die Arbeitsbe-
dingungen durch die Achtung der
Grundrechte der Arbeiter progres-
siv zu verbessern, den Sozialschutz
auszubauen und zu gegebener
Zeit die Einbeziehung dieses Sek-
tors in die formale Wirtschaft zu
erleichtern;

j) die Schaffung, den Ausbau und
die Erweiterung von Mikrokredit-
und anderen Finanzinstrumenten,
die an die Bedürfnissen und Mög-
lichkeiten von randständigen und
schwächeren Gruppen angepasst
sind, um Mikrokredite mehr Men-
schen, insbesondere Frauen und
benachteiligten Gruppen, na-
mentlich in Armut lebenden Men-
schen, zugänglich zu machen und
Informationen und Ausbildungs-
möglichkeiten über ihre erfolgrei-
che Anwendung und den daraus
erwachsenden Nutzen breiten
Kreisen zur Verfügung zu stellen;

k) nach Bedarf die Unterstützung
und Erleichterung des Aufbaus
von Genossenschaften;

l) die Förderung einer nachhaltigen
ländlichen Entwicklung, insbe-
sondere in Gebieten mit geringem
landwirtschaftlichen Potenzial;

m) den Ausbau von Beratungsdiens-
ten und der technischen Hilfe in
der Landwirtschaft, namentlich in
der Tierzucht und im Fischereiwe-
sen, sowie die Förderung von
Kleinbetrieben und selbständiger
Tätigkeit für Landarbeiter, insbe-
sondere Frauen, im Lichte der Zu-
nahme der Armut in ländlichen
Gebieten, der Landlosigkeit und
der Land-Stadt-Wanderung; glei-
chermaßen die Förderung der In-
dustrialisierung in ländlichen Ge-
bieten zur Arbeitsplatzschaffung;

n) den Ausbau und die Förderung
der institutionellen Kapazitäten
(z.B. durch Managementausbil-
dung);

o) die Gewährleistung der Einbezie-
hung einer Gleichstellungspe r-
spektive auf allen Ebenen sowie
Maßnahmen, um der Feminisie-
rung der Armut entgegen-
zuwirken, unter Berücksichtigung
der Rolle, die Frauen und Mäd-

chen bei der Armutsbekämpfung
spielen können;

p) die Förderung von partizipatori-
schen Armutsbewertungen und
Sozialverträglichkeitsprüfungen,
die unter anderem nach Ge-
schlecht, Alter und relevanten so-
zioökonomischen Kategorien ge-
gliedert sind und unter anderem
das Ausmaß und den Ort der Ar-
mut und die am härtesten betrof-
fenen Gruppen angeben, damit
Strategien zur Armutsbekämpfung
ausgearbeitet werden können;

q) gezieltes Eingehen auf die beson-
deren Bedürfnisse schwächerer
und benachteiligter Gruppen;

r) die Unterstützung von Initiativen,
die zur Erschließung des Selbst-
hilfepotenzials in Armut lebender
Menschen, insbesondere von
Frauen als Haushaltsvorständen,
beitragen und ihre Fähigkeit zur
Selbstorganisation fördern und sie
dadurch in die Lage versetzen,
vorhandene Chancen, soziale
Grunddienste und Produktionsres-
sourcen besser zu nutzen;

s) die Gewährleistung der Mitwir-
kung der Gemeinwesen an der
Formulierung und Umsetzung von
Strategien und Programmen zur
Armutsreduzierung, mit dem Ziel,
den Menschen zu größerer Eigen-
ständigkeit zu verhelfen und bei
der Befriedigung der verschiede-
nen Bedürfnisse der Menschen ei-
nen ganzheitlichen Ansatz zu för-
dern. Die Zivilgesellschaft kann in
Zusammenarbeit mit den Regie-
rungen bei der Planung, Organi-
sation und Bereitstellung einer so-
zialen Grundversorgung eine
wichtige Rolle spielen;

t) die Sicherstellung dessen, dass al-
le, selbst während Finanzkrisen,
Zugang zu einer sozialen Grund-
versorgung haben;

u)  unter Einsatz von Gesundheitspo-
litiken als Mittel zur Armuts-
beseitigung nach dem Muster der
Strategie der Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO) für Armut- und
Gesundheit, den Aufbau von be-
standfähigen und wirksam ver-
walteten armenfreundlichen Ge-
sundheitssystemen, die sich gezielt
mit den wichtigsten Krankheiten
und Gesundheitsproblemen der
Armen befassen und dabei grö-
ßere Ausgewogenheit bei der Fi-
nanzierung des Gesund-
heitswesens herbeiführen, sowie
die Berücksichtigung der Bereit-

stellung und Ermöglichung des
allgemeinen Zugangs zu einer
hochwertigen primären Gesund-
heitsversorgung in allen Lebens-
phasen, so auch der sexuellen und
reproduktiven Gesundheitsversor-
gung, bis spätestens 2015, sowie
durch gesundheitliche Aufklä-
rungsprogramme, sauberes Was-
ser und hygienische Sanitär-
einrichtungen, Ernährung, Ernäh-
rungssicherheit und Immunisie-
rungsprogramme;

v) die Förderung einer dezentralisier-
ten Bereitstellung sozialer Grund-
dienste, um den Bedürfnissen der
Menschen effizienter gerecht zu
werden.

28. Nachhaltige armenfreundliche
Wachstumsstrategien erarbeiten und
umsetzen, die den in Armut lebenden
Frauen und Männern größere Mög-
lichkeiten an die Hand geben und sie
besser dazu befähigen, ihre Lebens-
umstände zu verbessern; Teil dieser
Strategien sollte ein verbesserter Zu-
gang zu Produktionsressourcen und
Mikrokrediten sowie die Schaffung
von Programmen zur Produk-
tivitätssteigerung und zur Verbesse-
rung der Kenntnisse, der beruflichen
Qualifikationen und der Fähigkeiten
sein.

29. Erkenntnisse weitergeben, wie
Sozialschutzsysteme, die Risiken de-
cken, die die Leistungsempfänger
nicht selbst tragen können und die
Menschen in Armut gefangen halten,
am besten geschaffen beziehungswe i-
se verbessert werden können, die in
Armut lebenden Menschen den Zu-
gang zu sozialem Schutz, so auch zu
einem sozialen Netz, gewähren und
die Rolle von Selbsthilfe- und Gegen-
seitigkeitssystemen, namentlich von
kleinen, gemeinwesengestützten und
innovativen Systemen, fördern, wo-
durch unter Berücksichtigung der in
den jeweiligen Ländern gegebenen
Umstände der soziale Zusammenhalt
gefördert und zu universelleren und
umfassenderen Schutzsystemen be i-
getragen wird, durch

a) die Sondierung von Wegen, un-
terstützt durch entsprechende
Ressourcen, so gegebenenfalls
auch durch die Umschichtung von
Ressourcen und durch Finanzhil-
fen von Gebern, Sozialschutzsy s-
teme für verwundbare, schutzlose
und nichtversicherte Menschen



II – DIE ERGEBNISSE DER GENFER UN-SONDERGENERALVERSAMMLUNG 5555

aufzubauen; in diesem Zusam-
menhang gilt es, die IAO und an-
dere in Betracht kommende inter-
nationale Organisationen aufzu-
fordern, im Rahmen ihrer Man-
date den Entwicklungs- und Über-
gangsländern auf Antrag techni-
sche Hilfe zu gewähren;

b) nach Bedarf die Erarbeitung neuer
Mechanismen zur Gewährleistung
der Bestandfähigkeit dieser Syste-
me in dem gegebenen Lände r-
kontext, insbesondere im Kontext
der Bevölkerungsalterung und
wachsender Arbeitslosigkeit.

30. Die einzelnen Länder verstärkt
in die Lage versetzen, in Zusammen-
arbeit mit dem Welternährungspro-
gramm (WFP), der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Ver-
einten Nationen (FAO) und anderen
in Betracht kommenden Organisatio-
nen auf der Ebene der einzelnen
Haushalte gegen Hunger, Mangeler-
nährung und Ernährungsunsicherheit
vorzugehen, insbe sondere durch die
Anerkennung und Unterstützung der
Schlüsselrolle, die die Frau im Hinblick
auf die Gewährleistung der Ernäh-
rungssicherheit wahrnimmt. In diesem
Zusammenhang die Regierungen
aufrufen, soweit noch nicht gesche-
hen die Ernährungssicherheit zu ei-
nem wesentlichen Bestandteil ihrer
Armutsbekämpfungsstrategien und
ihrer Sozialpolitiken zu machen.

31. Die internationale Unterstüt-
zung von Übergangsländern fördern,
um ihnen bei Folgendem behilflich zu
sein:

a) Verbindung von allgemeinen Sozi-
alleistungen mit gezielter Unter-
stützung der schutzbedürftigsten
Gruppen zur Milderung der Übe r-
gangsschwierigkeiten;

b) Verfolgung von Politiken zur Ein-
beziehung aller Menschen, die
durch den Übergangsprozess an
den Rand ihrer Gesellschaft ge-
drängt wurden, und zur Überwin-
dung der Ausgrenzung und we i-
terer Entbehrungen;

c) Aufrechterhaltung angemessener
Sozialprogramme.

Verpflichtung 3:

Das Ziel der Vollbeschäftigung
als grundlegende Priorität unse-
rer Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik fördern und es allen Männern
und Frauen ermöglichen, sich
durch eine frei gewählte Er-
werbstätigkeit und produktive
Arbeit einen sicheren und dau-
erhaften Lebensunterhalt zu si-
chern
32. Soweit angebracht die makro-
ökonomischen Politiken neu bewe r-
ten, mit dem Ziel, unter Dämpfung
der Inflation beziehungsweise Auf-
rechterhaltung niedriger Inflationsra-
ten mehr Arbeitsplätze zu schaffen
und das Ausmaß der Armut zu verrin-
gern;

33. Ein günstiges Umfeld für den
sozialen Dialog schaffen, durch Ge-
währleistung einer effektiven Reprä-
sentation und Beteiligung von Arbeit-
nehmer- und Arbeitgeberorganisatio-
nen, mit dem Ziel, zur Erarbeitung
von Politiken für die Herbeiführung
breit angelegten sozialen Fortschritts
beizutragen.

34. Mehr Chancen für eine pro-
duktive Beschäftigung, auch als Selb-
ständige, schaffen, unter besonderer
Berücksichtigung von kleinen und
mittleren Unternehmen, durch Inves-
titionen in die Entwicklung der Hu-
manressourcen, Unternehmensgründ-
ungen und die Beschäftigungsfähig-
keit, insbesondere durch Bildung so-
wie Berufs- und Managementausbil-
dung, Sicherheit am Arbeitsplatz und
gesundheitliche Versorgung und un-
ter anderem durch die Verstärkung
der technischen Zusammenarbeit und
der Zusammenarbeit mit dem Privat-
sektor auf diesem Gebiet.

35. Das umfassende IAO-
Programm für menschenwürdige Ar-
beit unterstützen, was auch die För-
derung der Chancengleichheit für alle
Frauen und Männer, einschließlich
Behinderter, beinhaltet, sich eine
menschenwürdige und produktive
Arbeit zu verschaffen, bei voller Ach-
tung der in den diesbezüglichen IAO-
und anderen völkerrechtlichen Über-
einkünften verankerten Grundrechte,
einschließlich des Verbots der
Zwangs- und Kinderarbeit, der Wah-

rung des Rechts auf Vereinigungsfrei-
heit und Kollektivverhandlungen, des
gleichen Entgelts für Frauen und
Männer für gleichwertige Arbeit und
der Nichtdiskriminierung am Arbeits-
platz, und das die Verbesserung des
sozialen Schutzes und die Förderung
des sozialen Dialogs vorsieht.

36. Anerkennen, dass es gilt, eine
kohärente koordinierte internationale
Beschäftigungsstrategie zu erarbeiten,
um den Menschen größere Chancen
zu geben, sich bestandfähige Exis-
tenzgrundlagen zu schaffen und Zu-
gang zu Beschäftigungsmöglichkeiten
zu finden, und in diesem Zusammen-
hang die Einbe rufung eines Weltbe-
schäftigungsforums durch die Inte r-
nationale Arbeitsorganisation im Jahre
2001 unterstützen.

37. Die Internationale Arbeitsor-
ganisation bitten, einen koordinierten
Austausch der besten Verfahrenswe i-
sen auf dem Gebiet der Beschäfti-
gungspolitik zu erleichtern, um das
Beschäftigungswachstum anzuregen
und zu steigern, die Arbeitslosigkeit
zu reduzieren, sowie die Qualität der
Beschäftigung sowie den Arbeits-
markt und die Arbeitsvermittlungs-
dienste zu verbessern.

38. Die Beschäftigungsqualität und
das Beschäftigungsniveau unter an-
derem durch folgende Maßnahmen
verbessern:

a) fortgesetzte Bemühungen um die
Ratifikation – soweit noch nicht
erfolgt – und die vollinhaltliche
Durchführung der IAO-Überein-
kommen über die grundlegenden
Arbeitnehmerrechte, namentlich
die Vereinigungsfreiheit und die
effektive Anerkennung des Vere i-
nigungsrechts und des Rechts auf
Kollektivverhandlungen, die Be-
seitigung aller Formen der
Zwangsarbeit, die wirksame Ab-
schaffung der Kinderarbeit und die
Beseitigung der Diskriminierung in
Beschäftigung und Beruf;

b) ernsthafte Prüfung der Ratifikation
und vollinhaltliche Durchführung
anderer IAO-Übereinkommen
über die Arbeitsrechte von
Minderjährigen, Frauen, Jugend-
lichen, Behinderten, Migranten
und Angehörigen von au-
tochthonen Gruppen;

c) Achtung, Förderung und Verwirk-
lichung der in der IAO-Erklärung
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über grundlegende Prinzipien und
Rechte bei der Arbeit und ihre
Folgemaßnahmen enthaltenen
Grundsätze;

d) Unterstützung der weltweiten
Kampagne zur sofortigen Beseiti-
gung der schlimmsten Formen der
Kinderarbeit und Teilnahme daran,
unter anderem durch die Förde-
rung der allgemeinen Ratifikation
und Durchführung des IAO-
Übereinkommens Nr. 182 über
das Verbot und unverzügliche
Maßnahmen zur Beseitigung der
schlimmsten Formen der Kinder-
arbeit;

e) Förderung sicherer und gesund-
heitlich unbedenklicher Bedingun-
gen am Arbeitsplatz, um die Ar-
beitsbedingungen zu verbessern
und die Auswirkungen von Be-
rufsunfällen und beruflich be-
dingten Krankheiten auf den Ein-
zelnen und die Gesundheitsver-
sorgungssysteme zu reduzieren;

39. Für wirksame und umfassende
Maßnahmen zur Beseitigung schädli-
cher Kinderarbeit sorgen, unter an-
derem durch die Erarbeitung und
Durchführung einzelstaatlicher Akti-
onspläne, die Gewährleistung des Zu-
gangs zu einer Grundbildung, die
Verbesserung der Beschäftigungs-
und Erwerbschancen von Familien mit
Kinderarbeitern, die besondere Be-
rücksichtigung von Mädchen, die
Förderung der Zusammenarbeit zwi-
schen Regierungen, Arbeitgeber- und
Arbeitnehmerorganisationen, Familien
mit Kinderarbeitern und der Zivil-
gesellschaft und die Hervorhebung
der Notwendigkeit einer engen Zu-
sammenarbeit zwischen der IAO, dem
Kinderhilfswerk der Vereinten Natio-
nen (UNICEF), der Weltbank und an-
deren in Betracht kommenden Ak-
teuren.

40. Die zuständigen Organisatio-
nen des Systems der Vereinten Natio-
nen auffordern, den einzelstaatlichen
Regierungen koordinierte technische
Hilfe zu gewähren, um sie bei ihren
Bemühungen zu unterstützen, die so-
ziale Entwicklung zu fördern und die
Ziele der Armutsbeseitigung, der
Vollbeschäftigung und der sozialen
Integration, einschließlich der Gleich-
stellung der Geschlechter, zu errei-
chen.

41. Den Privatsektor dazu anha l-
ten, die grundlegenden Rechte von

Arbeitnehmern, wie in der IAO-
Erklärung über grundlegende Prinzi-
pien und Rechte bei der Arbeit be-
kräftigt, zu achten.

42. Die Methoden für die Samm-
lung und Analyse grundlegender Be-
schäftigungsdaten, unter anderem
aufgeschlüsselt nach Alter, Ge-
schlecht, und je nach Landeskontext
relevanten sozioökonomischen Kate-
gorien, so auch unter Be-
rücksichtigung des informellen, land-
wirtschaftlichen und Dienstleistungs-
sektors und neuer Formen der Be-
schäftigung, verbessern und die Prak-
tikabilität der Erarbeitung und Verbes-
serung von Mechanismen zur Erfas-
sung der nichtbezahlten Arbeit be-
werten.

43. Die Möglichkeit einer größeren
von der IAO zu organisierenden Ver-
anstaltung zum Thema des informel-
len Sektors im Jahr 2002 in Erwägung
ziehen.

44. Die Internationale Arbeitsor-
ganisation bitten, den Mitgliedsstaa-
ten auf Antrag zu helfen, Beschäftig-
ten im informellen Sektor eine Reihe
von Unterstützungsmaßnahmen an-
zubieten, einschließlich gesetzlich ver-
ankerter Rechte, Sozialschutz und
Kreditzugang.

45. Die Modalitäten der Zugehö-
rigkeit zu Sozialschutzsystemen nach
Bedarf so konzipieren beziehungswe i-
se konsolidieren, dass sie den Bedürf-
nissen von Personen in flexiblen Be-
schäftigungsverhältnissen gerecht
werden.

46. Soweit angebracht, Rechtsvor-
schriften oder andere Mechanismen
zur Festlegung von Mindestlohnsät-
zen annehmen und/oder konsolidie-
ren.

47. Sicherstellen, dass Wanderar-
beitnehmern der durch die einschlägi-
gen nationalen und internationalen
Rechtsinstrumente gewährte Schutz
zugute kommt, konkrete und wirksa-
me Maßnahmen gegen die Ausbeu-
tung von Wanderarbeitnehmern er-
greifen und allen Ländern nahe legen,
die Ratifizierung und vollinhaltliche
Durchführung der einschlägigen in-
ternationalen Übereinkünfte über
Wanderarbeitnehmer in Erwägung zu
ziehen, namentlich auch der Interna-
tionalen Konvention zum Schutz der

Rechte aller Wanderarbeitnehmer und
ihrer Familienangehörigen.

48. Gemeinsam mit Arbeitgeber-
und Arbeitnehmerorganisationen so-
wie anderen in Frage kommenden
Akteuren der Zivilgesellschaft geeig-
nete Maßnahmen ergreifen, um die
spezifischen Beschäftigungsprobleme
von Jugendlichen, älteren Arbeitneh-
mern, Behinderten, allein erziehenden
Eltern und Langzeitarbeitslosen, unter
besonderer Berücksichtigung der
Frauen, anzugehen, so auch durch

a) die Verbesserung des Zugangs zu
neuen Technologien, durch Be-
rufsausbildung und -beratung, die
Durchführung von Arbeitsver-
mittlungsprogrammen und die Er-
leichterung der Sammlung von
Berufserfahrungen, so auch durch
eine Ausbildung am Arbeitsplatz,
sowie die Anerkennung von durch
ehrenamtliche und unbezahlte Ar-
beit erworbene Berufserfahrun-
gen;

b) die Förderung lebenslangen Ler-
nens und des Zugangs zu Arbeits-
marktinformationen sowie die ge-
zielte Konzeption von Program-
men zur Deckung der spezifischen
Bedürfnisse dieser Gruppen im
Hinblick auf den Erwerb der Qua-
lifikationen, die in einer wissens-
gestützten Wirtschaft gebraucht
werden;

c) die Einbeziehung des Privatsektors
in die Fachausbildung;

d) die Anpassung der Lehrpläne von
Fachschulen, Sekundarschulen
und Hochschulen und die Erleich-
terung des Zugangs zu diesen
Schulen für Jugendliche, mit dem
Ziel, dem Arbeitskräftebedarf ei-
nes sich rasch ändernden Arbeits-
markts gerecht zu werden und
den Übergang von der Ausbil-
dungs- in die Arbeitswelt zu er-
leichtern;

e) die Schaffung der Voraussetzun-
gen, die es älteren Arbeitnehmern
ermöglichen, im Arbeitsleben zu
verbleiben und aktiv daran teilzu-
nehmen.

49. Auf dem Arbeitsmarkt die
Gleichstellung der Geschlechter för-
dern und die geschlechtsbedingte
Diskriminierung beseitigen, durch

a) die Förderung der Grundsätze der
Gleichheit des Entgelts und der
Beseitigung der Diskriminierung
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und die nachdrückliche Prüfung
der Ratifikation der IAO-
Übereinkommen Nr. 100 über die
Gleichheit des Entgelts männlicher
und weiblicher Arbeitskräfte für
gleichwertige Arbeit15 und Nr. 111
über die Diskriminierung in Be-
schäftigung und Beruf16 sowie
deren vollinhaltliche Durchführung
nach Ratifikation;

b) die Gewährleistung des Rechts auf
Gleichheit des Entgelts für gleich-
wertige Arbeit für Frauen und
Männer;

c) die Unterstützung von Frauen und
Männern bei dem Bemühen, ihre
beruflichen und ihre familiären
Pflichten miteinander zu verein-
baren, unter anderem durch fle-
xible Arbeitsregelungen, ein-
schließlich der freiwilligen Teil-
zeitarbeit und Arbeitsplatzteilung
durch die Eltern sowie zugängli-
che, erschwingliche und gute
Betreuungseinrichtungen für Kin-
der und abhängige Angehörige,
unter besonderer Berücksichtung
der Bedürfnisse der Haushalte al-
lein erziehender Eltern.

Verpflichtung 4:

Die soziale Integration fördern,
durch Eintreten für den Aufbau
stabiler, sicherer und gerechter
Gesellschaften, die auf der För-
derung und dem Schutz aller
Menschenrechte sowie auf
Nichtdiskriminierung, Toleranz,
Achtung der Vielfalt, Chancen-
gleichheit, Solidarität, Sicherheit
und Teilhabe aller Menschen,
einschließlich benachteiligter
und schwacher Gruppen und
Personen, beruhen
50. Die Mechanismen für die Teil-
habe aller Menschen stärken und als
Beitrag zur sozialen Integration die
Zusammenarbeit und den Dialog zwi-
schen allen Ebenen des Staates und
der Zivilgesellschaft fördern.

51. Der Zivilgesellschaft, ein-
schließlich lokaler Organisationen, die
mit Gruppen arbeiten, die besondere

                                                
15

 Von der Internationalen Arbeitskonferenz
auf ihrer 34. Tagung 1951 verabschiedet.
16

 Von der Internationalen Arbeitskonferenz
am 25. Juni 1958 verabschiedet.

Bedürfnisse haben, größere Unter-
stützung zukommen lassen und die
Durchführung diese Gruppen betref-
fender Übereinkünfte der Vereinten
Nationen beschleunigen, unter Anre-
gung nachhaltiger Investitionen in so-
ziale Institutionen und soziales Kapital
und Stärkung sozialer Netzwerke, ins-
besondere im Hinblick auf in Armut
lebende Menschen und andere mar-
ginalisierte Gruppen.

52. Ein förderliches Umfeld für
Organisationen der Zivilgesellschaft
gewährleisten, unter anderem um ihre
koordinierte, demokratische, trans-
parente und rechenschaftspflichtige
Mitwirkung an der Bereitstellung so-
zialer Dienste zu erleichtern. Es sollten
auch Anstrengungen unternommen
werden, es Organisationen der Zivil-
gesellschaft, insbesondere aus den
Entwicklungsländern, leichter zu ma-
chen, Beiträge zu den entsprechenden
internationalen Foren zu leisten.

53. Bei der Erarbeitung von
Rechtsvorschriften und Programmen
für die Armutsbekämpfung und die
soziale Integration die wirksame Teil-
habe und Beitragsleistung benachtei-
ligter und schwacher Gruppen und
Personen fördern.

54. Den Beitrag fördern, den das
Freiwilligenwesen zur Schaffung für-
sorglicher Gesellschaften als zusätzli-
cher Mechanismus bei der Förderung
der sozialen Integration leisten kann.
Die Kommission für soziale Entwick-
lung ist gebeten, die Frage im Jahr
2001, dem Internationalen Freiwilli-
genjahr, zu prüfen.

55. Die Teilhabe von Freiwilligen
an der sozialen Entwicklung fördern,
unter anderem dadurch, dass den Re-
gierungen nahe gelegt wird, unter
Berücksichtigung der Auffassungen
aller Akteure umfassende Strategien
und Programme zu erarbeiten, dass
die Öffentlichkeit für den Wert und
die Möglichkeiten des Freiwilligenwe-
sens sensibilisiert wird und dass ein
förderliches Umfeld ge schaffen wird,
in dem Einzelpersonen und andere
Akteure der Zivilgesellschaft sich in
der Freiwilligenarbeit engagieren
können und der Privatsektor dieselbe
unterstützen kann.

56. Anerkennen, dass die Familie
die Grundeinheit der Gesellschaft ist,
dass sie eine Schlüsselrolle bei der so-

zialen Entwicklung spielt und für den
sozialen Zusammenhalt und die sozi-
ale Integration maßgeblich ist. In ver-
schiedenen kulturellen, politischen
und sozialen Systemen gibt es unter-
schiedliche Formen der Familie. Ferner
anerkennen, dass die Gleichstellung
und Gleichbehandlung von Frauen
und Männern sowie die Achtung vor
den Rechten aller Familienmitglieder
unerlässliche Voraussetzungen für das
Wohl der Familie und die Gesellschaft
überhaupt sind, und geeignete Maß-
nahmen zu fördern, um den Bedürf-
nissen der Familien und ihrer einzel-
nen Glieder gerecht zu werden, ins-
besondere in den Bereichen wirt-
schaftliche Unterstützung und soziale
Dienste. Der Hilfestellung für die Fa-
milie bei der Wahrnehmung ihrer
Rolle, Rückhalt, Erziehung und Ge-
borgenheit zu vermitteln, den Ursa-
chen und Folgen des Zerfalls der Fa-
milie und Maßnahmen, damit Frauen
und Männer ihr Arbeits- und Famili-
enleben miteinander vereinbaren
können, sollte größere Aufmerksam-
keit gewidmet werden.

57. Die Medien, einschließlich des
Internets und anderer Formen der
Informationstechnologie, ermutigen,
durch die Anwendung integrierender
partizipatorischer Ansätze bei der Er-
zeugung, Verbreitung und Verwen-
dung von Informationen zur Förde-
rung der sozialen Integration beizu-
tragen, namentlich auch dadurch,
dass benachteiligten und marginali-
sierten Gruppen der Zugang zu diesen
Informationen ermöglicht wird.

58. Unter Anerkennung der positi-
ven Rolle der Medien und der Infor-
mationstechnologie, einschließlich des
Internets, Maßnahmen konzipieren
und ergreifen, um der ständig zu-
nehmenden Verbreitung von Kinder-
pornografie und anderer obszöner
Materialien, der Intoleranz einschließ-
lich der religiösen Intoleranz, dem
Hass, dem Rassismus, der Diskrimi-
nierung auf Grund der Ge-
schlechtszugehörigkeit und des Alters
und der Anstiftung zu Gewalt durch
die Medien und die Informations-
technologien, so auch durch das In-
ternet, entgegenzuwirken.

59. Sicherstellen, dass der Unter-
richt auf allen Ebenen alle Men-
schenrechte und Grundfreiheiten,
Toleranz, Frieden, Verständnis für und
Achtung vor der kulturellen Vielfalt
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und Solidarität in einer global interde-
pendenten Welt fördert, wie dies in
der Erklärung und dem Aktionspro-
gramm für eine Kultur des Friedens17

sowie im Kontext des Jahres der Ver-
einten Nationen für den Dialog zwi-
schen den Kulturen (2001), der De-
kade der Vereinten Nationen für
Menschenrechtserziehung (1995-
2005) und der Dritten Dekade zur
Bekämpfung von Rassismus, Rasse n-
diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit
und damit zusammenhängender In-
toleranz zum Ausdruck kommt.

60. Alle Formen der Diskriminie-
rung, einschließlich Rassendiskrimi-
nierung, Fremdenfeindlichkeit und
damit zusammenhängende Intole-
ranz, beseitigen und in diesem Zu-
sammenhang die Durchführung des
Internationalen Übereinkommens der
Vereinten Nationen zur Beseitigung
jeder Form von Rassen-
diskriminierung18 und die Einberufung
der Weltkonferenz gegen Rassismus,
Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammen-
hängende Intoleranz 2001 in Südafri-
ka unterstützen.

61. Sicherstellen, dass kontinuier-
lich und verstärkt Maßnahmen zur
Bekämpfung aller Formen ge-
schlechtsspezifischer Gewalt ergriffen
werden, und anerkennen, dass Ge-
walt gegen Frauen, gleichgültig ob im
privaten oder öffentlichen Leben, ge-
gen die Menschenrechte und Grund-
freiheiten der Frau verstößt und deren
Wahrnehmung beeinträchtigt oder
verhindert.

62. Den Beitrag autochthoner Be-
völkerungsgruppen zur Gesellschaft
anerkennen und Wege fördern, ihnen
größere Verantwortung für ihre eige-
nen Angelegenheiten zu übertragen,
unter anderem durch

a) das Bemühen, ihnen bei Entsche i-
dungen, die sich unmittelbar auf
sie auswirken, ein größeres Mit-
spracherecht einzuräumen;

b) die Ermutigung der Organisatio-
nen der Vereinten Nationen, im
Rahmen ihres jeweiligen Mandats
wirksame programmatische Maß-
nahmen zu ergreifen, um Ange-
hörige autochthoner Bevölke-
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 Resolution 53/243 der Generalversamm-
lung.
18

 Resolution 2106 A (XX) der Generalver-
sammlung, Anlage.

rungsgruppen in sie interessie-
rende und berührende Angele-
genheiten einzubeziehen.

63. Die laufenden Arbeiten an
dem Entwurf einer Erklärung über die
Rechte autochthoner Bevölkerungs-
gruppen fördern, mit dem Ziel, diesen
Entwurf vor Ablauf der Internationa-
len Dekade der autochthonen Bevöl-
kerungsgruppen der Welt im Jahr
2004 fertig zu stellen, sowie die
Schaffung eines ständigen Forums der
Vereinten Nationen unterstützen, das
unter das Mandat des Wirtschafts-
und Sozialrats fallende Fragen auto-
chthoner Bevölkerungsgruppen in den
Bereichen wirtschaftliche und soziale
Entwicklung, Kultur, Umwelt, Bildung,
Gesundheit und Menschenrechte er-
örtern soll.

64. Auffassungen und Informatio-
nen betreffend einzelstaatliche Er-
fahrungen und beste Verfahrenswe i-
sen bei der Konzeption und Durch-
führung von Politiken und Program-
men zur Frage des Alterns, bei der
Förderung der vollen Integration äl-
terer Menschen in die Gesellschaft
und ihrer weiteren Partizipation daran
als vollgültige Akteure im Entwick-
lungsprozess austauschen, und in die-
sem Zusammenhang die Einberufung
der zweiten Weltversammlung zur
Frage des Alterns unterstützen, die
2002 in Spanien stattfinden soll.

65. Vordringlich Forschungsarbei-
ten über die derzeitige und zu erwa r-
tende Situation älterer Menschen
unterstützen, namentlich in den Ent-
wicklungsländern und insbesondere
was ihre produktive Rolle und ihren
Beitrag zur Entwicklung betrifft, um
auf der zweiten Weltversammlung zur
Frage des Alterns einen maßgeblichen
Beitrag zur Überarbeitung des Inte r-
nationalen Aktionsplans zur Frage des
Alterns19 zu leisten;

66. Die Bandbreite der Politiken
und Maßnahmen ausweiten, unter
anderem durch die Förderung der
Anwendung der Rahmenbestimmun-
gen der Vereinten Nationen zur Her-
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 Siehe: Report of the World Assembly on
Ageing, Vienna, 26 July – 6 August 1982; in
deutscher Fassung erschienen als Veröffentli-
chung der Abteilung Informationen aus dem
Wirtschafts- und Sozialbereich (DESI) der
Sekretariats-Hauptabteilung Presse und In-
formation (Dokument DESI G.94 vom März
1983).

stellung der Chancengleichheit für
Behinderte20, um Behinderte zu befä-
higen, ihre Rolle in der Gesellschaft in
vollem Umfang wahrzunehmen. Be-
sondere Aufmerksamkeit sollte behin-
derten Frauen und Kindern und Men-
schen mit Entwicklungs-, geistigen
und psychiatrischen Behinderungen
gewidmet werden.

67. Behinderten durch eine ent-
sprechende Organisation und Ges-
taltung des Arbeitsumfelds Zugang zu
Beschäftigungsmöglichkeiten ge-
währleisten und ihre Beschäftigungs-
fähigkeit durch bildungs- und qualifi-
kationsfördernde Maßnahmen ver-
bessern, soweit möglich durch Reha-
bilitation in der Gemeinschaft, und
andere direkte Maßnahmen, zu de-
nen auch Anreize für Unternehmen
zur Beschäftigung von Behinderten
gehören können.

68. Verstärkte Anstrengungen
unternehmen, um den Schutz der
Menschenrechte und der Menschen-
würde von Migranten unabhängig
von ihrem rechtlichen Status sowie
die soziale und wirtschaftliche Inte-
gration von legalen Migranten, die
Gewährleistung eines wirksamen
Schutzes für Migranten, insbesondere
durch die Anwendung der entspre-
chenden Bestimmungen des Wiener
Übereinkommens über konsularische
Beziehungen21, die Bereitstellung einer
sozialen Grundversorgung, die Er-
leichterung der Familienzusammen-
führung legaler Migranten und ihre
Gleichbehandlung vor dem Gesetz zu
gewährleisten.

69. Auf nationaler und internatio-
naler Ebene Maßnahmen fördern, um
das Schleusen von Migranten sowie
den Menschenhandel, insbesondere
mit Frauen und Kindern, für die Zwe-
cke der Prostitution, der wirtschaftli-
chen Ausbeutung sowie anderer For-
men der Ausbeutung wie Knecht-
schaft als Hausbedienstete und
Schuldknechtschaft zu verhindern.
Konkrete Strafen für den Menschen-
handel und für das Schleusen von
Migranten erarbeiten, gestützt durch
wirksame Verwaltungsverfahren und
Gesetze, die gewährleisten, dass die
der Begehung solcher Verbrechen für
schuldig Befundenen bestraft werden.
                                                
20

 Resolution 48/96 der Generalversamm-
lung, Anlage.
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 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 596,
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70. Die Protokolle betreffend den
Menschenhandel und das Schleuser-
unwesen, die zurzeit vom Ad-hoc-
Ausschuss für die Ausarbeitung eines
Übereinkommens gegen die grenz-
überschreitende organisierte Krimina-
lität in Wien ausgehandelt werden,
möglichst bald fertig stellen;

71. Die Bemühungen des Pro-
gramms der Vereinten Nationen für
internationale Drogenkontrolle um die
Erfüllung seines Mandats im Rahmen
der internationalen Drogenkontroll-
Verträge und des Ergebnisses der
zwanzigsten Sondertagung der Ge-
neralversammlung über die Bekämp-
fung des Weltdrogenproblems22 mit-
tels eines ausgewogenen und umfas-
senden Ansatzes unterstützen, wozu
auch die Reduzierung der Nachfrage,
die Bekämpfung des Drogenhandels
und die Reduzierung des Angebots
von Suchtstrafen und psychotropen
Stoffen gehören.

72. Anerkennen, dass Beziehungen
innerhalb der Familien, die Stabilität,
Unterstützung und fürsorgliche Zu-
wendung gewährleisten, unterstützt
von den Gemeinwesen und, soweit
vorhanden, durch fachliche Dienst-
leistungen, lebenswichtigen Schutz
gegen den Suchtstoffmissbrauch, ins-
besondere unter Minderjährigen,
bieten können. Die Schulen und Me-
dien sollten unter anderem durch den
Einsatz der Informationstechnologien,
einschließlich des Internets, ermutigt
werden, jungen Menschen Informati-
onen über die Gefahren des Sucht-
stoffmissbrauchs und der Drogenab-
hängigkeit und über Möglichkeiten,
sich Hilfe zu verschaffen, zur Verfü-
gung zu stellen.

73. Anerkennen, dass der Tabak-
konsum und der Alkoholmissbrauch,
insbesondere durch junge Frauen und
Männer, eine ernste Gefahr für die
Gesundheit darstellen; sowie die Erar-
beitung von umfassenden Program-
men zur Reduzierung des Tabakkon-
sums, des Passivrauchens und des Al-
koholmissbrauchs in allen Ländern
unterstützen.

74. Die Wirksamkeit von Organi-
sationen und Mechanismen, die sich
für die Konfliktverarbeitung und die
friedliche Konfliktbeilegung einsetzen,
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 Siehe die Resolutionen der Generalver-
sammlung S-20/2, S-20/3 und S-20/4.

weiter stärken und sich mit deren so-
zialen Ursachen und Folgen ausein-
ander setzen.

75. Die zuständigen Organe der
Vereinten Nationen besser befähigen,
im Rahmen ihres jeweiligen Mandats
in ihren Strategien und Tätigkeiten
zur Konfliktbewältigung in der Kon-
fliktfolgezeit, so auch in ihren For-
schungsarbeiten, Analysen sowie
Ausbildungs- und operativen Aktivi-
täten, Maßnahmen zur sozialen In-
tegration zu fördern, um der Trauma-
bewältigung, Rehabilitation, Aus-
söhnung und dem Wiederaufbau in
Postkonfliktsituationen besser gerecht
zu werden, unter anderem durch die
Förderung partizipatorischer Ent-
wicklungsinitiativen. Kindern, na-
mentlich unbegleiteten minderjähri-
gen Flüchtlingen, vertriebenen Kin-
dern, von ihren Familien getrennten
Kindern, Kindersoldaten und Kindern
in bewaffneten Konflikten sollte grö-
ßere Aufmerksamkeit gewidmet wer-
den.

Verpflichtung 5:

Die uneingeschränkte Achtung
der Menschenwürde fördern, die
Gleichstellung und Gleichbe-
handlung von Männern und
Frauen herbeiführen und die
Teilhabe der Frau und die füh-
rende Rolle, die sie im politi-
schen, bürgerlichen, wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen
Leben und bei der Entwicklung
einnehmen kann, anerkennen
und fördern
76. Die volle Wahrnehmung aller
Menschenrechte und Grundfreiheiten
durch alle Frauen und Mädchen als
eine der Voraussetzungen für die
Gleichstellung der Geschlechter för-
dern. Die Regierungen sollten dafür
Sorge tragen, dass die Menschen-
rechte von Frauen und Mädchen
durch die Entwicklung, Durchführung
beziehungsweise den wirksamen Voll-
zug von gleichstellungsorientierten
Politiken und Rechtsvorschriften ge-
achtet, geschützt und gefördert wer-
den.

77. Die Beseitigung der Diskrimi-
nierung der Frau sowie ihre Ermächti-
gung und volle Mitwirkung in allen

Lebensbereichen und auf allen Ebe-
nen sollten vorrangige Ziele auf nati-
onaler wie auch auf internationaler
Ebene sein und einen festen Be-
standteil der sozialen Entwicklung bil-
den. Eine faire soziale Entwicklung
erfordert die volle Achtung der Men-
schenwürde, die Gleichstellung und
Gleichbehandlung von Frauen und
Männern, die Integration ge-
schlechtsspezifischer Aspekte in alle
Ebenen der Politikgestaltung und der
Planung von Programmen und Pro-
jekten. Trotz gewisser Fortschritte ist
die durchgängige Berücksichtigung
geschlechtsspezifischer Aspekte noch
nicht die allgemeine Regel, und in den
meisten Gesellschaften herrscht in
vielen Bereichen nach wie vor ge-
schlechtsbedingte Ungleichheit.

78. Die Ergebnisse der dreiund-
zwanzigsten Sondertagung der Ge-
neralversammlung mit dem Titel
"Frauen 2000: Gleichstellung, Ent-
wicklung und Frieden für das 21.
Jahrhundert"23 voll berücksichtigen
und umsetzen.

79. Die Integration geschlechts-
spezifischer Aspekte in die Umsetzung
aller weiteren Initiativen sicherstellen,
die zu einer jeden der auf dem Gipfel
eingegangenen Verpflichtungen ein-
geleitet werden, unter Berücksichti-
gung der spezifischen Rollen und Be-
dürfnisse der Frau in allen Bereichen
der sozialen Entwicklung, unter an-
derem durch die Bewertung der Aus-
wirkungen von Vorschlägen auf Frau-
en und durch Maßnahmen zur Behe-
bung von Situationen, in denen Frau-
en benachteiligt sind. Der Einsatz von
gezielten Fördermaßnahmen zu
Gunsten der Frau und von Program-
men zu ihrer Ermächtigung wird so-
wohl den Regierungen als auch den
internationalen Organisationen nahe
gelegt.

80. Die auf einzelstaatlicher Ebene
unternommenen Anstrengungen stä r-
ken, so auch durch Unterstützung
seitens der internationalen Gemein-
schaft, um die Ermächtigung der
Frauen zu fördern, unter anderem
durch

a) den Ausgleich des Gefälles zwi-
schen Mädchen und Jungen bei

                                                
23

 Siehe: Offizielles Protokoll der Generalver-
sammlung, Dreiundzwanzigste Sonderta-
gung, Beilage Nr. 3 (A/S-23/10/Rev.1), Kap.
III.
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der Primar- und Sekundarschulbil-
dung bis zum Jahr 2005 und Si-
cherstellung der kostenlosen, obli-
gatorischen und allgemeinen
Grundschulbildung für Mädchen
und Jungen bis zum Jahr 2015;

b) die Verbesserung des Zugangs
von Frauen und Mädchen zu allen
Bildungsebenen und -formen;

c) die Verbesserung des Alphabeti-
sierungsniveaus von Erwachsenen,
insbesondere von Frauen, um 50
Prozent bis zum Jahr 2015;

d) die Stärkung der Teilhabe von
Frauen und die Herbeiführung ei-
ner ausgewogenen Beteiligung
von Frauen und Männern an allen
Sektoren und Berufssparten des
Arbeitsmarktes sowie Verringe-
rung des Einkommensgefälles zwi-
schen Männern und Frauen;

e) die Gewährleistung der Verringe-
rung der Morbidität und Mortali-
tät von Müttern als vorrangiges
Ziel des Gesundheitssektors;

f) die Beseitigung aller Formen der
Gewalt gegen Frauen, sowohl im
häuslichen wie auch im öffentli-
chen Bereich;

g) die Förderung von Programmen,
die Frauen und Männer in die La-
ge versetzen, Berufstätigkeit und
Familienpflichten miteinander zu
vereinbaren und die Männer dazu
ermutigen, sich zu gleichen Teilen
an der Haushaltsarbeit und der
Kinderbetreuung zu beteiligen.

81. Internationale Zusammenarbeit
zur Unterstützung der regionalen und
nationalen Bemühungen um die Aus-
arbeitung und Verwendung ge-
schlechtsbezogener Analysen und
Statistiken fördern, indem unter an-
derem nationalen statistischen Äm-
tern auf Antrag institutionelle und fi-
nanzielle Hilfe gewährt wird, um sie in
die Lage zu versetzen, Ersuchen um
nach Geschlecht und Alter aufge-
schlüsselten Daten nachzukommen,
die von Regierungen bei der Aus-
arbeitung geschlechtsspezifischer sta-
tistischer Indikatoren für die Übe rwa-
chung und die Wirkungsbewertung
von Politiken und Programmen einge-
setzt werden, sowie regelmäßige
strategische Erhebungen durchzu-
führen.

82. Die Regierungen bei ihrem
Bemühen unterstützen, handlungsori-
entierte Programme und Maßnahmen
zur Beschleunigung der vollen Umse t-
zung des Aktionsprogramms von Ko-

penhagen und der Aktionsplattform
von Beijing einzuleiten, mit terminge-
bundenen Zielgrößen und/oder
messbaren Gesamtzielen und Evalu-
ierungsmethoden, namentlich Be-
wertung der geschlechtsspezifischen
Auswirkungen, unter voller Mitwir-
kung der Frauen an der Messung und
Analyse der erzielten Fortschritte.

83. Die Unterzeichnung und Rati-
fizierung des Fakultativprotokolls zu
dem Übereinkommen über die Bese i-
tigung jeder Form von Diskriminie-
rung der Frau24 erwägen.

84. Die Anstrengungen zur Ge-
währleistung gleichen Zugangs zu Bil-
dung, Gesundheit und sozialen
Diensten sowie zur Gewährleistung
des Rechts von Frauen und Mädchen
auf Bildung und den Genuss des für
sie erreichbaren Höchstmaßes an kör-
perlicher und geistiger Gesundheit in
allen Lebensphasen, wie auch auf ei-
ne angemessene, erschwingliche und
allgemein zugängliche Gesundheits-
versorgung und entsprechende
Dienstleistungen, namentlich für die
sexuelle und reproduktive Gesund-
heit, vor allem angesichts der
HIV/Aids-Pandemie, und auch im
Hinblick auf den wachsenden Anteil
älterer Frauen verstärken.

85. Sicherstellen, dass die Redu-
zierung der Morbidität und Mortalität
von Müttern als eine vorrangige Auf-
gabe des Gesundheitssektors be-
trachtet wird und dass Frauen leichten
Zugang zu einer geburtshilflichen
Grundversorgung, zu gut ausgesta t-
teten und personell ausreichend be-
setzten Mütter-Gesundheitsdiensten,
einer qualifizierten Betreuung bei der
Entbindung, einer geburtshilflichen
Betreuung in Notfällen, falls notwen-
dig wirksamen Überweisungen und
Transporten zu spezialisierteren Ein-
richtungen, zu Wochenbettbetreuung
und zu Familienplanungsdiensten ha-
ben, um unter anderem eine gefahr-
lose Mutterschaft zu fördern, sowie
Maßnahmen zur Verhütung, Er-
kennung und Behandlung von Brust-,
Gebärmutterhals- und Eierstockkrebs,
von Osteoporose und von sexuell ü-
bertragbaren Infektionen, namentlich
HIV/Aids, vorrangige Aufmerksamkeit
zuwenden.
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 Resolution der Generalversammlung 54/4,
Anlage.

Verpflichtung 6:

Die Ziele des allgemeinen und
gerechten Zugangs zu einer gu-
ten Bildung, des höchsten er-
reichbaren körperlichen und
geistigen Gesundheitszustands
und des Zugangs aller Menschen
zur gesundheitlichen Grundver-
sorgung fördern und verwirkli-
chen, durch besondere Anstren-
gungen, um Ungleichheiten im
Hinblick auf soziale Verhältnisse
zu beheben, ohne Unterschied
nach Rasse, nationaler Herkunft,
Geschlecht, Alter oder Behinde-
rung; unsere gemeinsame Kultur
wie auch unsere jeweilige kultu-
relle Eigenart achten und för-
dern; danach trachten, die Rolle
der Kultur in der Entwicklung zu
stärken; die unabdingbaren
Grundlagen für eine nachhaltige
Entwicklung, in deren Mittel-
punkt der Mensch steht, erhal-
ten; und zur vollen Erschließung
der Humanressourcen und zur
sozialen Entwicklung beitragen,
mit dem Ziel, die Armut zu be-
seitigen, eine produktive Vollbe-
schäftigung zu fördern und die
soziale Integration zu begünsti-
gen
86. Anerkennen, dass die Regie-
rungen die oberste Verantwortung für
die Bereitstellung oder Gewährleis-
tung des Zugangs zu einer sozialen
Grundversorgung für alle haben;
nachhaltige, armenfreundliche Ge-
sundheits- und Bildungssysteme auf-
bauen, durch die Förderung der Ge-
meinwesenpartizipation an der Pla-
nung und Verwaltung der sozialen
Grundversorgung, so auch an der Ge-
sundheitsförderung und Krankheits-
vorbeugung; die Ansätze zur De-
ckung lokaler Bedürfnisse diversifi-
zieren, unter möglichst weit gehender
Nutzung vor Ort vorhandener Quali-
fikationen und Ressourcen.

87. Den angemessenen und wirk-
samen Einsatz von Ressourcen für den
allgemeinen Zugang zu Grundschul-
bildung und primärer Gesundheitsver-
sorgung im Kontext des jeweiligen
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Landes sicherstellen, in Anerkennung
der positiven Auswirkungen, die dies
für die wirtschaftliche und soziale
Entwicklung nach sich ziehen kann,
wobei besondere Anstrengungen
unternommen werden sollten, gezielt
auf die besonderen Bedürfnisse
schwacher und benachteiligter Grup-
pen einzugehen.

88. Die Leistung der Gesundheits-
versorgungssysteme, insbesondere
auf der Ebene der primären Gesund-
heitsversorgung, durch Ausweitung
des Zugangs zur Gesundheitsversor-
gung verbessern.

89. Basisgesundheitsdienste für
alle Mitglieder der Gesellschaft ver-
fügbar machen und gegebenenfalls
die Möglichkeit sondieren, gemein-
nützige gemeinwesengestützte Kran-
kenversicherungsprogramme zu för-
dern, als eine der möglichen Metho-
den zur Unterstützung der jeweiligen
Regierung bei der Förderung einer
zugänglichen primären Gesundheits-
versorgung für alle.

90. Zu neuen Maßnahmen auf in-
ternationaler Ebene anregen, so auch
zur möglichen Ausrufung einer Al-
phabetisierungsdekade der Vereinten
Nationen, um einzelstaatliche An-
strengungen zur Herbeiführung des
allgemeinen Zugangs zu einer Grund-
bildung und zu primärer Gesundheits-
versorgung für alle bis zum Jahr 2015
zu unterstützen.

91. Die internationalen Organisa-
tionen, insbesondere die internatio-
nalen Finanzinstitutionen bitten, im
Einklang mit ihrem Mandat das Ge-
samtziel der Erleichterung langfristiger
Entwicklung zur Unterstützung einzel-
staatlicher Gesundheits- und Bil-
dungsprogramme im Auge zu beha l-
ten.

92. Den auf dem Weltbildungsfo-
rum, das vom 26. bis 28. April 2000
in Dakar abgehalten wurde, verab-
schiedeten Aktionsrahmen25 für Bil-
dung für alle bekräftigen, um auf ge-
eigneter Ebene einzelstaatliche Stra-
tegien oder Aktionspläne zur Förde-
rung seiner Ziele zu entwickeln bezie-
hungsweise zu stärken: sicherstellen,
dass bis zum Jahr 2015 alle Kinder,
insbesondere Mädchen und Kinder,
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 Der Text ist gegenwärtig unter
http://www2.unesco.org/wef/en-
conf/dakframeng.shtm#top abrufbar.

die unter schwierigen Bedingungen
leben oder besondere Bedürfnisse ha-
ben, namentlich Kinder mit Behinde-
rungen, Zugang zu kostenloser, obli-
gatorischer guter Grundschulbildung
haben und diese abschließen; die
Betreuung von Kleinkindern und die
Früherziehung verbessern; den Zu-
gang zu geeigne ten Lernprogrammen
sowie Programmen zur Lebense r-
tüchtigung und für die staatsbürgerli-
che Bildung sicherstellen; das Alpha-
betisierungsniveau von Erwachsenen
um 50 Prozent verbessern; die Qua-
lität der Bildung verbessern; sowie
Maßnahmen zur Beseitigung ge-
schlechtsbedingter Disparitäten und
zur Gewährleistung des vollen und
gleichberechtigten Bildungszugangs
für Mädchen und Frauen ergreifen.

93. Anerkennen, dass die Verwirk-
lichung von Bildung für alle zusätzli-
che finanzielle Unterstützung durch
die Staaten sowie eine Verstärkung
der Entwicklungshilfe und des Schul-
denerlasses gegen Bildung durch bi-
laterale und multilaterale Geber erfor-
dert, mit geschätzten Kosten von et-
wa acht Milliarden Dollar pro Jahr. Es
ist daher unerlässlich, dass die einzel-
nen Regierungen und auch die bila-
teralen und multilateralen Geber, ein-
schließlich der Weltbank und der re-
gionalen Entwicklungsbanken, die Zi-
vilgesellschaft und die Stiftungen
neue konkrete finanzielle Verpflich-
tungen eingehen.

94. Maßnahmen zur stärkeren An-
erkennung und Unterstützung der
Arbeit von Lehrern und anderen im
Bildungsbereich tätigen Personen er-
greifen, so gegebenenfalls auch durch
eine bessere Vergütung und bessere
Sozialleistungen, sachgerechte Aus-
bildungs- und Umschulungspro-
gramme, Strategien zur Erschließung
der Humanressourcen und zur Lauf-
bahnförderung, sowie Maßnahmen
zur Förderung nachhaltiger Beiträge
der Lehrer zu einer hochwertigen Bil-
dung.

95. Die Entwicklungsländer und
andere Länder mit entsprechendem
Bedarf beim Kapazitätsaufbau im Be-
reich der Sekundar- und Tertiärbil-
dung sowie bei der Ausstattung der
Lernenden mit den Qualifikationen
und Technologiekenntnissen fördern
und unterstützen, die sie für eine
wirksame Teilhabe an der modernen,
wissensbasierten Weltwirtschaft be-

nötigen; den internationalen Aus-
tausch im Bildungsbereich fördern,
um eine größere Eigenständigkeit bei
der Bewältigung der Herausforderun-
gen der sozialen und wirtschaftlichen
Entwicklung herbeizuführen und grö-
ßeres Einfühlungsvermögen und Ver-
ständnis für alle Kulturen und ver-
stärkte Sensibilisierung für globale
Fragen zu erreichen.

96. Alle geeigneten Maßnahmen
ergreifen, um sicherzustellen, dass
infektiöse und parasitäre Erkrankun-
gen wie etwa Malaria, Tuberkulose,
Lepra und Bilharziose nicht weiterhin
eine verheerende Anzahl von Opfern
fordern und auch nicht den wirt-
schaftlichen und sozialen Fortschritt
behindern; nationale und internatio-
nale Anstrengungen zur Bekämpfung
dieser Krankheiten stärken, unter an-
derem durch den Aufbau eigener Ka-
pazitäten in den Entwicklungsländern
in Zusammenarbeit mit der Weltge-
sundheitsorganisation, so auch durch
die Unterstützung von Forschungs-
zentren.

97. Auf einzelstaatlicher Ebene
sektorübergreifende Maßnahmen
treffen, um alle Frauen und Männer,
einschließlich der Jugendlichen, in die
Lage zu versetzen, sich selbst und an-
dere gegen eine HIV-Infektion zu
schützen, um den verheerenden
Auswirkungen der Epidemie auf die
persönliche, soziale und wirtschaftli-
che Entwicklung entgegenzuwirken.
Es ist besonders wichtig, die Würde
und die Menschenrechte von Perso-
nen, die mit HIV/Aids leben, zu
schützen und ihre Lebensqualität zu
erhöhen. Zur besseren Vorbeugung
gegen die Übertragung von HIV/Aids
und anderer sexuell übertragbarer
Infektionen und zur Bekämpfung ihrer
Folgen können unter anderem fol-
gende Maßnahmen getroffen we r-
den:

a) Stärkung der Gesundheitsversor-
gungsdienste, namentlich für die
sexuelle und reproduktive Ge-
sundheit;

b) Verstärkung von Informations-,
Aufklärungs- und Kommunika-
tionskampagnen zur Sensibilisie-
rung für HIV/Aids und zur Förde-
rung von risikofreiem und verant-
wortungsvollem sexuellem Ver-
halten, in voller Partnerschaft mit
Jugendlichen, Eltern, Familien, Er-
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ziehern und Erbringern von Ge-
sundheitsdiensten;

c) Ausbildung der Erbringer von Ge-
sundheitsdiensten auf allen Gebie-
ten der Verhütung und Eindäm-
mung von HIV/Aids und sexuell
übertragbaren Krankheiten, mit
besonderer Aufmerksamkeit für
die Vermeidung der Kon-
taminierung von Geräten und
Blutprodukten sowie für die Not-
wendigkeit, die Versorgung mit
gesundheitlich unbedenklichem
Blut zu gewährleisten und zu ver-
hüten, dass intravenöse Drogen-
konsumenten Injektionsnadeln
mehrfach oder gemeinsam benut-
zen;

d) Entwicklung und Durchführung
von Strategien zur Verhütung der
Mutter-Kind-Übertragung;

e) Förderung von Analysen der poli-
tischen, kulturellen, sozialen, wirt-
schaftlichen und rechtlichen As-
pekte von HIV/Aids, mit dem Ziel,
Strategien und Maßnahmen zur
Bekämpfung der Epidemie und
ihrer Auswirkungen auf die einzel-
staatliche Entwicklung auszua r-
beiten;

f) Bereitstellung von sozialer und bil-
dungsmäßiger Unterstützung für
Gemeinwesen, Haushalte, Waisen
und Kinder, die von HIV und Aids
betroffen sind.

98. Das politische Engagement
und die auf internationaler und natio-
naler Ebene unternommenen An-
strengungen zur Bekämpfung von
HIV/Aids stärken, unter besonderer
Berücksichtigung der Entwicklungs-
länder und Übergangsländer, durch
Partnerschaften zwischen dem Ge-
meinsamen Programm der Vereinten
Nationen für HIV/Aids (UNAIDS) und
seinen Trägerorganisationen, bilate-
ralen Gebern, Regierungen und nicht-
staatlichen Organisationen, ein-
schließlich Jugendorganisationen, und
dem Privatsektor, ausgehend von ei-
nem multisektoralen Ansatz, der unter
anderem Aufklärungs- und Verhü-
tungsprogramme und -dienste,
Betreuung einschließlich vorgeburtli-
cher Betreuung, Zugang zu er-
schwinglichen Arzneimitteln und an-
deren pharmazeutischen Produkten
sowie Unterstützung für Personen
umfasst, die mit HIV/Aids leben, na-
mentlich durch Betreuung zu Hause,
Familienplanungsprogramme und die
Ermächtigung der Frau.

99. Übergangsländern Unterstüt-
zung bei der Neubelebung ihrer Sys-
teme für die primäre Gesundheitsver-
sorgung und der Förderung schlag-
kräftigerer Kampagnen für Gesund-
heitserziehung und die Förderung ei-
ner gesunden Lebensweise gewähren.

100. Auf allen Ebenen Vorkehrun-
gen und Anreize fördern, um kom-
merzielle Unternehmen, insbesondere
im pharmazeutischen Bereich, dazu zu
veranlassen, in die Erforschung von zu
erschwinglichen Preisen bereitstell-
baren Medikamenten für Krankheiten
zu investieren, unter denen besonders
Menschen in Entwicklungsländern lei-
den, und die Weltgesundheitsorgani-
sation (WHO) bitten, eine Verbesse-
rung der Partnerschaften zwischen
dem öffentlichen und dem Privatsek-
tor auf dem Gebiet der Gesundheits-
forschung zu erwägen.

101. Das Recht eines jeden Men-
schen anerkennen, das für ihn er-
reichbare Höchstmaß an körperlicher
und geistiger Gesundheit zu genie-
ßen, wie dies in den einschlägigen
internationalen Menschenrechtsdo-
kumenten sowie in der Satzung der
WHO niedergelegt ist. Ferner die ent-
scheidende Bedeutung des Zugangs
zu wesentlichen Arzneimitteln zu er-
schwinglichen Preisen anerkennen.
Anerkennen, dass das Recht auf geis-
tiges Eigentum die weitere Erfor-
schung, Entwicklung und Verteilung
von Arzneimitteln fördert und dass
diese geistigen Eigentumsrechte den-
jenigen, die technisches Wissen ent-
wickeln, ebenso zum Vorteil gere i-
chen sollte wie denjenigen, die es
nutzen, und zwar in einer Art und
Weise, die dem sozialen und wirt-
schaftlichen Wohl förderlich ist. Ver-
einbaren, dass die Mitgliedstaaten im
Einklang mit ihrem innerstaatlichen
Recht und mit internationalen Über-
einkünften, denen sie beigetreten
sind, frei und unbeschränkt die Opti-
onen ausüben können, die ihnen nach
den internationalen Übereinkünften
offen stehen, um den Zugang zu le-
bensrettenden, wesentlichen Arznei-
mitteln zu schützen und zu fördern.

102. Die Weltgesundheitsorganisa-
tion bitten, in Zusammenarbeit mit
der UNCTAD, der Welthandelsorgani-
sation und anderen in Betracht kom-
menden Organisationen die Kapazi-
täten der Entwicklungsländer, insbe-
sondere der am wenigsten ent-

wickelten Länder, stärken zu helfen,
damit sie die Folgen von Vereinba-
rungen über den Handel mit Gesund-
heitsdiensten analysieren können,
soweit es um Fairness im Gesund-
heitsbereich und um die Fähigkeit
geht, die Gesundheitsbedürfnisse der
in Armut lebenden Menschen zu de-
cken, und damit sie Politiken entwi-
ckeln können, die die Förderung und
den Schutz der nationalen Gesund-
heitsdienste gewährleisten.

103. Die Weltgesundheitsorganisa-
tion bitten, auf Antrag mit den Re-
gierungen sowie mit den internatio-
nalen Organisationen zusammenzu-
arbeiten, wenn es darum geht, die
Auswirkungen einschlägiger internati-
onaler Übereinkünfte, einschließlich
Handelsvereinbarungen, auf den
Pharmabereich und die öffentliche
Gesundheit zu überwachen und zu
analysieren, sodass die Regierungen
wirksame Bewertungen vornehmen
und in der Folge pharmazeutische
und gesundheitspolitische Strategien
und Aufsichtsmaßnahmen entwickeln
können, die ihren Anliegen und Prio-
ritäten Rechnung tragen und sie in die
Lage versetzen, die positiven Auswir-
kungen dieser Vereinbarungen zu
verstärken und die negativen Auswir-
kungen zu mildern.

104. Die Organisationen des Sys-
tems der Vereinten Nationen bitten,
in Zusammenarbeit mit der Weltge-
sundheitsorganisation den Aspekt der
Gesundheit in ihre Politiken und Pro-
gramme einzubinden, angesichts der
engen wechselseitigen Verflechtung
zwischen dem Gesundheitsbereich
und anderen Bereichen und der Tat-
sache, dass Lösungen für das Problem
einer guten Gesundheit häufig außer-
halb des Gesundheitssektors selbst
liegen; eine solche Zusammenarbeit
kann auf Initiativen in einem oder
mehreren der folgenden Bereiche
aufbauen: Gesundheit und Beschäfti-
gung, Gesundheit und Bildung, Ge-
sundheit und makroökonomische Po-
litik, Gesundheit und Umwelt, Ge-
sundheit und Verkehr, Gesundheit
und Ernährung, Gesundheit und Er-
nährungssicherung, Gesundheit und
Wohnraum, Entwicklung fairerer Fi-
nanzierungssysteme für den Gesund-
heitssektor sowie Handel mit Gütern
und Dienstleistungen in diesem Sek-
tor.
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105. Das System der Vereinten Na-
tionen bitten, einzelstaatliche An-
strengungen, die auf Initiativen in ei-
nem oder mehreren der oben er-
wähnten Bereiche aufbauen, nach
Bedarf zu unterstützen.

Verpflichtung 7:

Die wirtschaftliche und soziale
Entwicklung sowie die Erschlie-
ßung der Humanressourcen Afri-
kas und der am wenigsten ent-
wickelten Länder beschleunigen
106. Zu abgestimmten nationalen
und internationalen Anstrengungen
zur Förderung eines ganzheitlichen
Herangehens an eine nachhaltige
Entwicklung anregen, in deren Mit-
telpunkt der Mensch steht.

107. Abgestimmte nationale und
internationale Anstrengungen zur
Förderung eines günstigen Umfeldes
unternehmen, das die Einbindung Af-
rikas und der am wenigsten ent-
wickelten Länder in die Weltwirt-
schaft erleichtern und ihre Teilhabe
am multilateralen Handelssystem för-
dern wird, unter anderem durch:

a) die Durchführung geeigneter
Schuldenerleichterungsinitiativen,
die zu einer nachhaltigen Lösung
für ihre Schuldenbelastung führen
können;

b) die Verbesserung des Marktzu-
gangs für Exportprodukte aus Af-
rika und aus den am wenigsten
entwickelten Ländern, so auch
durch Zollfreiheit und Verzicht auf
Kontingente auf möglichst breiter
und liberaler Grundlage für im we-
sentlichen alle Produkte, die aus
den am wenigsten entwickelten
Ländern stammen;

c) die Unterstützung von Program-
men, die ihnen behilflich sind, das
multilaterale Handelssystem so-
wohl auf bilateraler Basis wie auch
durch multilaterale Anstrengungen
in vollem Umfang zu nutzen, un-
ter anderem durch die Welthan-
delsorganisation, das Internatio-
nale Handelszentrum, die Han-
dels- und Entwicklungskonferenz
der Vereinten Nationen und durch
andere in Betracht kommende re-
gionale und subregionale Wirt-
schaftsorganisationen;

d) die Weiterführung von auf die Be-
dürfnisse dieser Länder ausgerich-

teten Strukturanpassungspro-
grammen durch die Unterstützung
von wachstumsfördernden und
armutsmindernden Wirtschafts-
reformen;

e) die Unterstützung, unter anderem,
von Initiativen für den Aufbau von
Risikokapitalfonds für Investitio-
nen in diesen Ländern in Berei-
chen, die der nachhaltigen Ent-
wicklung förderlich sind.

108. Die Regierungen Afrikas und
der am wenigsten entwickelten Län-
der dabei unterstützen, die Produkti-
onskapazität und Wettbewerbsfähig-
keit ihrer Länder zu erhöhen, unter
anderem durch Politiken und Pro-
gramme zur Förderung der landwirt-
schaftlichen und industriellen Diversi-
fizierung, die Einrichtung von Netzen
für Unternehmenskooperation, öf-
fentliche und private Systeme für den
Informationsaustausch, Technologie-
förderung und die Förderung einhei-
mischer und ausländischen Investitio-
nen, vor allem im Technologiebereich.

109. Die Geberregierungen und die
internationalen Organisationen auf-
fordern, Investitionen in kritische Inf-
rastrukturdienste zu fördern, so auch
in den Wiederaufbau nach Konflikten
und Naturkatastrophen, und die Re-
gierungen Afrikas und der am we-
nigsten entwickelten Länder bitten,
Infrastrukturinvestitionen auch zur
Beschäftigungsförderung einzusetzen.

110. Interessierten Regierungen na-
he legen, die Einrichtung eines durch
freiwillige Beiträge finanzierten Welt-
solidaritätsfonds zu erwägen, der mit-
helfen soll, die Armut zu beseitigen
und die soziale Entwicklung in den
ärmsten Regionen der Welt zu för-
dern.

111. Das Welternährungsprogramm
und andere in Betracht kommende
Organisationen auffordern, in nah-
rungsmitteldefizitären Niedrigein-
kommensländern, insbesondere in
Afrika und in den am wenigsten ent-
wickelten Ländern, verstärkt Nah-
rung-für-Arbeit-Projekte durchzu-
führen, als wichtige Maßnahme zur
Ausweitung oder Sanierung der not-
wendigen kommunalen Infrastruktur,
zur Schaffung von Arbeitsplätzen und
zur Erhöhung der Ernährungssiche r-
heit der Haushalte.

112. Die Süd-Süd-Zusammenarbeit
verstärkt unterstützen, als Mittel zur
Förderung der Entwicklung in Afrika
und in den am wenigsten entwickel-
ten Ländern durch die Erhöhung der
Investitionen und des Transfers ge-
eigneter Technologien im Wege
wechselseitiger Vereinbarungen sowie
durch die Förderung der Humanka-
pitalentwicklung und der Technolo-
gieentwicklung auf regionaler Ebene,
unter anderem durch Zentren für
Technologieförderung.

113. Erhöhte Anstrengungen der
Regierungen zur Förderung und Stä r-
kung der Humankapitalentwicklung in
Afrika und in den am wenigsten ent-
wickelten Ländern unterstützen, in
Partnerschaft mit der Zivilgesellschaft,
um eine hochwertige Grundbildung
für alle zu erreichen, bei gleichzeitiger
Aufrechterhaltung der Investitionen in
die Sekundar- und Tertiärbildung, und
mit verstärkter Zusammenarbeit se i-
tens der internationalen Gemein-
schaft.

114. Die Anstrengungen der Re-
gierungen unterstützen, zusätzliche
Mittel für Bildung und für Manage-
mentkapazitäten im Bildungssektor
bereitzustellen und die Schulbesuchs-
quoten, vor allem für Mädchen und
Frauen, zu verbessern.

115. Von den Regierungen eingelei-
tete Schritte unterstützen, qualifizierte
und hochgebildete Afrikaner zum
Verbleib in der Region und zur Nut-
zung und Weiterentwicklung ihrer
Qualifikationen zu bewegen.

116. Die entwickelten Länder nach-
drücklich auffordern, auf die mög-
lichst baldige Verwirklichung des ver-
einbarten Ziels hinzustreben, 0,15 bis
0,20 Prozent ihres Bruttosozialpro-
dukts als öffentliche Entwicklungshilfe
für die am wenigsten entwickelten
Länder bereitzustellen.

117. Den am wenigsten entwickel-
ten Ländern seitens der internationa-
len Gemeinschaft, einschließlich der
Fonds und Programme der Vereinten
Nationen sowie der internationalen
und regionalen Finanzinstitutionen,
bei der Vergabe konzessionärer Res-
sourcen für die wirtschaftliche und
soziale Entwicklung Vorrang einräu-
men.
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118. Die Vereinten Nationen und
die ihnen angeschlossenen Organisa-
tionen ermuntern, die Bereitstellung
von technischer Zusammenarbeit für
die am wenigsten entwickelten Län-
der zu verbessern. In diesem Zusam-
menhang die Stärkung des Integrier-
ten Rahmens für handelsbezogene
technische Hilfe an die am wenigsten
entwickelten Länder26 fordern.

119. Die Gläubigerländer ermun-
tern, bilaterale Schuldenerleichte-
rungsvereinbarungen für die afrikani-
schen und die am wenigsten ent-
wickelten Länder durchzuführen, und
betonen, dass Schuldenerleichterun-
gen zur Verwirklichung einzelstaatli-
cher Entwicklungsziele beitragen sol-
len, so auch zur Armutsbeseitigung.

120. Bei der Umsetzung der 20:20-
Initiative in Zusammenarbeit mit der
Zivilgesellschaft den am wenigsten
entwickelten Ländern, insbesondere
im subsaharischen Afrika, besondere
Aufmerksamkeit gewähren, mit dem
Ziel, den Zugang aller Menschen zu
einer sozialen Grundversorgung si-
cherzustellen.

121. Die Empfehlungen im Bericht
des Generalsekretärs27 unterstützen
und in diesem Zusammenhang die Er-
gebnisse der allen Mitgliedstaaten
offen stehenden Ad-hoc-Arbeits-
gruppe über Konfliktursachen und die
Förderung dauerhaften Friedens und
einer nachhaltigen Entwicklung in Af-
rika erwarten.

122. Den 25 afrikanischen Ländern,
die am stärksten von HIV/Aids be-
troffen sind, nahe legen, terminge-
bundene Ziele für die Senkung der
Infektionszahlen zu verabschieden,
wie zum Beispiel das Ziel, die Infekti-
onszahlen bei Jugendlichen bis zum
Jahr 2005 um 25 Prozent zu senken,
sowie das Gemeinsame Programm
der Vereinten Nationen für HIV/Aids
bitten, gemeinsam mit seinen Träge r-
organisationen Mittel und Wege für
die Durchführung einer Stra tegie zur
Erreichung dieses Ziels auszuarbeiten
und vorzuschlagen.

                                                
26

 Auf der von der WTO am 27. und 28.
Oktober 1997 veranstalteten Tagung auf
hoher Ebene über integrierte Initiativen zur
Entwicklung des Handels der am wenigsten
entwickelten Länder verabschiedet.
27

 A/52/871-S/1998/318.

123. Die afrikanischen Regierungen
dabei unterstützen, Programme
betreffend Jugendliche und HIV/Aids
durch die mit den Gebern, den inter-
nationalen Organisationen und nicht-
staatlichen Organisationen vorge-
nommene Entwicklung einer gemein-
samen Strategie und gestützt auf in
den einzelnen Ländern zu bildende
Jugendlichen-Arbeitsgruppen zu er-
weitern und zu stärken, mit dem Ziel
sicherzustellen, dass diejenigen multi-
sektoralen Antwortmaßnahmen und
Interventionen erfolgen, die notwen-
dig sind, um die Jugendlichen zu sen-
sibilisieren und ihren Bedürfnissen,
sowie auch den Bedürfnissen derjeni-
gen, die mit HIV/Aids leben oder
Aids-Waisen sind, gerecht zu werden.

124. UNAIDS und seine Trägeror-
ganisationen bitten, im Rahmen der
Internationalen Partnerschaft gegen
Aids in Afrika (IPAA) die Länder, die
am stärksten von der HIV/Aids-
Pandemie betroffen sind, auf Antrag
bei ihren auf folgende Punkte ge-
richteten Bemühungen zu unterstüt-
zen:

a) Zuteilung ausreichender, vor allem
finanzieller, Ressourcen, Siche rung
eines breiteren Zugangs zu hoch-
wertigen Arzneimitteln, indem sie
die Verfügbarkeit und Erschwing-
lichkeit, so auch durch ein zuver-
lässiges Verteilungs- und Auslie-
ferungssystem, sicherstellen;
Durchführung einer entschlos-
senen Politik zur Förderung gene-
rischer Arzneimittel; Großeinkauf;
Verhandlungen mit pharmazeuti-
schen Unternehmen; angemesse-
ne Finanzierungssysteme; Förde-
rung der lokalen Herstellung sowie
von Importpraktiken, die mit dem
innerstaatlichen Recht und den
internationalen Übereinkünften im
Einklang stehen, denen das jewei-
lige Land beigetreten ist;

b) Entwicklung einer Strategie zur
Ressourcenmobilisierung für Pro-
gramme, die sich an junge Men-
schen richten, mit deren voller
Einbeziehung;

c) Ressourcenkonsolidierung durch
Schaffung oder Stärkung von
technischen Ressourcennetzwe r-
ken und Ermittlung der besten
Praktiken auf Landes- und Regio-
nalebene;

d) Entwicklung eines Kernbestands
von Indikatoren und Instrumen-
ten, die es gestatten, die Durch-

führung von Jugendprogrammen
und die Fortschritte in Bezug auf
das Ziel zu überwachen, die Infek-
tionszahlen bei Jugendlichen bis
zum Jahr 2005 um 25 Prozent zu
senken.

125. Die afrikanischen Regierungen
und Organisationen der Zivilgesell-
schaft, unter anderem durch die In-
ternationale Partnerschaft gegen Aids
in Afrika und einzelstaatliche Pro-
gramme, bei der Bereitstellung wich-
tiger Dienste im Zusammenhang mit
sozialer Sicherung, Betreuung und
Unterstützung, der Verhütung und
Behandlung von sexuell übertragba-
ren Krankheiten, der Verringerung der
Mutter-Kind-Übertragung, dem Zu-
gang zu freiwilliger und vertraulicher
Beratung sowie Tests, der Unterstüt-
zung von Verhaltensänderungen und
verantwortungsbewusstem Sexua l-
verhalten unterstützen, mit dem Ziel,
die in Afrika unternommenen An-
strengungen zur Eindämmung der
HIV-Ausbreitung erheblich zu verstär-
ken, die Auswirkungen von HIV/Aids
zu verringern und weitere Rück-
schritte bei der menschlichen, sozialen
und wirtschaftlichen Entwicklung zu
verhindern.

126. Forschungs- und Entwick-
lungszentren in Afrika und in den am
wenigsten entwickelten Ländern auf
dem Gebiet der Impfstoffe, der Arz-
neimittel und der öffentlichen Ge-
sundheit Unterstützung und Hilfe
gewähren und so die Ausbildung von
medizinischem Personal und von Be-
ratern stärken, die Eindämmung und
Behandlung von übertragbaren und
ansteckenden Krankheiten, wie etwa
HIV/Aids, Malaria und Tuberkulose
verbessern und bei der möglichst
breiten Verfügbarmachung von Impf-
stoffen und Arzneimitteln zu er-
schwinglichen Preisen für die Ein-
dämmung und Behandlung dieser
Krankheiten behilflich sein.

127. Der internationalen Gemein-
schaft nahe legen, durch ihre volle
Unterstützung zu einem wirksamen
und erfolgreichen Ergebnis der Dritten
Konferenz der Vereinten Nationen ü-
ber die am wenigsten entwickelten
Länder im Jahr 2001 beizutragen.
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Verpflichtung 8

Sicherstellen, dass bei der Ver-
einbarung von Strukturanpas-
sungsprogrammen auf die Ein-
beziehung von Zielen der sozia-
len Entwicklung geachtet wird,
insbesondere die Beseitigung der
Armut, die Förderung der Vollbe-
schäftigung und produktiver Ar-
beitsplätze, sowie die Verbesse-
rung der sozialen Integration
128. Den internationalen Finanzin-
stitutionen und den Regierungen der
einzelnen Länder nahe legen, sich den
Grundsatz zu Eigen zu machen, in die
Gestaltung von Strukturanpassungs-
und Reformprogrammen sowohl sozi-
ale als auch wirtschaftliche Aspekte
einzubinden.

129. Anpassungsprogramme zur Ü-
berwindung wirtschaftlicher Krisen,
auch soweit sie zwischen einzelnen
Regierungen und dem Internationalen
Währungsfonds (IWF) ausgehandelt
werden, sollen sicherzustellen trach-
ten, dass dieser Prozess nicht zu ei-
nem starken Konjunkturabfall oder
scharfen Sozialabbau führt.

130. Die Regierungen und die in-
ternationalen Finanzinstitutionen er-
mutigen, den laufenden Dialog über
die Gestaltung, Durchführung und
Reform von Strukturanpassungspro-
grammen zu verbessern und dabei die
volle Integration sozialer und wirt-
schaftlicher Rahmen zum Schutz der
Sozialpolitiken und -programme si-
cherzustellen, sodass diese Program-
me wirklich von den Ländern selbst
getragen und gesteuert werden; für
einen solchen Dialog wären Konsulta-
tionen der Regierungen mit den maß-
geblichen Akteuren und Orga-
nisationen der Zivilgesellschaft von
Nutzen. Den internationalen Finanzin-
stitutionen nahe legen, die besonde-
ren Gegebenheiten der betreffenden
Länder zu berücksichtigen, wenn sie
ihre Strukturanpassungsprogramme
unterstützen.

131. Zur Ausarbeitung von durch die
Länder selbst getragenen Strategien
zur Armutsreduzierung anregen, um
auf diese Weise den Dialog der Re-
gierungen mit den Entwicklungspart-
nern zu erleichtern und ein Werkzeug
zur Einbindung sozialer Ziele in die

nationalen Entwicklungsstrategien zu
schaffen.

132. Einzelstaatliche Politiken for-
mulieren, die durch die Integration
sozialer Entwicklungsziele in Struktur-
anpassungsprogramme, so auch in
Strategien zur Armutsreduzierung, in
Konsultation mit der Zivilgesellschaft,
die Belange der in Armut lebenden
Menschen berücksichtigen, mit fol-
genden Schwerpunkten:

a) Formulierung von Wirtschaftspoli-
tiken, die einen faireren und leich-
teren Zugang zu Einkommen und
Ressourcen begünstigen, um ein
beständiges Wirtschaftswachstum
und eine nachhaltige Entwicklung
zu fördern, unter voller Berück-
sichtigung wirtschaftlicher und so-
zialer Programme zur Ar-
mutsreduzierung;

b) Schutz der von einzelnen Regie-
rungen festgelegten Kernausga-
ben für die soziale Entwicklung
vor Haushaltskürzungen, vor allem
in Krisenzeiten, und Herantreten
an die internationalen Entwick-
lungsbanken mit dem Ziel, die ein-
zelstaatlichen Anstrengungen in
dieser Hinsicht zu unterstützen;

c) Sicherstellung dessen, dass öffent-
liche Dienstleistungen vorrangig in
Armut lebende Menschen und
schwächere Gruppen erreichen,
vor allem durch die Stärkung be-
stehender Sozialprogramme;

d) Durchführung der Anpassungs-
und Stabilisierungspolitiken in ei-
ner Weise, die in Armut lebende
Menschen und schwächere Grup-
pen schützt;

e) Erhaltung und Aufstockung des
sozialen Kapitals und Stärkung des
Sozialgefüges der Gesellschaft;

f) Berücksichtigung des in Entwick-
lung begriffenen Konzepts der
Strategiepapiere zur Armutsredu-
zierung.

133. Transparenz und Rechen-
schaftspflicht auf Seiten der Regie-
rungen und auch der internationalen
Finanzinstitutionen sicherstellen, mit
dem Ziel, die Wirksamkeit von Struk-
turanpassungsprogrammen zu ver-
bessern und soziale Entwicklungsziele
zu verwirklichen.

134. Partizipatorische Mechanismen
zur Bewertung der sozialen Auswir-
kungen von Strukturanpassungspro-
grammen und Reformmaßnahmen

vor, während und nach dem Durch-
führungsprozess einrichten, mit dem
Ziel, deren negative Auswirkungen
abzufangen und Politiken zu entwi-
ckeln, die ihre positiven Auswirkun-
gen auf die Zielsetzungen der sozialen
Entwicklung verstärken. Das System
der Vereinten Nationen, einschließlich
der Bretton-Woods-Institutionen, so-
wie die regionalen Entwicklungsban-
ken und die Organisationen der Zi-
vilgesellschaft könnten diese Bewe r-
tungsverfahren unterstützen und dar-
an mitarbeiten.

135. Den Informationsaustausch
und die Koordinierung zwischen dem
Wirtschafts- und Sozialrat und den
zuständigen Organisationen des Sys-
tems der Vereinten Nationen ein-
schließlich der Bretton-Woods-
Institutionen verbessern, mit dem Ziel,
die soziale Entwicklung zu fördern
und Wege zu sondieren, um die ne-
gativen Effekte von Strukturanpas-
sungsprogrammen abzumildern und
ihre positiven Wirkungen zu verstär-
ken.

136. Sicherstellen, dass bei der Aus-
arbeitung und Durchführung von
Strukturanpassungsprogrammen
Gleichstellungsfragen berücksichtigt
werden.

Verpflichtung 9

Die für die soziale Entwicklung
aufgewendeten Mittel erheblich
erhöhen beziehungsweise effi-
zienter einsetzen, damit die Ziele
des Gipfels durch einzel-
staatliche Maßnahmen und regi-
onale und internationale Zu-
sammenarbeit erreicht werden
137. Empfehlen, dass sich die für
das Jahr 2001 geplante zwischen-
staatliche Veranstaltung auf hoher E-
bene über die Frage der Entwick-
lungsfinanzierung im Hinblick auf die
Durchführung der Erklärung und des
Aktionsprogramms von Kopenhagen
mit der Mobilisierung nationaler und
internationaler Ressourcen für die so-
ziale Entwicklung befasst.

138. Auf Antrag und mit Hilfe der
internationalen Gemeinschaft die ein-
zelstaatlichen Informationssysteme
dahin gehend stärken, dass sie ver-
lässliche und aufgeschlüsselte Statisti-
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ken über die soziale Entwicklung her-
vorbringen, die die Bewertung der
Auswirkungen von sozialpolitischen
Maßnahmen auf die wirtschaftliche
und soziale Entwicklung ermöglichen
und den effizienten und wirksamen
Einsatz der wirtschaftlichen und sozi-
alen Ressourcen gewährleisten.

139. Anstrengungen zur Mobilisie-
rung einheimischer Ressourcen für die
soziale Entwicklung unternehmen, im
Einklang mit den einzelstaatlichen Pri-
oritäten und Politiken, unter anderem
durch:

a) die Umwidmung öffentlicher Res-
sourcen zur Investition in die so-
ziale Entwicklung, unter anderem
durch eine entsprechende Redu-
zierung übermäßig hoher Militär-
ausgaben, einschließlich der glo-
balen Militärausgaben und des
Waffenhandels, sowie der Investi-
tionen für die Herstellung und den
Erwerb von Waffen, unter Berück-
sichtung nationaler Sicherheitse r-
fordernisse;

b) Bemühungen zur Steigerung der
Kostenwirksamkeit von Sozial-
ausgaben;

c) die Stärkung der Mechanismen
und Politiken, die dazu dienen,
Privatinvestitionen anzuziehen
und zu verwalten, sodass öffentli-
che Mittel für soziale Investitionen
freigesetzt und aufgestockt wer-
den;

d) die Erleichterung der Einbeziehung
und aktiven Partnerschaft der Zi-
vilgesellschaft in die Bereitstellung
sozialer Dienste.

140. Unter Berücksichtigung der
Globalisierungsherausforderungen,
vor die sich die Entwicklungsländer
gestellt sehen, die Regierungen auf
Antrag bei der Aufstellung von Richt-
linien für Politiken unterstützen, die
darauf abzielen, im Inland Einnahmen
zur Finanzierung von sozialen Diens-
ten, sozialem Schutz und anderen So-
zialprogrammen zu erwirtschaften,
unter anderem durch:

a) die Förderung einer ausgewoge-
nen, stufenweisen Erweiterung der
Steuerbemessungsgrundlage;

b) die Verbesserung der Effizienz de r
Steuerverwaltung, namentlich der
Steuererhebung;

c) die Suche nach neuen Einnahme-
quellen, die gleichzeitig negative

Anreize für eine Beeinträchtigung
öffentlicher Güter setzen können;

d) die Mittelaufnahme der öffentli-
chen Hand in verschiedener Form,
so auch durch die Ausgabe von
Anleihen und durch andere In-
strumente zur Finanzierung kapi-
talintensiver Infrastrukturprojekte.

141. Die Mobilisierung neuer und
zusätzlicher Ressourcen für die soziale
Entwicklung durch Maßnahmen auf
einzelstaatlicher Ebene fördern, unter
anderem durch:

a) den Zugang zu Kleinstkrediten
und anderen Finanzinstrumenten
für in Armut lebende Menschen,
insbesondere Frauen;

b) die Unterstützung der Mitwirkung
von Gemeinwesen an der Pla-
nung, Bereitstellung und Instand-
haltung lokaler Infrastrukturen,
durch Mechanismen wie etwa die
kommunale Trägerschaft arbeits-
intensiver Arbeiten;

c) die Verbesserung und gegebe-
nenfalls die Neustrukturierung
einzelstaatlicher Steuersysteme
und Steuerverwaltungen, um ein
faires und effizientes System auf-
zubauen, das soziale Entwick-
lungspolitiken und -programme
stützt, sowie unter anderem Maß-
nahmen zur Verringerung der
Steuerflucht;

d) das Ersuchen an die internationale
Gemeinschaft, alle Länder bei ih-
ren Bemühungen um die Stärkung
der institutionellen Kapazität zur
Verhütung der Korruption, der Be-
stechung, der Geldwäsche und
des illegalen Transfers von Fi-
nanzmitteln zu unterstützen, so-
wie die Rückführung dieser Mittel
in die Herkunftsländer.

142. Die Mobilisierung neuer und
zusätzlicher Ressourcen für die soziale
Entwicklung durch Maßnahmen auf
internationaler Ebene fördern, unter
anderem durch:

a) die Entwicklung geeigneter Wege
der internationalen Zusammenar-
beit in Steuerangelegenheiten;

b) die Sondierung von Methoden zur
Aufteilung des Körperschafts-
steueraufkommens multinationaler
Unternehmen auf ihre verschiede-
nen Standorte;

c) die Sondierung von Wegen, die
Inanspruchnahme von Möglich-
keiten zur Steuerumgehung und

von Steueroasen zu bekämpfen,
die einzelstaatliche Steuersysteme
untergraben;

d) die Verbesserung der bestehenden
Mechanismen zur Stabilisierung
der Rohstoffexporterlöse, um den
realen Befürchtungen der Erzeuger
in den Entwicklungsländern Rech-
nung zu tragen, eingedenk der
Tatsache, dass die Instabilität der
Rohstoffpreise weiterhin außeror-
dentlich hoch ist und dass für ei-
nige Rohstoffe ein rückläufiger
Trend besteht;

e) die Verhütung der Steuerumge-
hung und die Förderung von
Doppelbesteuerungsabkommen;

f) die Sondierung von Wegen zur
Erhöhung und Ausweitung der
öffentlichen und privaten Finanz-
mittelströme in die Entwicklungs-
länder, insbesondere in die am
wenigsten entwickelten Länder;

g) die Durchführung einer strengen
Analyse der Vorteile, Nachteile
und sonstigen Auswirkungen, die
mit Vorschlägen zur Erschließung
neuer und innovativer öffentlicher
und privater Finanzierungsquellen
für soziale Entwicklungs- und Ar-
mutsbeseitigungsprogramme ver-
bunden sind;

h) Sondierung von Wegen zur För-
derung des Sektors der Kleinst-
und Kleinbetriebe, der dadurch
zum Träger eines neuen Entwick-
lungsmodells werden kann.

143. Nachdrücklich auf internatio-
nale Maßnahmen zur Unterstützung
einzelstaatlicher Anstrengungen, zu-
sätzliche Ressourcen für die soziale
Entwicklung anzuziehen, hinwirken,
und zwar in verschiedenen wichtigen
Bereichen:

a) Ermutigung der Gläubigerländer
und -institutionen, tätig zu wer-
den, um rasche Fortschritte in
Richtung auf eine schnellere,
breiter angelegte und tiefer grei-
fende Schuldenerleichterung zu
erzielen, wie dies im Rahmen der
verstärkten Schuldeninitiative für
die hoch verschuldeten armen
Länder vereinbart wurde, die hin-
sichtlich der Qualifizierungskrite-
rien und durch andere Mittel be-
reits eine höhere Flexibilität vor-
sieht, um zur Schuldenentlastung
der unter die Initiative fallenden
Länder beizutragen; Hinweis dar-
auf, dass die Entschuldung zur
Verwirklichung von Entwicklungs-
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zielen einschließlich der Armuts-
minderung beitragen soll, und in
diesem Zusammenhang nach-
drückliche Aufforderung an die
Länder, die durch die Schuldene r-
leichterung, insbesondere durch
den Schuldenerlass und Schulde n-
abbau, freigesetzten Ressourcen
für diese Ziele einzusetzen, im Ein-
klang mit der Resolution 54/202
der Generalversammlung vom 22.
Dezember 1999;

b) Stärkung der institutionellen Ka-
pazität der Entwicklungsländer auf
dem Gebiet der Schuldenverwa l-
tung, Aufforderung der internati-
onalen Gemeinschaft, die diesbe-
züglichen Anstrengungen zu un-
terstützen, und in dieser Hinsicht
Betonung der Bedeutung von Ini-
tiativen wie das System für Schul-
denverwaltung und Finanzanalyse
sowie das Programm zum Aufbau
der Schuldenverwaltungskapazi-
tät;

c) Forderung nach abgestimmten
nationalen und internationalen
Maßnahmen für ein wirksames
Herangehen an die Schulden-
probleme der Entwicklungsländer
mit niedrigem und mittlerem Ein-
kommen, mit dem Ziel, ihre po-
tenziellen Probleme im Hinblick
auf die langfristige Schuldentrag-
fähigkeit durch verschiedene
Schuldenbehandlungsmaßnahmen
zu lösen, so gegebenenfalls auch
durch geordnete Mechanismen für
den Schuldenabbau, und Ermuti-
gung aller Gläubiger- und Schuld-
nerländer, alle bestehenden Me-
chanismen für den Schuldenabbau
nach Bedarf im höchstmöglichen
Umfang zu nutzen;

d) Forderung nach Fortführung der
internationalen Zusammenarbeit,
so auch erneute Bekräftigung, da-
nach zu streben, den international
vereinbarten, aber noch nicht
verwirklichten Zielwert von 0,7
Prozent des Bruttosozialprodukts
der entwickelten Länder für die
gesamte öffentliche Entwick-
lungshilfe so bald wie möglich zu
erreichen und auf diese Weise den
Zustrom von Ressourcen für die
soziale Entwicklung zu erhöhen;

e) Ermutigung der Geber- und Emp-
fängerländer, auf der Grundlage
gegenseitigen Einvernehmens und
gegenseitiger Verpflichtungen die
20:20-Initiative vollinhaltlich
durchzuführen, im Einklang mit
den Konsensdokumenten von

Oslo und Hanoi28, um allgemeinen
Zugang zu einer sozialen Grund-
versorgung sicherzustellen;

f) Bereitstellung von konzessionären
Finanzmitteln für soziale Ent-
wicklungsprogramme und -
vorhaben, um die Anstrengungen
der Entwicklungsländer zur Errei-
chung der Zielsetzungen und Ziel-
größen der sozialen Entwicklung
zu unterstützen;

g) Bereitstellung geeigneter techni-
scher und finanzieller Hilfe für die
Binnen- und Transitentwicklungs-
länder bei ihren Bemühungen um
die Verwirklichung der Ergebnisse
des Gipfels, vor allem im Hinblick
auf ihre besonderen Bedürfnisse
und Probleme;

h) Erfüllung der Verpflichtungen hin-
sichtlich der besonderen Bedürf-
nisse und der besonderen Anfä l-
ligkeit kleiner Inselentwicklungs-
länder, insbesondere durch die
Bereitstellung wirksamer Mittel,
namentlich ausreichender, bere-
chenbarer, neuer und zusätzlicher
Ressourcen für soziale Entwick-
lungsprogramme, im Einklang mit
dem Aktionsprogramm für die
nachhaltige Entwicklung der klei-
nen Inselstaaten unter den Ent-
wicklungsländern29 und mit den
Ergebnissen der zweiundzwan-
zigsten Sondertagung der Gene-
ralversammlung30, und auf der
Grundlage der einschlägigen Be-
stimmungen des Aktionspro-
gramms.

144. Größere Effizienz und Wirk-
samkeit beim Einsatz der Ressourcen
für die soziale Entwicklung fördern.

145. Die Regierungen bitten, sek-
torweite Ansätze für die Verwirkli-
chung sozialer Entwicklungsziele zu
erwägen, im Einklang mit den allge-
meinen einzelstaatlichen Entwick-
lungszielen und -prioritäten.

                                                
28

 Auf den am 23. bis 25. April 1996 in Oslo
und am 27. bis 29. Oktober 1998 in Hanoi
abgehaltenen Tagungen über die 20:20-
Initiative verabschiedet (A/51/140 bzw.
A/53/684, Anhang).
29

 Report of the Global Conference on the
Sustainable Development of Small Island De-
veloping States, Bridgetown, Barbados, 25
April-6 May 1994 (Veröffentlichung der Ver-
einten Nationen, Best.-Nr. E.94.I.18 und
Korrigenda), Anhang II.
30

 Siehe: Resolution S-22/2 der Generalver-
sammlung.

Verpflichtung 10

Einen besseren und festeren
Rahmen für die internationale,
regionale und subregionale Zu-
sammenarbeit im Dienste der
sozialen Entwicklung in einem
Geist der Partnerschaft unter
Einschaltung der Vereinten Nati-
onen und anderer multilateraler
Institutionen schaffen
146. Auf einzelstaatlicher Ebene In-
dikatoren zur Bewertung und Len-
kung der sozialen Entwicklung era r-
beiten, stärken beziehungsweise in
ihrer Wirksamkeit steigern, gegebe-
nenfalls in Zusammenarbeit mit For-
schungsinstitutionen und der Zivilge-
sellschaft. Denkbar wären quantitati-
ve und qualitative Indikatoren, unter
anderem zur Bewertung der sozialen
und geschlechterbezogenen Auswir-
kungen von Politiken. Ferner sollten
einzelstaatliche Informationssy steme
aufgebaut beziehungsweise gestärkt
werden, damit sie zuverlässige Sta-
tistiken über die soziale und wirt-
schaftliche Entwicklung hervorbringen
können. Die zuständigen Organe der
Vereinten Nationen und andere in
Betracht kommende Institutionen
sollten diese einzelstaatlichen Bemü-
hungen auf Antrag unterstützen.

147. Die Statistische Kommission
bitten, mit Unterstützung der Statisti-
schen Abteilung der Vereinten Natio-
nen und in enger Zusammenarbeit
mit anderen zuständigen Organen
des Systems der Vereinten Nationen,
so auch dem Verwaltungsausschuss
für Koordinierung und gegebenenfalls
anderen zuständigen internationalen
Organisationen, die im Rahmen des
Folgeprozesses der Konferenzen und
Gipfeltreffen der Vereinten Nationen
unternommenen Arbeiten zur Ha r-
monisierung und Rationalisierung
grundlegender Indikatoren mit dem
Ziel zu überprüfen, deren künftige
Behandlung durch den Wirtschafts-
und Sozialrat zu erleichtern, unter
voller Berücksichtigung der Beschlüs-
se, die von anderen Fach- und Regio-
nalkommissionen gefasst wurden,
und dabei aus den zurzeit von den
Mitgliedstaaten der Vereinten Natio-
nen akzeptierten und weithin ver-
wendeten Indikatoren eine begrenzte
Zahl gemeinsamer Indikatoren her-
auszuarbeiten, um die mit der Daten-
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bereitstellung verbundene Be lastung
für die Mitgliedstaaten zu verringern,
unter Berücksichtigung der bisher auf
diesem Gebiet geleisteten Arbeiten.

148. Die Zusammenarbeit auf regi-
onaler Ebene stärken, zum Beispiel
durch

a) die Förderung des Dialogs zwi-
schen regionalen und subregiona-
len Gruppen und Organisationen;

b) die Ermutigung der Regiona l-
kommissionen, eine Evaluierung
der Umsetzung der Erklärung und
des Aktionsprogramms von Ko-
penhagen sowie der von der Ge-
neralversammlung auf ihrer vier-
undzwanzigsten Sondertagung
beschlossenen weiteren Initiativen
einzuleiten beziehungsweise we i-
terzuführen;

c) die Anregung zur Durchführung
regionaler Agenden für die soziale
Entwicklung, soweit vorhanden;
die Ermutigung der Empfänger-
länder, der Geberregierungen und
-organisationen sowie der multi-
lateralen Finanzinstitutionen, die
regionalen Agenden für die soziale
Entwicklung der Regionalkommis-
sionen und der regionalen und
subregionalen Organisationen
stärker zu berücksichtigen, na-
mentlich bei ihren Finanzierungs-
politiken und -programmen.

149. Den Wirtschafts- und Sozialrat
weiter stärken als das Organ, das die
Hauptverantwortung für die Koordi-
nierung der internationalen Folge-
maßnahmen zu den Konferenzen und
Gipfeltreffen der Vereinten Nationen
trägt, die Folgendes umfassen kön-
nen:

a) die Förderung einer engeren Ar-
beitsbeziehung mit den Fonds,
Programmen und Sonderorgani-
sationen der Vereinten Nationen;

b) die Unterstützung der Fortführung
der bereits bestehenden Zusam-
menarbeit zwischen dem Wirt-
schafts- und Sozialrat und den
Bretton-Woods-Institutionen so-
wie gemeinsamer Tagungen mit
der Weltbank und dem Interna-
tionalen Währungsfonds, sodass
die Ziele und programmatischen
Konzepte der Konferenzen und
Gipfeltreffen der Vereinten Natio-
nen von diesen Organisationen
gebührend berücksichtigt werden.

150. Die Süd-Süd-Zusammenarbeit,
insbesondere die wirtschaftliche und
technische Zusammenarbeit, fördern,
und Dreiecksmechanismen unterstüt-
zen, über welche die Geber geeignete
Unterstützung leisten können.

151. Die volle Verwirklichung des
Rechts auf Entwicklung und die Be-
seitigung von Entwicklungshindernis-
sen fördern, unter anderem durch die
Verwirklichung der Erklärung über das
Recht auf Entwicklung, die in der Er-
klärung und dem Aktionsprogramm
von Wien erneut bekräftigt wurde,
welche von der Weltkonferenz über
Menschenrechte verabschiedet wur-
den31.

152. Die Arbeiten an einem breiten
Spektrum von Reformen fortsetzen,
die darauf abzielen, ein stärkeres und
stabileres internationales Finanzsy s-
tem zu schaffen, das in der Lage ist,
den neuen Entwicklungsherausfor-
derungen wirksamer und rechtzeitig
zu begegnen.

153. Soweit noch nicht vorhanden,
gegebenenfalls die Einrichtung einzel-
staatlicher Mechanismen zur Umse t-
zung der Erklärung und des Aktions-
programms von Kopenhagen und der
auf der vierundzwanzigsten Sonde r-
tagung der Generalversammlung ver-
einbarten weiteren Initiativen in Er-
wägung ziehen.

154. Parlamentarier bitten, weiter-
hin gesetzliche Maßnahmen zu verab-
schieden und verstärkt Bewusstseins-
bildung zu betreiben, als Vorausse t-
zung für die Umsetzung der Ver-
pflichtungen des Weltgipfels für sozi-
ale Entwicklung und der in diesem
Dokument enthaltenen weiteren Initi-
ativen, und die Interparlamentarische
Union ermutigen, einen Beitrag zu
diesen Bemühungen zu leisten.

155. Den Wirtschafts- und Sozialrat
bitten, die in der Erklärung und dem
Aktionsprogramm von Kopenhagen
beschlossenen laufenden Initiativen
und Maßnahmen, die erste Dekade
der Vereinten Nationen für die Bese i-
tigung der Armut (1997-2006) sowie
die in diesem Dokument enthaltenen
Empfehlungen zu konsolidieren, mit
dem Ziel, eine weltweite Kampagne
zur Armutsbeseitigung einzuleiten.

                                                
31

 A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III.

156. Uns verpflichten und das Sys-
tem der Vereinten Nationen und alle
anderen in Betracht kommenden Ak-
teure ermutigen, weitere entschlosse-
ne, nachhaltige Maßnahmen zu er-
greifen, um die Verpflichtungen der
Erklärung und des Aktionsprogramms
von Kopenhagen und die Ergebnisse
der vierundzwanzigsten Sonderta-
gung der Generalversammlung mit
dem Titel „Weltgipfel für soziale Ent-
wicklung und der Weg danach: Sozi-
ale Entwicklung für alle in einer zu-
nehmend globalen Welt“ umzuse t-
zen, und den Wirtschafts- und So-
zialrat ersuchen, durch die Kommissi-
on für soziale Entwicklung die weitere
Umsetzung der Verpflichtungen von
Kopenhagen und der Ergebnisse der
Sondertagung regelmäßig bewerten
zu lassen, ohne die Möglichkeit aus-
zuschließen, zu gegebener Zeit alle
beteiligten Parteien erneut zusam-
menzubringen, um die Fortschritte zu
evaluieren und neue Initiativen in Er-
wägung zu ziehen.  n
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NACH DER UN-
SONDERGENERALVERSAMMLUNG IN GENF
Die internationale soziale Frage auf dem Abstellgleis?

JENS MARTENS,JENS MARTENS,

WEEDWEED

ie Bilanzierung von UN-
Konferenzen erfolgt immer
wieder nach den gleichen

Rollenritualen. Die Mehrheit der Re-
gierungen und das UN-Sekretariat ü-
ben sich in Zweckoptimismus und
preisen selbst laue Kompromissfor-
meln noch als Erfolg, die NGOs kriti-
sieren die Regierungen, einmal mehr
keine adäquaten Lösungen für die
globalen Probleme gefunden zu ha-
ben, und die Medien fragen rheto-
risch, ob der globale Konferenzzirkus
überhaupt die aufgewendeten Millio-
nen rechtfertige. Auch nach der Son-
dergeneralversammlung der Verein-
ten Nationen über soziale Entwick-
lung, die vom 26. bis 30. Juni 2000
stattfand, ist dies nicht anders. Hoff-
nungen, der Zeitgeist der „Post-
Seattle-Ära“ würde der sozialen Frage
in der internationalen Politik neuen
Auftrieb geben, erfüllten sich nicht.

In ihrer Bestandsaufnahme der welt-
weiten sozialen Entwicklung seit dem
Gipfel von Kopenhagen 1995 waren
sich Regierungen, NGOs und UN-
Institutionen grundsätzlich einig. So-
wohl die Berichte des UNO-
Generalsekretärs1 als auch der dies-
jährige Report des internationalen
NGO-Netzwerks Social Watch attes-
tieren zahlreichen Ländern, Fort-
schritte bei der Alphabetisierung, der
Reduzierung der Kinder- und Mütter-
sterblichkeit, der Ernährungssicherheit
und der Trinkwasserversorgung erzielt
zu haben - und dies zuweilen trotz
gestiegener Auslandsverschuldung,
sinkender Entwicklungshilfeleistungen
und verschlechterter Weltmarktbe-
                                                
1
 Siehe insb. Comprehensive Report on the

Implementation of the Outcome of the
World Summit for Social Development. Re-
port of the Secretary-General. (UN Dok.
E/CN.5/2000/2 vom 13. Dezember 1999).

dingungen. Alles in allem hat sich die
soziale Lage in der Welt seit 1995 je-
doch kaum verbessert. Die Zahl der
Menschen, die nach Weltbankdefini-
tion in absoluter Armut leben, d.h.
mit weniger als einem Dollar am Tag
auskommen müssen, stagniert bei
1,2-1,3 Mrd., Tendenz steigend, die
soziale Ungleichheit ist sowohl inne r-
halb als auch zwischen den Ländern
gewachsen. Kurzum: Den großen
Zielen von Kopenhagen, Armut und
Arbeitslosigkeit zu reduzieren und den
sozialen Zusammenhalt nach innen
und außen zu stärken, sind die Länder
bisher nicht näher gekommen.

Die allgemeine Schlussfolgerung, auf
die sich die Regierungen bereits früh
im Vorbereitungsprozess zur Genfer
Sondergeneralversammlung (SGV)
geeinigt hatten, lautete: „Um die
Ziele, die beim Gipfel [von Kopenha-
gen] vereinbart wurden, zu erreichen,
werden viel stärkeres und umfassen-
deres Handeln sowie neue und inno-
vative Ansätze aller Akteure [...] er-
forderlich sein.“2

Gemessen an dieser Zielvorgabe sind
die Regierungen mit dem, was nach
zähen Verhandlungen in Genf als Ab-
schlussdokument verabschiedet wur-
de, gescheitert. Denn darin finden
sich anstelle der anvisierten „neuen
Initiativen“ in weiten Teilen lediglich
bereits früher vereinbarte Kompro-
missempfehlungen. Wie schon drei
Wochen zuvor bei der „Peking + 5“-
Sondergeneralversammlung in New
York wurde es am Ende bereits als
Erfolg gewertet, dass Rückschritte ge-
genüber den ursprünglichen Beschlüs-
sen von 1995 verhindert wurden.

                                                
2
 Final Outcome Document, Part 2, para 1.

Endgültige Abkehr vom Wa-
shington-Konsensus

Und dabei schien das Klima für eine
politische Stärkung der Ziele sozialer
Entwicklung als Gegenbewegung ge-
gen überkommene neoliberale Ansät-
ze weit günstiger als in den Jahren
zuvor. Selbst die Weltbank war nach
den verheerenden Folgen der asiati-
schen Finanzkrise 1997/98 zum „Wa-
shington-Konsensus“ mit seiner
marktgläubigen Liberalisierungsagen-
da auf Distanz gegangen. Das (vor-
läufige) Scheitern der Millenniums-
runde der WTO in Seattle 1999 hatte
den Gegnern neoliberaler Globalisie-
rung weiter Auftrieb gegeben.

Die Abkehr vom wirtschaftspoliti-
schen Mainstream der 80er und 90er
Jahre spiegelte sich auch in zahlre i-
chen Reden vor der Sondergenera l-
versammlung wider. So erklärte der
dänische Ministerpräsident Poul Ras-
mussen: „Die globalen Kräfte, die zu
wirtschaftlicher Expansion und be s-
seren Lebensstandards führen, rei-
chen alleine nicht aus, um eine ha r-
monische Weltgemeinschaft zu
schaffen. Ihr Beitrag zur Verbesserung
der Lebensbedingungen bleibt be-
grenzt auf einige Wenige - Individu-
en, soziale Klassen und Länder - so-
lange er nicht zum Nutzen Aller von
den geeigneten öffentlichen Behör-
den und Institutionen kontrolliert und
gesteuert wird.“ Auch Entwicklungs-
ministerin Wieczorek-Zeul betonte in
ihrer Rede in bemerkenswerter Deut-
lichkeit die Notwendigkeit, global
geltende Regelwerke und Institutio-
nen zu schaffen, um die Kräfte des
Weltmarktes in soziale und ökologi-
sche Schranken zu verweisen.

Die Genfer Sondergeneralversamm-
lung demonstrierte damit in ihren Re-
den in seltener Einmütigkeit den Ab-
schied vom blinden Vertrauen in die
„unsichtbare Hand“ des Marktes. Als

D
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Anspielung auf diese oft missbrauchte
Metapher von Adam Smith gab das
Forschungsinstitut der Vereinten Na-
tionen für soziale Entwicklung (UN-
RISD) seinem programmatischen Be-
richt zur Sondergeneralversammlung
den Titel „Visible Hands“ und for-
derte darin die Regierungen auf, wie-
der größere Verantwortung bei der
Verwirklichung sozialer Entwicklungs-
ziele zu übernehmen.

„Wie können wir verhindern, dass
unregulierte Marktkräfte über das
Schicksal der Welt bestimmen? [...]
Wir stehen vor einer ähnlichen He r-
ausforderung wie jener Zauberlehr-
ling, der die Geister, die er rief, nun
wieder bändigen muss. Nur ist die
Globalisierung kein Zauber oder Na-
turereignis - wir können sie gestalten!
Wir müssen Verantwortung über-
nehmen! Um diese Aufgabe bewälti-
gen zu können, müssen wir global
geltende Regelwerke entwickeln, die
analog zur Bildung des Sozialstaats
und der Entwicklung der sozialen
Marktwirtschaft in den europäischen
Ländern im 19. und 20. Jahrhundert
die Kräfte des Weltmarktes in soziale
und ökologische Schranken verwei-
sen. Dazu brauchen wir starke inte r-
nationale Institutionen, denn die be-
stehenden Mechanismen sind nicht
ausreichend, um transnationale Ent-
wicklungen zu regulieren. [...] Solche,
für alle Weltregionen und ‘global
players’ gültigen Regelwerke werden
wir nur erreichen können, wenn wir
einen Interessenausgleich zwischen
Nord und Süd erreichen. Die Indust-
rieländer müssen im Rahmen eines
fairen ‘Lösungspakets’ auch Zuge-
ständnisse machen und ihren eigenen
Beitrag zu nachhaltiger, sozialer Ent-
wicklung weltweit erbringen.“

Heidemarie Wieczorek-Zeul in ihrer
Rede bei der UN Sondergeneralver-
sammlung, 27. Juni 2000

Die entsprechenden politischen Kon-
sequenzen blieben im Abschlussdo-
kument von Genf jedoch aus. Juan
Somavia, der ‘Vater des Weltsozial-
gipfels’ und jetzige Generaldirektor
der Internationalen Arbeitsorganisati-
on (ILO), behielt Recht, als er bei der
Eröffnung der SGV nüchtern fest-
stellte: “Basically, the notions of the
Social Summit have permeated policy
talk, had some influence on policy
making and very little effect on pol-
icy action.“

Die Diskrepanz zwischen neuer Sozi-
alrhetorik und alter Marktgläubigkeit
zeigte sich besonders krass in einer
gemeinsamen Broschüre von UNO,
OECD, IWF und Weltbank, die am
ersten Tag der Sondergeneralver-
sammlung der Öffentlichkeit präsen-
tiert wurde. Unter dem Titel „A Better
World for All“, der eher an den Re-
frain eines Benefiz-Songs erinnert,
sollte die breite politische Unterstüt-
zung für sieben zentrale Ziele der Ar-
mutsbekämpfung und sozialen Ent-
wicklung (die so genannten DAC-
Ziele) demonstriert werden. Die im
Grunde gut gemeinte Absicht löste
bei den in Genf versammelten NGOs,
aber auch bei Vertretern von UN-
Organisationen und Delegierten der
G-77 einen Sturm der Entrüstung aus.
Denn die Veröffentlichung weist vor
allem den Entwicklungsländern die
Verantwortung für die mangelhaften
Fortschritte bei der Armutsbekämp-
fung zu und fordert von ihnen als
Patentrezept zur Überwindung der
Misere die Öffnung ihrer Märkte für
Güter, Dienstleistungen und Finanz-
ströme aus den Industrieländer.

Ergebnisse ohne Initiativkraft

Die Präsentation der Broschüre durch
den UNO-Generalsekretär Kofi Annan
in Genf hat die Verhandlungen si-
cherlich eher belastet und die ohnehin
geringe Kompromissbereitschaft der
G-77 in einzelnen Punkten weiter re-
duziert. Dies betraf zum Beispiel Kofi
Annans Initiative für ein globales
Bündnis („Global Compact“) mit der
Privatwirtschaft, um soziale, ökologi-
sche und menschenrechtliche Stan-
dards zu verwirklichen. Alle Verweise
auf diesen Global Compact wurden
auf Betreiben der G-77 aus dem Ab-
schlussdokument gestrichen.

Generell verliefen die Konfliktlinien in
Genf dort, wo sie in den Nord-Süd-
Verhandlungen der vergangenen
Jahre immer wieder sichtbar wurden.
Die G-77 betonte die externen Rah-
menbedingungen sozialer Entwick-
lung und forderte eine stärkere finan-
zielle Unterstützung des Nordens,
weiter gehende Entschuldungsmaß-
nahmen, Abbau der Zölle für ihre
Produkte, Maßnahmen zur Vorbeu-
gung von Finanzkrisen und zur De-
mokratisierung der internationalen Fi-
nanzinstitutionen. Die USA, die EU
und Japan stellten demgegenüber die
internen Rahmenbedingungen in den

Vordergrund und versuchten die
Themen Menschenrechte, gute Re-
gierungsführung und die sozialen
Mindeststandards der ILO in den
Genfer Beschlüssen zu verankern.

Im Abschlussdokument vereinbarten
die Regierungen erstmals auf globaler
Ebene das Ziel, die Zahl der Men-
schen, die in absoluter Armut leben,
bis zum Jahr 2015 zu halbieren. Zu
diesem Zweck soll eine „weltweite
Kampagne zur Beseitigung der Ar-
mut“ gestartet werden. Weiter ge-
hende Forderungen aus NGO-Kreisen
nach einer Anti-Armuts-Konvention,
in der auch der Beitrag der Industrie-
länder zur Beseitigung der Armut ver-
bindlich festgelegt werden sollte, fan-
den unter den Regierungen keine
Unterstützung. Immerhin sprach sich
die deutsche Entwicklungsministerin
in ihrer Rede ausdrücklich für einen
Anti-Armuts-Pakt aus.

Auch der Vorschlag der kanadischen
Regierung, die UNO mit einer Mach-
barkeitsstudie über eine Steuer auf
Devisentransaktionen (die sog. Tobin-
Steuer) zu beauftragen, konnte sich
nicht durchsetzen. Er scheiterte zu-
letzt am Widerstand der USA. Als
Kompromiss wurde beschlossen, A-
nalysen über „neue und innovative
Finanzierungsquellen“ für soziale
Entwicklung durchzuführen. Dies wird
auch als Legitimation für Untersu-
chungen des UN-Sekretariats über ei-
ne Devisentransaktionssteuer inte r-
pretiert. Zudem sprachen sich die Re-
gierungen für Maßnahmen zur Ein-
dämmung der exzessiven Volatilität
kurzfristiger Kapitalströme aus und
empfahlen in diesem Zusammenhang
auch, ein vorübergehendes Schul-
denmoratorium („temporary debt
standstill“) in Betracht zu ziehen.

Die Entscheidungen zum Thema Ver-
schuldung beschränkten sich ansons-
ten in erster Linie auf die Unterstüt-
zung der erweiterten HIPC-Initiative.
Daneben wird an einer Stelle explizit
dazu aufgerufen, sich mit den Schul-
denproblemen der Entwicklungslän-
der mit mittlerem Einkommen zu be-
fassen, um deren Probleme der lang-
fristigen Schuldentragfähigkeit zu lö-
sen, u.a. durch „ordnungsgemäße
Verfahren der Schuldenreduzierung“.

Umstritten war die Bewertung der
neuen Armutsstrategien von IWF und
Weltbank. Bekräftigt wird im Ab-
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schlussdokument, dass Strukturanpa s-
sungsprogramme und wirtschaftliche
Reformpakete die Ziele sozialer Ent-
wicklung, insbesondere die Beseiti-
gung der Armut und die Gewährleis-
tung der sozialen Grundversorgung,
enthalten müssen. Bestrebungen der
USA und der EU, den Armutsstrate-
giepapieren (PRSPs) von IWF und
Weltbank dabei eine zentrale Rolle
zuzuweisen, wurden von der G-77
abgelehnt. Lediglich an einer Stelle
taucht nun der Verweis auf, dass das
Konzept der PRSPs „in Betracht ge-
zogen“ werden solle. Sehr deutlich
formuliert ist dagegen die Forderung
„partizipatorische Verfahren“ zu
schaffen, um die sozialen Folgen von
Strukturanpassungsprogrammen und
Reformpaketen vor, während und
nach der Umsetzungsphase zu übe r-
prüfen.

Mit einer gemischten Bilanz geht die
Internationale Arbeitsorganisation aus
der Sondergeneralversammlung he r-
vor. Ursprünglich war erwartet wor-
den, dass allein durch die Wahl des
Veranstaltungsortes Genf und die
verbindende Rolle des jetzigen ILO-
Generaldirektors Somavia die Organi-
sation politischen Rückenwind erhal-
ten würde. Auf der einen Seite erfuhr
die ILO auch Unterstützung für ihre
Arbeit. Nach langem Widerstand der
G-77 wurden immerhin die Kerna r-
beitsnormen der ILO und ihre Erklä-
rung von 1998 über die grundlegen-
den Prinzipien und Rechte bei der Ar-
beit bestätigt. Außerdem unterstützen
die Regierungen die Ausarbeitung ei-
ner „kohärenten und koordinierten
internationalen Beschäftigungsstrate-
gie“ und die Veranstaltung eines
„Weltbeschäftigungsforums“ durch
die ILO im Jahr 2001.

Auf der anderen Seite wurden ur-
sprünglich vorgesehene Arbeitsauf-
träge an die ILO im letzten Moment
aus dem Abschlussdokument gestri-
chen. Dies galt sowohl für den Vor-
schlag an die ILO, Richtlinien zur so-
zialen Verantwortung der Privatwirt-
schaft zu entwickeln, als auch für die
Idee einer „multilateralen Initiative“
von ILO, Weltbank, IWF, WTO,
UNCTAD und anderen Organisatio-
nen (einschließlich der Zivilgesell-
schaft), um die sozialen Dimensionen
der Globalisierung „besser zu verste-
hen“ und integrierte Ansätze für die
Beziehungen zwischen Handel, Ent-
wicklung, Armut und Arbeit zu ent-

wickeln. Die G-77 witterte hinter die-
sen Initiativen offensichtlich den Ver-
such, durch die Hintertür die Ause i-
nandersetzung über Sozialklauseln auf
die internationale Agenda zu setzen.
Vor allem die starke Unterstützung
der USA für diese Initiativen hatte die
G-77 vermutlich misstrauisch ge-
macht.

Eine unerwartet harte Auseinander-
setzung entwickelte sich aus der For-
derung der G-77, angeführt von Süd-
afrika, das Menschenrecht auf Ge-
sundheitsversorgung im Zweifelsfall
über den im TRIPS-Abkommen der
WTO verankerten Patentschutz zu
stellen und den Zugang zu lebens-
notwendigen Medikamenten zu er-
schwinglichen Preisen zu gewährleis-
ten. Die USA, die EU, Kanada, Japan
und Australien lehnten dieses Ansin-
nen vehement ab. Letztlich einigte
man sich darauf, den Wortlaut des
Artikels 7 des TRIPS-Abkommens zu
übernehmen, in dem der Patentschutz
in Beziehung zur sozialen und wirt-
schaftlichen Wohlfahrt der Patentnut-
zer gesetzt wird. Ein fauler Kompro-
miss, der dennoch von vielen G-77-
Delegierten als moralischer Sieg ange-
sehen wurde.

Als Indiz für den geringen politischen
Stellenwert des Kopenhagen-Prozes-
ses wurde der Verzicht der Regierun-
gen gewertet, sich auf die Durchfüh-
rung eines zweiten Weltsozialgipfels
im Jahr 2005 zu verständigen. Das
Genfer Schlussdokument verweist für
das weitere Follow-up lediglich auf
die UN-Kommission für soziale Ent-
wicklung, die schon in der Vergan-
genheit mit den Themen des Sozial-
gipfels hoffnungslos überfordert war.
Peter Eisenblätter von terre des
hommes, einer der Vertreter des Fo-
rums Weltsozialgipfel in der deut-
schen Delegation, nannte dies einen
„schwerwiegenden Fehler“ und
stellte fest:  „Während im Folgepro-
zess der Rio-Konferenz über Umwelt
und Entwicklung im Jahr 2002 ein
zweiter Erdgipfel stattfinden wird, ist
dies für den Bereich sozialer Ent-
wicklung offensichtlich nicht gewollt.
Es ist ein fatales Signal, dass die Re-
gierungen der sozialen Frage damit
eine wesentlich geringere Bedeutung
beimessen.”

Fazit

Die Genfer Sondergeneralversamm-
lung hat einmal mehr deutlich ge-
macht, dass derartige Veranstaltun-
gen kaum geeignet sind, die Regie-
rungen zur verbindlicheren Umse t-
zung ihrer auf den Weltkonferenzen
eingegangenen Verpflichtungen zu
bewegen. Ein Gremium von 188
Staaten mit den unterschiedlichsten
Interessen, in dem das Konsensprinzip
gilt und damit faktisch jedes Mitglied
ein Vetorecht besitzt, kann kaum
mehr als Formelkompromisse zustan-
de bringen. Dies gilt umso mehr an-
gesichts der Auflösungserscheinungen
innerhalb der G-77. Dieser Zusam-
menschluss aus inzwischen 133 Län-
dern des Südens hat zunehmend
Schwierigkeiten, mit einer Stimme zu
sprechen. Die politischen Prioritäten
von Ländern wie Mexiko und Südko-
rea, die mittlerweile Mitglied
der OECD sind, haben nur noch we-
nig gemein mit denen von Mosambik
oder Laos.

Um einen Ausweg aus der gegenwär-
tigen Sackgasse der Nord-Süd-
Verhandlungen zu finden, müssen
neue institutionelle Formen des Inte-
ressenausgleichs und der verbindli-
chen Nord-Süd-Kooperation entwi-
ckelt werden. Die Millenniums-Ver-
sammlung, zu der sich die Staats- und
Regierungschefs im September 2000
in New York treffen und die UN-
Konferenz über Entwicklungsfinan-
zierung im Jahr 2001 werden sich mit
diesen Fragen befassen. Dabei geht es
freilich nicht nur um die Formen, son-
dern auch um die Konzepte künftiger
Nord-Süd-Politik. Die Genfer Sonde r-
generalversammlung hat die Abkehr
von den neoliberalen Ansätzen der
Vergangenheit bekräftigt, ohne sich
auf ein alternatives Konzept zu ver-
ständigen. Forderungen nach einer
Neubelebung der Rolle des Staates
und der Stärkung zwischenstaatlicher
Institutionen blieben in Genf ohne
politische Konsequenzen. Die Suche
nach dem „neuen Entwicklungspara-
digma“ ist in vollem Gange.

Mit ihrer Weigerung, im Jahr 2005
einen zweiten Weltsozialgipfel durch-
zuführen, um dort die Verwirklichung
der vereinbarten Ziele der Armutsbe-
kämpfung und sozialen Entwicklung
auf höchster Ebene zu überprüfen,
haben die Regierungen den Kopen-
hagen-Prozess aufs politische Abstell-
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gleis manövriert. Der wechselseitige
Druck der Regierungen, die Ver-
pflichtungen von Kopenhagen zu er-
füllen, wird dadurch abnehmen. Die
internationale Social Watch-Initiative
hat daraufhin bereits angekündigt, in
die Bresche zu springen, und den po-
litischen Druck auf die Regierungen
u.a. durch den jährlichen Social
Watch-Report noch zu erhöhen. Soci-
al Watch hat sich innerhalb von nur
fünf Jahren zu einem globalen Netz-
werk von mehreren hundert Gruppen
und Organisationen entwickelt, die
sich dem Ziel weltweiter sozialer Ge-
rechtigkeit und der Beseitigung der
Armut im Süden und Norden ver-
schrieben haben. Die Entwicklung von
Social Watch zählt zu den wenigen
Erfolgsstorys im bisherigen Kopenha-
gen-Prozess. Angesichts der schwa-
chen Ergebnisse von Genf wird seine
Rolle in Zukunft sicher noch wichtiger
werden. n
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Weitere Informationen zur Genfer Sondergeneralversammlung der UN sowie
zum Kopenhagen+5-Prozess finden Sie in der 3-teiligen Sonderdienst-Serie
„Kopenhagen+5“ des Informationsbrief Weltwirtschaft und Entwicklung,
herausgegeben von WEED in Zusammenarbeit mit dem Nord-Süd-Netz im
DGB-Bildungswerk, Düsseldorf, terre des hommes, Osnabrück, und Action So-
lidarité Tiers Monde (ASTM), Luxembourg.

I. 5 Jahre nach dem Weltsozialgipfel - Die Globalisierung mit sozialer
Maske - Armutsstrategien im Vergleich (SD Nr. 02/2000)

II. Armutsbekämpfung contra Strukturanpassung? Zur Kritik der
jüngsten Strategie von IWF und Weltbank  (SD Nr. 03/2000)

III. Nach der UN-Sondergeneralversammlung in Genf: Die internatio-
nale soziale Frage auf dem Abstellgleis  (SD Nr. 04/2000)

Die Sonderdienst-Serie kann bei WEED bezogen werden.
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